
20. 2.2013 Gesetz zu den Änderungen vom 10. und 11. Juni 2010 des Römischen Statuts des Inter -
nationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 139

GESTA: XA011

8.10.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und 
-verbringungsregister  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 151

7.11.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über Maßnahmen zum Verbot und
zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut  . . . . . . . . . . . . . . . 151

14.11.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1997 des Montrealer Protokolls über
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 152

14.11.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1999 des Montrealer Protokolls über
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 152

15.11.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über
die Beförderung im internationalen Luftverkehr  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 153

12.12.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die an Ver -
fahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden Personen  . . . . . . . . . . 154

13.12.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens über die Zuständigkeit,
das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 155

19.12.2012 Bekanntmachung zum Europäischen Übereinkommen über die Zustellung von Schriftstücken in 
Verwaltungssachen im Ausland sowie zum Europäischen Übereinkommen über die Erlangung von
Auskünften und Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 156

19.12.2012 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller
Personen vor dem Verschwindenlassen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 158

4. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Errichtung des 
Afrikanischen Entwicklungsfonds . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 159

8. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens über den Schutz von 
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption  . . . . . . . . . . . . . . . . . 159

8. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über internationale Beförderungen
leicht verderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförderungsmittel, die für diese Beförde-
rungen zu verwenden sind (ATP)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 160

8. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Ausarbeitung eines Euro-
päischen Arzneibuches . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 160

9. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens des Europarats über Computer-
kriminalität  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 161

14. 1.2013 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Vertrags über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in
der Wirtschafts- und Währungsunion . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 162

14. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens zur Errichtung der Karibischen 
Entwicklungsbank . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 163

14. 1.2013 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Abkommens über Partnerschaft und Zusammenarbeit
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik
 Armenien andererseits  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 163

Tag Inhal t Seite

Fortsetzung nächste Seite

Bundesgesetzblatt
137

Teil II G 1998

2013 Ausgegeben zu Bonn am 26. Februar 2013 Nr. 4

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



138 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2013 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 26. Februar 2013

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 164

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens zur Verminderung der Staaten -
losigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 165

15. 1.2013 Bekanntmachung zum Europäischen Übereinkommen über die Regelung des Personenverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 165

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über das Verbot des Einsatzes,
der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernichtung 166

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens der WHO zur Eindämmung
des Tabakgebrauchs  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 167

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe  . . . . . . . . . 167

15. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten  . . . . . . . . . . . . 168

16. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über das Recht der 
Verträge  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 168

17. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Umweltverträglichkeits -
prüfung im grenzüberschreitenden Rahmen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 169

17. 1.2013 Bekanntmachung zum Haager Übereinkommen über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher
Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 169

17. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Europäischen Charta der kommunalen Selbst -
verwaltung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 170

18. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens gegen Doping 
im Sport  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 170

18. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens 
von 2006  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 171

21. 1.2013 Bekanntmachung zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den inter -
nationalen Warenkauf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 171

21. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Abkommens über die Internationale Finanz-
Corporation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 172

22. 1.2013 Bekanntmachung des deutsch-guatemaltekischen Abkommens über Finanzielle Zusammenarbeit 174

23. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über Gewalttätig-
keit und Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen 176

24. 1.2013 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die inter -
nationale Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN)  . . . . . . . . . . . . . . . . . 177

25. 1.2013 Bekanntmachung der Neufassung des Anhangs zu dem Übereinkommen vom 16. November 1989
gegen Doping/der Anlage I zu dem Internationalen Übereinkommen vom 19. Oktober 2005 gegen 
Doping im Sport  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 177

6. 2.2013 Bekanntmachung der Neufassung der Pariser Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle  . . . . . . . . . 187

Tag Inhal t Seite

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Den folgenden von der Überprüfungskonferenz des Römischen Statuts in
Kampala mit Resolutionen vom 10. und 11. Juni 2010 angenommenen Änderun-
gen des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli
1998 (BGBl. 2000 II S. 1393, 1394) wird zugestimmt:

1. Resolution RC/Res.5 vom 10. Juni 2010 – Änderungen des Artikels 8 des
 Römischen Statuts – mit Anlage I,

2. Resolution RC/Res.6 vom 11. Juni 2010 – Das Verbrechen der Aggression –
mit Anlage I.

Die Resolutionen werden nachstehend mit einer amtlichen deutschen Über -
setzung veröffentlicht. 

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem die Änderungen nach Artikel 1 nach Artikel 121 Absatz 5
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs jeweils für die
 Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt
zu geben.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden.

Berlin, den 20. Februar 2013

D e r  B u n d e s p rä s i d e n t
J o a c h i m  G a u c k

D i e  B u n d e s k a n z l e r i n
Dr. A n g e l a  M e r k e l

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  A u s w ä r t i g e n
G u i d o  We s te r w e l l e

D i e  B u n d e s m i n i s t e r i n  d e r  J u s t i z
S .  Le u t h e u s s e r - S c h n a r re n b e rg e r
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The Review Conference,

Noting article 123, paragraph 1, of the
Rome Statute of the International Criminal
Court which requests the Secretary-Gener-
al of the United Nations to convene a Re-
view Conference to consider any amend-
ments to the Statute seven years after its
entry into force,

Noting article 121, paragraph 5, of the
Statute which states that any amendment
to articles 5, 6, 7 and 8 of the Statute shall
enter into force for those States Parties
which have accepted the amendment one
year after the deposit of their instruments of
ratification or acceptance and that in re-
spect of a State Party which has not ac-
cepted the amendment, the Court shall not
exercise its jurisdiction regarding the crime
covered by the amendment when commit-
ted by that State Party’s nationals or on its
territory, and confirming its understanding
that in respect to this amendment the same
principle that applies in respect of a State
Party which has not accepted the amend-
ment applies also in respect of States that
are not parties to the Statute,

Confirming that, in light of the provision
of article 40, paragraph 5, of the Vienna
Convention on the Law of Treaties, States
that subsequently become States Parties to
the Statute will be allowed to decide
whether to accept the amendment con-
tained in this resolution at the time of ratifi-
cation, acceptance or approval of, or ac-
cession to the Statute,

Noting article 9 of the Statute on the
 Elements of Crimes which states that such

La Conférence de révision,

Notant que le paragraphe 1 de l’arti-
cle 123 du Statut de Rome de la Cour pé-
nale internationale demande au Secrétaire
général de l’Organisation des Nations Unies
de convoquer une conférence de révision
pour examiner tout amendement au Statut,
sept ans après son entrée en vigueur,

Notant le paragraphe 5 de l’article 121 du
Statut qui stipule qu’un amendement aux
articles 5, 6, 7 et 8 du Statut entre en vi-
gueur à l’égard des États Parties qui l’ont
accepté un an après le dépôt de leurs ins-
truments de ratification ou d’acceptation et
que la Cour n’exerce pas sa compétence à
l’égard d’un crime faisant l’objet de cet
amendement lorsque ce crime a été com-
mis par un ressortissant d’un État Partie qui
n’a pas accepté l’amendement ou sur le
territoire de cet État, et confirmant qu’il est
entendu que, en ce qui concerne cet amen-
dement, le même principe qui s’applique à
l’égard d’un État Partie qui n’a pas accepté
l’amendement s’applique également à
l’égard des États non parties au Statut,

Confirmant que, à la lumière du para-
graphe 5 de l’article 40 de la Convention de
Vienne sur le droit des traités, les États qui
deviennent subséquemment États Parties
au Statut auront le droit de décider d’ac-
cepter ou non l’amendement énoncé dans
cette résolution au moment de leur ratifica-
tion, acceptation ou approbation ou au mo-
ment de leur adhésion au Statut,

Notant que l’article 9 du Statut sur les
éléments des crimes stipule que ces élé-

(Übersetzung)

Die Überprüfungskonferenz,

in Anbetracht des Artikels 123 Absatz 1
des Römischen Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs, in dem der Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen ersucht wird,
 sieben Jahre nach Inkrafttreten des Statuts
eine Überprüfungskonferenz zur Prüfung
 etwaiger Änderungen des Statuts einzube-
rufen,

in Anbetracht des Artikels 121 Absatz 5
des Statuts, in dem es heißt, dass eine Än-
derung der Artikel 5, 6, 7 und 8 des Statuts
für die Vertragsstaaten, welche die Ände-
rung angenommen haben, ein Jahr nach
Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder An-
nahmeurkunde in Kraft tritt und dass der
Gerichtshof seine Gerichtsbarkeit über ein
von der Änderung erfasstes Verbrechen hin-
sichtlich eines Vertragsstaats, der die Ände-
rung nicht angenommen hat, nicht ausübt,
wenn das Verbrechen von Staatsangehöri-
gen des betreffenden Vertragsstaats oder in
dessen Hoheitsgebiet begangen wurde,
und ihr Verständnis bestätigend, dass in
Bezug auf diese Änderung derselbe Grund-
satz, der für einen Vertragsstaat gilt, der die
Änderung nicht angenommen hat, auch für
Staaten gilt, die nicht Vertragspartei des
Statuts sind,

bestätigend, dass im Lichte des Arti-
kels 40 Absatz 5 des Wiener Übereinkom-
mens über das Recht der Verträge Staaten,
die später Vertragsstaat des Statuts wer-
den, entscheiden können, ob sie die in die-
ser Resolution enthaltene Änderung zum
Zeitpunkt der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung des Statuts oder des Beitritts
dazu annehmen,

in Anbetracht des Artikels 9 des Statuts
über die „Verbrechenselemente“, in dem es
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Adopted at the 12th plenary meeting, on 10 June 2010, by consensus

RC/Res.5
Amendments

to article 8 of the Rome Statute

Résolution RC/Res.5
Adoptée à la douzième séance plénière, le 10 juin 2010, par consensus

RC/Res.5
Amendements

à l’article 8 du Statut de Rome
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Elements shall assist the Court in the inter-
pretation and application of the provisions
of the crimes within its jurisdiction,

Taking due account of the fact that the
crimes of employing poison or poisoned
weapons; of employing asphyxiating, poi-
sonous or other gases, and all analogous
liquids, materials or devices; and of em-
ploying bullets which expand or flatten eas-
ily in the human body, such as bullets with
a hard envelope which does not entirely
cover the core or is pierced with incisions,
already fall within the jurisdiction of the
Court under article 8, paragraph 2 (b), as
serious violations of the laws and customs
applicable in international armed conflict,

Noting the relevant elements of the
crimes within the Elements of Crimes al-
ready adopted by the Assembly of States
Parties on 9 September 2000,

Considering that the abovementioned
relevant elements of the crimes can also
help in their interpretation and application in
armed conflict not of an international char-
acter, in that inter alia they specify that the
conduct took place in the context of and
was associated with an armed conflict,
which consequently confirm the exclusion
from the Court’s jurisdiction of law enforce-
ment situations,

Considering that the crimes referred to in
article 8, paragraph 2 (e) (xiii) (employing
poison or poisoned weapons) and in arti-
cle 8, paragraph 2 (e) (xiv) (asphyxiating,
poisonous or other gases, and all analo-
gous liquids, materials and devices) are
 serious violations of the laws and customs
applicable in armed conflict not of an inter-
national character, as reflected in custom-
ary international law,

Considering that the crime referred to in
article 8, paragraph 2 (e) (xv) (employing
bullets which expand or flatten easily in the
human body), is also a serious violation of
the laws and customs applicable in armed
conflict not of an international character,
and understanding that the crime is com-
mitted only if the perpetrator employs the
bullets to uselessly aggravate suffering or
the wounding effect upon the target of such
bullets, as reflected in customary interna-
tional law,

1. Decides to adopt the amendment to
 article 8, paragraph 2 (e), of the Rome

ments aident la Cour à interpréter et appli-
quer les dispositions des crimes qui relè-
vent de sa compétence,

Tenant dûment compte du fait que les
crimes consistant en le fait d’employer du
poison ou des armes empoisonnées ; le fait
d’employer des gaz asphyxiants, toxiques
ou similaires, ainsi que tous liquides, ma-
tières ou procédés analogues; et le fait
d’utiliser des balles qui s’épanouissent ou
s’aplatissent facilement dans le corps hu-
main, telles que des balles dont l’enveloppe
dure ne recouvre pas entièrement le centre
ou est percée d’entailles, relèvent déjà de la
compétence de la Cour, en vertu du para-
graphe 2, b) de l’article 8, en tant que viola-
tions graves des lois et coutumes applica-
bles aux conflits armés internationaux,

Notant les éléments des crimes perti-
nents parmi les Éléments des crimes déjà
adoptés par l’Assemblée des États Parties
le 9 septembre 2000,

Considérant que l’interprétation et l’appli-
cation des éléments des crimes pertinent
susmentionnés peuvent également aider,
dans le cadre de conflits armés ne présen-
tant pas un caractère international, en ce
qu’ils précisent, entre autres, que le com-
portement a eu lieu dans le contexte d’un
conflit armé et était associé à celui-ci, ce
qui confirme en conséquence l’exclusion de
la compétence de la Cour à l’égard des
 situations de maintien de l’ordre public,

Considérant que les crimes visés au
 paragraphe 2, e), xiii) de l’article 8 (le fait
d’employer du poison ou des armes empoi-
sonnées) et au paragraphe 2, e), xiv) de l’ar-
ticle 8 (le fait d’employer des gaz as-
phyxiants, toxiques ou similaires, ainsi que
tous liquides, matières ou procédés ana-
logues) constituent des violations graves
des lois et coutumes applicables aux
conflits armés ne présentant pas un carac-
tère international, conformément au droit
coutumier international,

Considérant que le crime visé au para-
graphe 2, e), xv) de l’article 8 (le fait d’utiliser
des balles qui s’épanouissent ou s’aplatis-
sent facilement dans le corps humain)
constitue également une violation grave des
lois et coutumes applicables aux conflits ar-
més ne présentant pas un caractère inter-
national, et étant entendu que l’acte ne
constitue un crime que lorsque l’auteur
 utilise les balles pour aggraver inutilement
les souffrances ou les blessures infligées à
la personne visée, conformément au droit
coutumier international,

1. Décide d’adopter l’amendement au pa-
ragraphe 2, e) de l’article 8 du Statut de

heißt, dass die Elemente dem Gerichtshof
bei der Auslegung und Anwendung der Be-
stimmungen in Bezug auf die seiner Ge-
richtsbarkeit unterliegenden Verbrechen
helfen,

unter gebührender Berücksichtigung
dessen, dass die Verbrechen der Verwen-
dung von Gift oder vergifteten Waffen, der
Verwendung erstickender, giftiger oder
gleichartiger Gase sowie aller ähnlichen
Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen
und der Verwendung von Geschossen, die
sich im Körper des Menschen leicht aus-
dehnen oder flachdrücken, beispielsweise
Geschosse mit einem harten Mantel, der
den Kern nicht ganz umschließt oder mit
Einschnitten versehen ist, als schwere Ver-
stöße gegen die in einem internationalen
bewaffneten Konflikt anwendbaren Geset-
ze und Gebräuche nach Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe b bereits der Gerichtsbarkeit
des Gerichtshofs unterliegen,

in Anbetracht der relevanten Elemente
der Verbrechen innerhalb der „Verbrechens-
elemente“, die bereits am 9. September
2000 von der Versammlung der Vertrags-
staaten angenommen wurden,

in der Erwägung, dass die genannten re-
levanten Elemente der Verbrechen auch bei
der Auslegung und Anwendung in bewaff-
neten Konflikten, die keinen internationalen
Charakter haben, helfen können, da sie un-
ter anderem präzisieren, dass das Verhalten
im Zusammenhang mit einem bewaffneten
Konflikt stattfand und mit diesem verbun-
den war, wodurch somit bestätigt wird,
dass Situationen im Zusammenhang mit
der Wahrung der öffentlichen Sicherheit von
der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs aus-
geschlossen sind,

in der Erwägung, dass die in Artikel 8
 Absatz 2 Buchstabe e Ziffer xiii (Verwen-
dung von Gift oder vergifteten Waffen) und
in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e Ziffer xiv
(Verwendung erstickender, giftiger oder
gleichartiger Gase sowie aller ähnlichen
Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen)
genannten Verbrechen schwere Verstöße
gegen die Gesetze und Gebräuche dar -
stellen, die in einem bewaffneten Konflikt
anwendbar sind, der keinen internationalen
Charakter hat, wie sich aus dem Völkerge-
wohnheitsrecht ergibt,

in der Erwägung, dass das in Artikel 8
Absatz 2 Buchstabe e Ziffer xv (Verwen-
dung von Geschossen, die sich im Körper
des Menschen leicht ausdehnen oder flach-
drücken) genannte Verbrechen ebenfalls ei-
nen schweren Verstoß gegen die Gesetze
und Gebräuche darstellt, die in einem
 bewaffneten Konflikt anwendbar sind, der
keinen internationalen Charakter hat, und 
in dem Verständnis, dass nur dann ein Ver-
brechen vorliegt, wenn der Täter die Ge-
schosse verwendet, um das Leiden oder
die Verletzungswirkung bei der Person, die
Ziel dieser Geschosse ist, unnötig zu ver-
stärken, wie sich aus dem Völkergewohn-
heitsrecht ergibt,

1. beschließt, die in Anlage I dieser Re -
solution enthaltene Änderung des Arti-
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Statute of the International Criminal
Court contained in annex I to the
 present resolution, which is subject to
ratification or acceptance and shall
 enter into force in accordance with
 article 121, paragraph 5, of the Statute;

2. Decides to adopt the relevant elements
to be added to the Elements of Crimes,
as contained in annex II to the present
resolution.

Rome de la Cour pénale internationale
contenu dans l’annexe I à la présente
résolution, qui est soumis à ratification
ou acceptation, et entrera en vigueur
conformément au paragraphe 5 de l’ar-
ticle 121 du Statut;

2. Décide d’adopter les éléments perti-
nents qui doivent être ajoutés aux Élé-
ments des crimes, tels que contenus
dans l’annexe II à la présente résolution.

kels 8 Absatz 2 Buchstabe e des Römi-
schen Statuts des Internationalen Straf-
gerichtshofs anzunehmen, die der Rati-
fikation oder Annahme bedarf und die
gemäß Artikel 121 Absatz 5 des  Statuts
in Kraft tritt;

2. beschließt, die in Anlage II*) dieser Re -
solution enthaltenen, den „Verbrechens-
elementen“ anzufügenden relevanten
Elemente anzunehmen.
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(Übersetzung)

In Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e wird
Folgendes angefügt:

„xiii) die Verwendung von Gift oder vergif-
teten Waffen;

xiv) die Verwendung erstickender, giftiger
oder gleichartiger Gase sowie aller
ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffe oder
Vorrichtungen;

xv) die Verwendung von Geschossen, die
sich im Körper des Menschen leicht
ausdehnen oder flachdrücken, bei-
spielsweise Geschosse mit einem
harten Mantel, der den Kern nicht
ganz umschließt oder mit Einschnit-
ten versehen ist;“
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Add to article 8, paragraph 2 (e), the
following:

“(xiii) Employing poison or poisoned
weapons;

(xiv) Employing asphyxiating, poisonous
or other gases, and all analogous
 liquids, materials or devices;

(xv) Employing bullets which expand or
flatten easily in the human body, such
as bullets with a hard envelope which
does not entirely cover the core or is
pierced with incisions.”

Ajouter au paragraphe 2, e) de l’arti-
cle 8 les points suivants:

«xiii) Le fait d’employer du poison ou des
armes empoisonnées;

xiv) Le fait d’employer des gaz as-
phyxiants, toxiques ou similaires,
ainsi que tous liquides, matières ou
procédés analogues;

xv) Le fait d’utiliser des balles qui s’épa-
nouissent ou s’aplatissent facilement
dans le corps humain, telles que des
balles dont l’enveloppe dure ne re-
couvre pas entièrement le centre ou
est percée d’entailles.»

A n l a g e  I

Änderung des Artikels 8

A n n e x  I

Amendment to article 8

A n n e x e  I

Amendement à l’article 8
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The Review Conference,

Recalling paragraph 1 of article 12 of the
Rome Statute,

Recalling paragraph 2 of article 5 of the
Rome Statute,

Recalling also paragraph 7 of resolution F,
adopted by the United Nations Diplomatic
Conference of Plenipotentiaries on the
 Establishment of an International Criminal
Court on 17 July 1998,

Recalling further resolution ICC-ASP/1/
Res.1 on the continuity of work in respect
of the crime of aggression, and expressing
its appreciation to the Special Working
Group on the Crime of Aggression for
 having elaborated proposals on a provision
on the crime of aggression,

Taking note of resolution ICC-ASP/8/
Res.6, by which the Assembly of States
Parties forwarded proposals on a provision
on the crime of aggression to the Review
Conference for its consideration,

Resolved to activate the Court’s jurisdic-
tion over the crime of aggression as early as
possible,

1. Decides to adopt, in accordance with
article 5, paragraph 2, of the Rome
Statute of the International Criminal
Court (hereinafter: “the Statute”) the
amendments to the Statute contained in
annex I of the present resolution, which
are subject to ratification or acceptance
and shall enter into force in accordance
with article 121, paragraph 5; and notes
that any State Party may lodge a decla-

La Conférence de révision,

Rappelant le paragraphe 1 de l’article 12
du Statut de Rome,

Rappelant le paragraphe 2 de l’article 5
du Statut de Rome,

Rappelant également le paragraphe 7 de
la résolution F, adoptée le 17 juillet 1998 par
la Conférence diplomatique de plénipoten-
tiaires des Nations Unies sur la création
d’une Cour criminelle internationale,

Rappelant en outre la résolution ICC-
ASP/1/Res.1 relative à la poursuite des tra-
vaux concernant le crime d’agression et ex-
primant ses remerciements au Groupe de
travail spécial sur le crime d’agression pour
avoir élaboré des propositions concernant
une disposition relative au crime d’agres-
sion,

Prenant note de la résolution ICC-
ASP/8/Res.6, par laquelle l’Assemblée des
États Parties a transmis à la Conférence de
révision pour examen une disposition rela-
tive au crime d’agression,

Résolue à déclencher la compétence de
la Cour à l’égard du crime d’agression aus-
sitôt que possible,

1. Décide d’adopter, conformément à 
l’article 5, paragraphe 2, du Statut de
Rome de la Cour pénale internationale
(ci-après dénommé le «Statut») les
amendements au Statut figurant à l’an-
nexe I de la présente résolution, qui sont
sujets à ratification ou à acceptation et
entreront en vigueur conformément à
l’article 121, paragraphe 5; et note que
tout État Partie peut déposer une décla-

(Übersetzung)

Die Überprüfungskonferenz,

unter Hinweis auf Artikel 12 Absatz 1 des
Römischen Statuts,

unter Hinweis auf Artikel 5 Absatz 2 des
Römischen Statuts,

außerdem unter Hinweis auf Ziffer 7 der
Resolution F, die am 17. Juli 1998 von der
Diplomatischen Bevollmächtigtenkonferenz
der Vereinten Nationen zur Errichtung eines
Internationalen Strafgerichtshofs angenom-
men wurde,

ferner unter Hinweis auf die Resolution
ICC-ASP/1/Res.1 über die Kontinuität der
Arbeiten zum Verbrechen der Aggression
und mit dem Ausdruck ihres Dankes an die
Sonderarbeitsgruppe zum Verbrechen der
Aggression für die Ausarbeitung von Vor-
schlägen für eine Bestimmung über das
Verbrechen der Aggression,

Kenntnis nehmend von der Resolution
ICC-ASP/8/Res.6, mit der die Versammlung
der Vertragsstaaten der Überprüfungskon-
ferenz Vorschläge für eine Bestimmung
über das Verbrechen der Aggression zur
Behandlung übermittelte,

entschlossen, die Gerichtsbarkeit des
Gerichtshofs über das Verbrechen der
 Aggression möglichst bald zu aktivieren,

1. beschließt, im Einklang mit Artikel 5 Ab-
satz 2 des Römischen Statuts des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs (im Folgen-
den „Statut“) die in Anlage I dieser
Resolution enthaltenen Änderungen des
Statuts anzunehmen, die der Ratifikati-
on oder Annahme bedürfen und die ge-
mäß Artikel 121 Absatz 5 in Kraft treten,
und stellt fest, dass jeder Vertragsstaat
vor der Ratifikation oder Annahme eine
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ration referred to in article 15bis prior to
ratification or acceptance;

2. Also decides to adopt the amendments
to the Elements of Crimes contained in
annex II of the present resolution;

3. Also decides to adopt the understand-
ings regarding the interpretation of the
abovementioned amendments con-
tained in annex III of the present resolu-
tion;

4. Further decides to review the amend-
ments on the crime of aggression 
seven years after the beginning of the
Court’s exercise of jurisdiction;

5. Calls upon all States Parties to ratify or
accept the amendments contained in
annex I.

ration prévue à l’article 15bis avant ratifi-
cation ou acceptation;

2. Décide également d’adopter les amen-
dements aux Éléments des crimes figu-
rant à l’annexe II à la présente résolu-
tion;

3. Décide également d’adopter les élé-
ments d’interprétation des amende-
ments susmentionnés figurant à l’an-
nexe III de la présente résolution;

4. Décide en outre de réexaminer les
amendements relatifs au crime d’agres-
sion sept ans après le commencement
par la Cour de l’exercice de sa compé-
tence;

5. Demande à tous les États Parties de
 ratifier ou d’accepter les amendements
figurant à l’annexe I.

Erklärung nach Artikel 15bis hinterlegen
kann;

2. beschließt außerdem, die in Anlage II*)
dieser Resolution enthaltenen Änderun-
gen der „Verbrechenselemente“ anzu-
nehmen;

3. beschließt außerdem, die in Anlage III*)
dieser Resolution enthaltenen verein-
barten Auslegungen betreffend die ge-
nannten Änderungen anzunehmen;

4. beschließt ferner, die Änderungen in Be-
zug auf das Verbrechen der Aggression
sieben Jahre nach Beginn der Aus-
übung der Gerichtsbarkeit durch den
Gerichtshof zu überprüfen;

5. fordert alle Vertragsstaaten auf, die in
Anlage I enthaltenen Änderungen zu
 ratifizieren oder anzunehmen.
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1. Article 5, paragraph 2, of the Statute
is deleted.

2. The following text is inserted after
article 8 of the Statute:

Article 8bis

Crime of aggression

1. For the purpose of this Statute,
“crime of aggression” means the plan-
ning, preparation, initiation or execution,
by a person in a position effectively
to exercise control over or to direct the
 political or military action of a State, of
an act of aggression which, by its
 character, gravity and scale, constitutes
a manifest violation of the Charter of the
United Nations.

2. For the purpose of paragraph 1,
“act of aggression” means the use of
armed force by a State against the
 sovereignty, territorial integrity or politi-
cal independence of another State, or in
any other manner inconsistent with the
Charter of the United Nations. Any of
the following acts, regardless of a decla-
ration of war, shall, in accordance with
United Nations General Assembly reso-
lution 3314 (XXIX) of 14 December 1974,
qualify as an act of aggression:

a) The invasion or attack by the armed
forces of a State of the territory of
another State, or any military occu-
pation, however temporary, resulting
from such invasion or attack, or any

1. Supprimer le paragraphe 2 de l’arti-
cle 5.

2. Ajouter après l’article 8 le texte qui
suit:

Article 8bis

Crime d’agression

1. Aux fins du présent Statut, on en-
tend par «crime d’agression» la planifi-
cation, la préparation, le lancement ou
l’exécution par une personne effective-
ment en mesure de contrôler ou de diri-
ger l’action politique ou militaire d’un
État, d’un acte d’agression qui, par sa
nature, sa gravité et son ampleur,
constitue une violation manifeste de la
Charte des Nations Unies.

2. Aux fins du paragraphe 1, on en-
tend par «acte d’agression» l’emploi par
un État de la force armée contre la
 souveraineté, l’intégrité territoriale ou
l’indépendance politique d’un autre
État, ou de toute autre manière incom-
patible avec la Charte des Nations
Unies. Qu’il y ait ou non déclaration
de guerre, les actes suivants sont
des actes d’agression au regard de la
 résolution 3314 (XXIX) de l’Assemblée
générale des Nations Unies en date du
14 décembre 1974:

a) L’invasion ou l’attaque par les forces
armées d’un État du territoire d’un
autre État ou l’occupation militaire,
même temporaire, résultant d’une
telle invasion ou d’une telle attaque,

(Übersetzung)

1. Artikel 5 Absatz 2 des Statuts wird
aufgehoben.

2. Nach Artikel 8 des Statuts wird
 folgender Wortlaut eingefügt:

Artikel 8bis

Verbrechen der Aggression

(1) Im Sinne dieses Statuts bedeutet
„Verbrechen der Aggression“ die Pla-
nung, Vorbereitung, Einleitung oder
Ausführung einer Angriffshandlung, die
ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Um-
fang nach eine offenkundige Verletzung
der Charta der Vereinten Nationen dar-
stellt, durch eine  Person, die tatsächlich
in der Lage ist, das politische oder
 militärische Handeln eines Staates zu
kontrollieren oder zu lenken.

(2) Im Sinne des Absatzes 1 bedeu-
tet „Angriffshandlung“ die gegen die
Souveränität, die territoriale Unversehrt-
heit oder die politische Unabhängigkeit
eines Staates  gerichtete oder sonst
mit der Charta der Vereinten Nationen
 unvereinbare Anwendung von Waffen-
gewalt durch einen anderen Staat.
 Unabhängig von dem Vorliegen einer
Kriegserklärung gilt in Übereinstimmung
mit der Resolution 3314 (XXIX) der Ge-
neralversammlung der Vereinten Natio-
nen vom 14. Dezember 1974 jede der
folgenden Handlungen als Angriffshand-
lung:

a) die Invasion des Hoheitsgebiets
 eines Staates oder der Angriff auf
dieses durch die Streitkräfte eines
anderen Staates oder jede, wenn
auch vorübergehende, militärische
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annexation by the use of force of the
territory of another State or part
thereof;

b) Bombardment by the armed forces
of a State against the territory of
 another State or the use of any
weapons by a State against the
 territory of another State;

c) The blockade of the ports or coasts
of a State by the armed forces of
 another State;

d) An attack by the armed forces of a
State on the land, sea or air forces,
or marine and air fleets of another
State;

e) The use of armed forces of one
State which are within the territory of
another State with the agreement of
the receiving State, in contravention
of the conditions provided for in the
agreement or any extension of their
presence in such territory beyond
the termination of the agreement;

f) The action of a State in allowing its
territory, which it has placed at the
disposal of another State, to be
used by that other State for perpe-
trating an act of aggression against
a third State;

g) The sending by or on behalf of a
State of armed bands, groups,
 irregulars or mercenaries, which car-
ry out acts of armed force against
another State of such gravity as to
amount to the acts listed above, or
its substantial involvement therein.

3. The following text is inserted after
article 15 of the Statute:

Article 15bis

Exercise of jurisdiction
over the crime of aggression

(State referral, proprio motu)

1. The Court may exercise jurisdic-
tion over the crime of aggression in ac-
cordance with article 13, paragraphs (a)
and (c), subject to the provisions of this
article.

2. The Court may exercise jurisdic-
tion only with respect to crimes of
 aggression committed one year after

ou l’annexion par la force de la tota-
lité ou d’une partie du territoire d’un
autre État;

b) Le bombardement par les forces
 armées d’un État du territoire d’un
autre État, ou l’utilisation d’une arme
quelconque par un État contre le
 territoire d’un autre État;

c) Le blocus des ports ou des côtes
d’un État par les forces armées d’un
autre État;

d) L’attaque par les forces armées 
d’un État des forces terrestres, mari-
times ou aériennes, ou des flottes
aériennes et maritimes d’un autre
État;

e) L’emploi des forces armées d’un
État qui se trouvent dans le territoire
d’un autre État avec l’agrément de
celui-ci en contravention avec les
conditions fixées dans l’accord per-
tinent, ou la prolongation de la pré-
sence de ces forces sur ce territoire
après l’échéance de l’accord perti-
nent;

f) Le fait pour un État de permettre
que son territoire, qu’il a mis à la dis-
position d’un autre État, serve à la
commission par cet autre État d’un
acte d’agression contre un État tiers;

g) L’envoi par un État ou au nom d’un
État de bandes, groupes, troupes ir-
régulières ou mercenaires armés qui
exécutent contre un autre État des
actes assimilables à ceux de forces
armées d’une gravité égale à celle
des actes énumérés ci-dessus, ou
qui apportent un concours substan-
tiel à de tels actes.

3. Insérer le texte suivant après l’arti-
cle 15:

Article 15bis

Exercice de la compétence
à l’égard du crime d’agression

(Renvoi par un État,
de sa propre initiative)

1. La Cour peut exercer sa compé-
tence à l’égard du crime d’agression
conformément aux paragraphes a) et c)
de l’article 13, sous réserve des disposi-
tions qui suivent.

2. La Cour peut exercer sa compé-
tence uniquement à l’égard de crimes
d’agression commis un an après la rati-

Besetzung, die sich aus einer sol-
chen Invasion oder  einem solchen
Angriff ergibt, oder jede gewaltsame
Annexion des Hoheitsgebiets eines
anderen Staates oder eines Teiles
desselben;

b) die Bombardierung oder Beschie-
ßung des Hoheitsgebiets eines
Staates durch die Streitkräfte eines
anderen Staates oder der Einsatz
von Waffen jeder Art durch einen
Staat gegen das Hoheitsgebiet
 eines anderen Staates;

c) die Blockade der Häfen oder Küsten
 eines Staates durch die Streitkräfte
 eines anderen Staates;

d) ein Angriff der Streitkräfte eines
Staates auf die Land-, See- oder
Luftstreitkräfte oder die See- und
Luftflotte eines anderen Staates;

e) der Einsatz von Streitkräften eines
Staates, die sich mit der Zustim-
mung eines anderen Staates in des-
sen Hoheitsgebiet befinden, unter
Verstoß gegen die in der entspre-
chenden Einwilligung oder Verein -
barung vorgesehenen Bedingungen
oder jede Verlängerung ihrer An -
wesenheit in diesem Hoheitsgebiet
über den Ablauf der Geltungsdauer
der Einwilligung oder Vereinbarung
hinaus;

f) das Handeln eines Staates, wodurch
er erlaubt, dass sein Hoheitsgebiet,
das er einem anderen Staat zur Ver-
fügung gestellt hat, von diesem an-
deren Staat dazu benutzt wird, eine
Angriffshandlung gegen einen drit-
ten Staat zu begehen;

g) das Entsenden bewaffneter Banden,
Gruppen, irregulärer Kräfte oder
Söldner durch einen Staat oder
in seinem Namen, die mit Waffen -
gewalt gegen einen anderen Staat
Handlungen von solcher Schwere
ausführen, dass sie den oben aufge-
führten Handlungen gleichkommen,
oder seine wesentliche Beteiligung
daran.

3. Nach Artikel 15 des Statuts wird
folgender Wortlaut eingefügt:

Artikel 15bis

Ausübung der Gerichtsbarkeit
über das Verbrechen der Aggression

(Unterbreitung durch einen Staat
oder aus eigener Initiative)

(1) Der Gerichtshof kann vorbehalt-
lich dieses Artikels seine Gerichtsbarkeit
über das Verbrechen der Aggression in
Übereinstimmung mit Artikel 13 Buch-
staben a und c ausüben.

(2) Der Gerichtshof kann seine Ge-
richtsbarkeit nur über Verbrechen der
Aggression ausüben, die ein Jahr nach
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the ratification or acceptance of the
amendments by thirty States Parties.

3. The Court shall exercise jurisdiction
over the crime of aggression in accord -
ance with this article, subject to a deci-
sion to be taken after 1 January 2017 by
the same majority of States Parties as is
required for the adoption of an amend-
ment to the Statute.

4. The Court may, in accordance
with article 12, exercise jurisdiction over
a crime of aggression, arising from an
act of aggression committed by a State
Party, unless that State Party has previ-
ously declared that it does not accept
such jurisdiction by lodging a declara-
tion with the Registrar. The withdrawal
of such a declaration may be effected at
any time and shall be considered by the
State Party within three years.

5. In respect of a State that is not a
party to this Statute, the Court shall not
exercise its jurisdiction over the crime of
aggression when committed by that
State’s nationals or on its territory.

6. Where the Prosecutor concludes
that there is a reasonable basis to pro-
ceed with an investigation in respect of
a crime of aggression, he or she shall
first ascertain whether the Security
Council has made a determination of an
act of aggression committed by the
State concerned. The Prosecutor shall
notify the Secretary-General of the
 United Nations of the situation before
the Court, including any relevant infor-
mation and documents.

7. Where the Security Council has
made such a determination, the Prose-
cutor may proceed with the investiga-
tion in respect of a crime of aggression.

8. Where no such determination is
made within six months after the date of
notification, the Prosecutor may pro-
ceed with the investigation in respect of
a crime of aggression, provided that the
Pre-Trial Division has authorized the
commencement of the investigation in
respect of a crime of aggression in
 accordance with the procedure con-
tained in article 15, and the Security
Council has not decided otherwise in
accordance with article 16.

9. A determination of an act of
 aggression by an organ outside the
Court shall be without prejudice to the
Court’s own findings under this Statute.

fication ou l’acceptation des amende-
ments par trente États Parties.

3. La Cour exerce sa compétence à
l’égard du crime d’agression conformé-
ment à cet article, sous réserve d’une
décision qui sera prise après le 1er jan-
vier 2017 par la même majorité d’États
Parties que celle requise pour l’adoption
d’un amendement au Statut.

4. La Cour peut, conformément à
l’article 12, exercer sa compétence à
l’égard d’un crime d’agression résultant
d’un acte d’agression commis par un
État Partie à moins que cet État Partie
n’ait préalablement déclaré qu’il n’ac-
ceptait pas une telle compétence en dé-
posant une déclaration auprès du Gref-
fier. Le retrait d’une telle déclaration
peut être effectué à tout moment et sera
envisagé par l’État Partie dans un délai
de trois ans.

5. En ce qui concerne un État qui
n’est pas Partie au présent Statut, la
Cour n’exerce pas sa compétence à
l’égard du crime d’agression quand ce-
lui-ci est commis par des ressortissants
de cet État ou sur son territoire.

6. Lorsque le Procureur conclut qu’il
y a une base raisonnable pour mener
une enquête pour crime d’agression, il
s’assure d’abord que le Conseil de sé-
curité a constaté qu’un acte d’agression
avait été commis par l’État en cause. Il
avise le Secrétaire général de l’Organi-
sation des Nations Unies de la situation
portée devant la Cour et lui commu-
nique toute information et tout docu-
ment utiles.

7. Lorsque le Conseil de sécurité a
constaté un acte d’agression, le Procu-
reur peut mener l’enquête sur ce crime.

8. Lorsqu’un tel constat n’est pas fait
dans les six mois suivant la date de
l’avis, le Procureur peut mener une en-
quête pour crime d’agression, à condi-
tion que la Section préliminaire ait auto-
risé l’ouverture d’une enquête pour
crime d’agression selon la procédure
fixée à l’article 15, et que le Conseil de
sécurité n’en ait pas décidé autrement,
conformément à l’article 16.

9. Le constat d’un acte d’agression
par un organe extérieur à la Cour est
sans préjudice des constatations que
fait la Cour elle-même en vertu du pré-
sent Statut.

Ratifikation oder Annahme der Ände-
rungen durch dreißig Vertragsstaaten
begangen werden.

(3) Der Gerichtshof übt seine Ge-
richtsbarkeit über das Verbrechen der
Aggression in Übereinstimmung mit
 diesem Artikel vorbehaltlich eines Be-
schlusses aus, der nach dem 1. Januar
2017 mit derselben Mehrheit von Ver-
tragsstaaten zu fassen ist, wie sie für die
Annahme einer Änderung des Statuts
erforderlich ist.

(4) Der Gerichtshof kann in Überein-
stimmung mit Artikel 12 seine Gerichts-
barkeit über ein Verbrechen der Aggres-
sion ausüben, das sich aus einer
Angriffshandlung eines Vertragsstaats
ergibt, es sei denn, dieser Vertragsstaat
hat zuvor durch Hinterlegung einer Er-
klärung beim Kanzler bekanntgegeben,
dass er diese Gerichtsbarkeit nicht an-
erkennt. Die Rücknahme dieser Erklä-
rung kann jederzeit erfolgen und wird
von dem Vertragsstaat innerhalb von
drei Jahren geprüft.

(5) Hinsichtlich eines Staates, der
nicht Vertragspartei dieses Statuts ist,
übt der Gerichtshof seine Gerichtsbar-
keit über das Verbrechen der Aggres -
sion nicht aus, wenn das Verbrechen
von Staatsangehörigen des betreffen-
den Staates oder in dessen Hoheits -
gebiet begangen wurde.

(6) Gelangt der Ankläger zu dem
Schluss, dass eine hinreichende Grund-
lage für die Aufnahme von Ermittlungen
in Bezug auf ein Verbrechen der Aggres-
sion besteht, vergewissert er sich zu-
nächst, ob der Sicherheitsrat festgestellt
hat, dass der betreffende Staat eine
 Angriffshandlung begangen hat. Der An-
kläger benachrichtigt den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen über die beim
Gerichtshof anhängige Situation unter
Einschluss sachdienlicher Informationen
und Unterlagen.

(7) Hat der Sicherheitsrat eine ent-
sprechende Feststellung getroffen, so
kann der Ankläger die Ermittlungen in
Bezug auf ein Verbrechen der Aggres -
sion aufnehmen.

(8) Wird innerhalb von sechs Mona-
ten nach dem Zeitpunkt der Benach-
richtigung keine entsprechende Fest-
stellung getroffen, so kann der Ankläger
die Ermittlungen in Bezug auf ein Ver-
brechen der Aggression aufnehmen, so-
fern die Vorverfahrensabteilung nach
dem in Artikel 15 vorgesehenen Verfah-
ren die Genehmigung zur Einleitung der
Ermittlungen in Bezug auf ein Verbre-
chen der Aggression erteilt und der Si-
cherheitsrat nicht einen anderweitigen
Beschluss nach Artikel 16 gefasst hat.

(9) Die Feststellung einer Angriffs-
handlung durch ein Organ außerhalb
des Gerichtshofs berührt nicht die eige-
nen Erkenntnisse des Gerichtshofs nach
diesem Statut.
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10. This article is without prejudice to
the provisions relating to the exercise of
jurisdiction with respect to other crimes
referred to in article 5.

4. The following text is inserted after
article 15bis of the Statute:

Article 15ter

Exercise of jurisdiction
over the crime of aggression

(Security Council referral)

1. The Court may exercise jurisdic-
tion over the crime of aggression in ac-
cordance with article 13, paragraph (b),
subject to the provisions of this article.

2. The Court may exercise jurisdic-
tion only with respect to crimes of
 aggression committed one year after
the ratification or acceptance of the
amendments by thirty States Parties.

3. The Court shall exercise jurisdic-
tion over the crime of aggression in
 accordance with this article, subject to
a decision to be taken after 1 January
2017 by the same majority of States
Parties as is required for the adoption of
an amendment to the Statute.

4. A determination of an act of
 aggression by an organ outside the
Court shall be without prejudice to the
Court’s own findings under this Statute.

5. This article is without prejudice to
the provisions relating to the exercise of
jurisdiction with respect to other crimes
referred to in article 5.

5. The following text is inserted after
article 25, paragraph 3, of the
Statute:

3bis. In respect of the crime of
 aggression, the provisions of this article
shall apply only to persons in a position
effectively to exercise control over or to
direct the political or military action of a
State.

6. The first sentence of article 9, para-
graph 1, of the Statute is replaced
by the following sentence:

1. Elements of Crimes shall assist the
Court in the interpretation and applica-
tion of articles 6, 7, 8 and 8bis.

7. The chapeau of article 20, para-
graph 3, of the Statute is replaced
by the following paragraph; the
rest of the paragraph remains un-
changed:

10. Le présent article est sans préju-
dice des dispositions relatives à l’exer-
cice de la compétence à l’égard des
 autres crimes visés à l’article 5.

4. Insérer le texte suivant après l’arti-
cle 15bis du Statut:

Article 15ter

Exercice de la compétence
à l’égard du crime d’agression

(Renvoi par le Conseil de sécurité)

1. La Cour peut exercer sa compé-
tence à l’égard du crime d’agression
conformément au paragraphe b) de
 l’article 13, sous réserve des disposi-
tions qui suivent.

2. La Cour peut exercer sa compé-
tence uniquement à l’égard de crimes
d’agression commis un an après la rati-
fication ou l’acceptation des amende-
ments par trente États Parties.

3. La Cour exerce sa compétence à
l’égard du crime d’agression conformé-
ment à cet article, sous réserve d’une
décision qui sera prise après le 1er jan-
vier 2017 par la même majorité d’États
Parties que celle requise pour l’adoption
d’un amendement au Statut.

4. Le constat d’un acte d’agression
par un organe extérieur à la Cour est
sans préjudice des constatations que
fait la Cour elle-même en vertu du pré-
sent Statut.

5. Le présent article est sans préju-
dice des dispositions relatives à l’exer-
cice de la compétence à l’égard des
 autres crimes visés à l’article 5.

5. Ajouter le texte qui suit après le
 paragraphe 3 de l’article 25:

3bis. S’agissant du crime d’agres-
sion, les dispositions du présent article
ne s’appliquent qu’aux personnes effec-
tivement en mesure de contrôler ou de
diriger l’action politique ou militaire d’un
État.

6. Remplacer la première phrase du
paragraphe 1 de l’article 9 par la
phrase suivante:

1. Les éléments des crimes aident
la Cour à interpréter et appliquer les
 articles 6, 7, 8 et 8bis.

7. Remplacer le chapeau du para-
graphe 3 de l’article 20 par le texte
suivant, le reste du paragraphe res-
tant inchangé:

(10) Dieser Artikel lässt die Bestim-
mungen über die Ausübung der Ge-
richtsbarkeit über die anderen in Arti-
kel 5 bezeichneten Verbrechen unberührt.

4. Nach Artikel 15bis des Statuts wird
folgender Wortlaut eingefügt:

Artikel 15ter

Ausübung der Gerichtsbarkeit
über das Verbrechen der Aggression

(Unterbreitung
durch den Sicherheitsrat)

(1) Der Gerichtshof kann vorbehalt-
lich dieses Artikels seine Gerichtsbarkeit
über das Verbrechen der Aggression in
Übereinstimmung mit Artikel 13 Buch-
stabe b ausüben.

(2) Der Gerichtshof kann seine Ge-
richtsbarkeit nur über Verbrechen der
Aggression ausüben, die ein Jahr nach
Ratifikation oder Annahme der Ände-
rungen durch dreißig Vertragsstaaten
begangen werden.

(3) Der Gerichtshof übt seine Ge-
richtsbarkeit über das Verbrechen der
Aggression in Übereinstimmung mit
 diesem Artikel vorbehaltlich eines Be-
schlusses aus, der nach dem 1. Januar
2017 mit derselben Mehrheit von Ver-
tragsstaaten zu fassen ist, wie sie für die
Annahme einer Änderung des Statuts
erforderlich ist.

(4) Die Feststellung einer Angriffs-
handlung durch ein Organ außerhalb
des Gerichtshofs berührt nicht die eige-
nen Erkenntnisse des Gerichtshofs nach
diesem Statut.

(5) Dieser Artikel lässt die Bestim-
mungen über die Ausübung der Ge-
richtsbarkeit über die anderen in Artikel 5
bezeichneten Verbrechen unberührt.

5. Nach Artikel 25 Absatz 3 des Sta-
tuts wird folgender Wortlaut einge-
fügt:

(3bis) In Bezug auf das Verbrechen
der Aggression findet dieser Artikel nur
auf Personen Anwendung, die tatsäch-
lich in der Lage sind, das politische oder
militärische Handeln eines Staates zu
kontrollieren oder zu lenken.

6. Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 des Sta-
tuts wird durch folgenden Satz er-
setzt:

(1) Die „Verbrechenselemente“ helfen
dem Gerichtshof bei der Auslegung und
Anwendung der Artikel 6, 7, 8 und 8bis.

7. Der einleitende Halbsatz des Arti-
kels 20 Absatz 3 des Statuts wird
durch Folgendes ersetzt; der Rest
des Absatzes bleibt unverändert:
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3. No person who has been tried by
another court for conduct also pro-
scribed under article 6, 7, 8 or 8bis shall
be tried by the Court with respect to the
same conduct unless the proceedings
in the other court:

3. Quiconque a été jugé par une
 autre juridiction pour un comportement
tombant aussi sous le coup des arti-
cles 6, 7, 8 ou 8bis ne peut être jugé par
la Cour pour les mêmes faits que si la
procédure devant l’autre juridiction:

(3) Niemand, der wegen eines auch
nach Artikel 6, 7, 8 oder 8bis verbotenen
Verhaltens vor ein anderes Gericht ge-
stellt wurde, darf vom Gerichtshof für
dasselbe Verhalten belangt werden, es
sei denn, das Verfahren vor dem ande-
ren Gericht
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Das Protokoll vom 21. Mai 2003 über Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-
gungsregister (BGBl. 2007 II S. 546, 547) zu dem Übereinkommen vom 25. Juni
1998 über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent-
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
(BGBl. 2006 II S. 1251, 1252) wird nach seinem Artikel 27 Absatz 3 für

Polen am 24. Dezember 2012

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
13. September 2012 (BGBl. II S. 1047).

Berlin, den 8. Oktober 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Protokolls

über Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister

Vom 8. Oktober 2012

Das Übereinkommen vom 14. November 1970 über Maßnahmen zum Verbot
und zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kul-
turgut (BGBl. 2007 II S. 626, 627) ist nach seinem Artikel 21 für

Belgien* am 30. Juni 2009
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde abgegebe-
nen Erklärung

Kasachstan am 7. Mai 2012

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
23. Juni 2011 (BGBl. II S. 724).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der UNESCO unter http://www.unesco.org einsehbar.

Berlin, den 7. November 2012

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Ma r t i n  Ney  

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung
der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut

Vom 7. November 2012
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Die Änderung vom 17. September 1997 des Montrealer Protokolls vom
16. September 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen
(BGBl. 1998 II S. 2690, 2691), wird nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Südsudan am 14. Januar 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
30. Mai 2012 (BGBl. II S. 688).

Berlin, den 14. November 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

der Änderung von 1997 des Montrealer Protokolls
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen

Vom 14. November 2012

Die Änderung vom 3. Dezember 1999 des Montrealer Protokolls vom 16. Sep-
tember 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen
(BGBl. 2002 II S. 921, 923), wird nach ihrem Artikel 3 Absatz 3 für

Südsudan am 14. Januar 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
10. September 2012 (BGBl. II S. 1044).

Berlin, den 14. November 2012

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Ma r t i n  Ney

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

der Änderung von 1999 des Montrealer Protokolls
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen

Vom 14. November 2012
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Das Abkommen vom 12. Oktober 1929 zur Vereinheitlichung von Regeln über

die Beförderung im internationalen Luftverkehr (RGBl. 1933 II S. 1039, 1040) ist

nach seinem Artikel 38 Absatz 2 für

Armenien am 23. Februar 1999

Niederlande, karibischer Teil am 10. Oktober 2010

(Bonaire, Saba, St. Eustatius)

Aruba am 1. Januar 1986

Curaçao am 10. Oktober 2010

St. Martin (niederländischer Teil) am 10. Oktober 2010

in Kraft getreten.

M o n te n e g ro  hat am 1. April 2008 gegenüber der Regierung der Republik

Polen als Verwahrerin des Abkommens n o t i f i z i e r t ,  dass es sich mit Wirkung

vom 3. Juni 2006, dem Tag seiner Unabhängigkeitserklärung, als durch das Ab-

kommen gebunden betrachtet.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom

23. September 2003 (BGBl. II S. 1550).

Berlin, den 15. November 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t

Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln
über die Beförderung im internationalen Luftverkehr

Vom 15. November 2012
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Das Europäische Übereinkommen vom 5. März 1996 über die an Verfahren
vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden Perso-
nen (BGBl. 2001 II S. 358, 359) ist nach seinem Artikel 8 Absatz 2 für 

Estland* am 1. März 2012
nach Maßgabe von Erklärungen zu Artikel 4 des Übereinkommens

Griechenland* am 1. April 2005
nach Maßgabe eines Vorbehalts zu Artikel 4 des Übereinkommens

Lettland* am 1. September 2006
nach Maßgabe von Erklärungen zu Artikel 4 des Übereinkommens

Monaco* am 1. Mai 2007
nach Maßgabe einer Erklärung zu Artikel 4 des Übereinkommens

in Kraft getreten.

Das Übereinkommen wird weiterhin für

Polen* am 1. Februar 2013
nach Maßgabe von Vorbehalten und einer Erklärung zu den Artikeln 3 und 4
des Übereinkommens

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
29. August 2005 (BGBl. II S. 1126).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite des Europarats unter www.conventions.coe.int einsehbar.

Berlin, den 12. Dezember 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Europäischen Übereinkommens über die an Verfahren vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden Personen

Vom 12. Dezember 2012
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I.

Das Haager Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit,
das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum
Schutz von Kindern (BGBl. 2009 II S. 602, 603) ist nach seinem Artikel 61 Ab-
satz 2 für das

Vereinigte Königreich* am 1. November 2012
nach Maßgabe von Erklärungen nach den Artikeln 29, 34 und 54 sowie zu
den  Artikeln 23, 26 und 52 des Übereinkommens sowie zur Erstreckung auf
 Gibraltar

in Kraft getreten.

Das Übereinkommen wird für folgende weitere Staaten in Kraft treten:

Montenegro* am 1. Januar 2013
nach Maßgabe von Erklärungen nach den Artikeln 34 und 55 des Überein -
kommens

Schweden* am 1. Januar 2013
nach Maßgabe eines Vorbehalts nach Artikel 54 sowie einer  Erklärung zu
den Artikeln 23, 26 und 52 des Übereinkommens.

II.

Po l e n * hat am 24. Mai 2012 eine E r k l ä r u n g zu Artikel 52 Absatz 1 des
Übereinkommens abgegeben.

III.

G r i e c h e n l a n d * hat eine E r k l ä r u n g zu den Artikeln 23, 26 und 52 des
Übereinkommens abgegeben.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
27. März 2012 (BGBl. II S. 465).

* Vorbehalte und Erklärungen:

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht unter http://www.hcch.net ein-
sehbar.

Berlin, den 13. Dezember 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Haager Übereinkommens über die Zuständigkeit,
das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung

und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung
und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern

Vom 13. Dezember 2012
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Zum Europäischen Übereinkommen vom 24. November 1977 über die Zu -
stellung von Schriftstücken in Verwaltungssachen im Ausland (BGBl. 1981 II
S. 533, 535) sowie zum Europäischen Übereinkommen vom 15. März 1978 über
die Erlangung von Auskünften und Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland
(BGBl. 1981 II S. 533, 550) hat die B u n d e s re p u b l i k  D e u t s c h l a n d  dem
Generalsekretär des Europarats am 13. August 2012 die Namen und Adressen
ihrer nach den jeweiligen Artikeln 2 der Übereinkommen zu bestimmenden
 ze n t ra l e n  B e h ö rd e n  notifiziert:

B a d e n - Wü r t t e m b e rg
Regierungspräsidium Freiburg
Bissierstraße 7
79114 Freiburg i. Br.
Postanschrift:
Regierungspräsidium Freiburg
79083 Freiburg i. Br.
Tel.: (0761) 208-0
Fax: (0761) 208-394200
E-Mail: poststelle@rpf.bwl.de

B a y e r n
Regierung der Oberpfalz
Emmeramsplatz 8
93047 Regensburg
Tel.: 0941/5680-0
Fax: 0941/5680-199
E-Mail: poststelle@reg-opf.bayern.de

B e r l i n
Landesverwaltungsamt Berlin
10702 Berlin
Tel.: (030) 9012-7303
Fax: (030) 9012-3115
E-Mail: amtshilfeersuchen@lvwa.verwalt-berlin.de

B ra n d e n b u rg
Zentraldienst der Polizei
Zentrale Bußgeldstelle
Oranienburger Straße 31 A
16775 Gransee
Tel.: 03306 750500
Fax: 03306 750329
E-Mail: zentrale.bussgeldstelle@polizei.brandenburg.de

B re m e n
Senator für Inneres, Kultur und Sport
Contrescarpe 22/24
28203 Bremen
Tel.: (0421) 361-9047
Fax: (0421) 361-9009
E-Mail: office@inneres.bremen.de

H a m b u rg
Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Justiz und Gleichstellung
Postfach 30 28 22
20310 Hamburg
Tel.: (040) 42843-0
Fax: (040) 42843-3866
E-Mail: Poststelle@justiz.hamburg.de
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Bekanntmachung
zum Europäischen Übereinkommen

über die Zustellung von Schriftstücken
in Verwaltungssachen im Ausland sowie 

zum Europäischen Übereinkommen
über die Erlangung von Auskünften und Beweisen

in Verwaltungssachen im Ausland

Vom 19. Dezember 2012
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H e s s e n
Regierungspräsidium Gießen
Postfach 100851
35338 Gießen
Tel.: (0641) 303-0
Fax: (0641) 303-2197
E-Mail: rp-giessen@rpgi.hessen.de

M e c k l e n b u rg -Vo r p o m m e r n
Ministerium für Inneres und Sport Mecklenburg-Vorpommern
Arsenal am Pfaffenteich
Alexandrinenstraße 1
19055 Schwerin
Postanschrift:
Ministerium für Inneres und Sport Mecklenburg-Vorpommern
19048 Schwerin
Tel.: (0385) 588-2230/2233
Fax: (0385) 588-2978
E-Mail: poststelle@im.mv-regierung.de

N i e d e r s a c h s e n
Polizeidirektion Lüneburg
Auf der Hude 2
21339 Lüneburg
oder
Postfach 2240
21312 Lüneburg
Tel.: 04131 29-0
Fax: 04131 29-1065
E-Mail: poststelle@pd-lg.polizei.niedersachsen.de

N o rd r h e i n - We s t f a l e n
Bezirksregierung Köln
Zeughausstraße 2-10
50606 Köln
Tel.: (0221) 147-2124
Fax: (0221) 147-2305
E-Mail: poststelle@bezreg-koeln.nrw.de

R h e i n l a n d - P f a l z
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
Willy Brandt-Platz 3
54290 Trier
Tel.: (0651) 9494-0
Fax: (0651) 9494-170
E-Mail: poststelle@add.rlp.de

S a a r l a n d
Ministerium für Inneres, Kultur und Europa
Referat B1
Mainzer Straße 136
66121 Saarbrücken
Tel.: (0681) 501-2651
Fax: (0681) 501-2649
E-Mail: referat-b1@innen.saarland.de

S a c h s e n
Landesdirektion Leipzig
Braustraße 2
04107 Leipzig
Tel.: (0341) 977-0
Fax: (0341) 977-1199
E-Mail: poststelle@ldl.sachsen.de

S a c h s e n - A n h a l t
Landesverwaltungsamt
Ernst-Kamieth-Straße 2
06112 Halle (Saale)
Postanschrift:
Landesverwaltungsamt
Postfach 200256
06003 Halle (Saale)
Tel.: (0345) 514-0
Fax: (0345) 514-1444
E-Mail: poststelle@lvwa.sachsen-anhalt.de
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S c h l e s w i g - H o l s te i n
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Postfach 7125
24171 Kiel
Tel.: (0431) 988-0
Fax: (0431) 988-3049
E-Mail: poststelle@im.landsh.de

T h ü r i n g e n
Thüringer Landesverwaltungsamt
Weimarplatz 4
99423 Weimar
Postanschrift:
Thüringer Landesverwaltungsamt
Postfach 2249
99403 Weimar
Tel.: (0361) 37 900 / 3773-7015 / 3773-7033
Fax: (0361) 3773-7190
E-Mail: poststelle@tlvwa.thueringen.de

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachungen vom
2. November 2011 (BGBl. II S. 1348) und vom 3. November 2011 (BGBl. II
S. 1348).

Berlin, den 19. Dezember 2012

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. M a r t i n  N e y

158 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2013 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 26. Februar 2013

Das Internationale Übereinkommen vom 20. Dezember 2006 zum Schutz aller
Personen vor dem Verschwindenlassen (BGBl. 2009 II S. 932, 933; 2011 II
S. 848) wird nach seinem Artikel 39 Absatz 2 für

Samoa am 27. Dezember 2012

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
9. Oktober 2012 (BGBl. II S. 1340).

Berlin, den 19. Dezember 2012

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Ma r t i n  Ney

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Internationalen Übereinkommens
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen

Vom 19. Dezember 2012
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Das Übereinkommen vom 29. November 1972 über die Errichtung des Afri -
kanischen Entwicklungsfonds (BGBl. 1973 II S. 1793, 1794) ist nach seinem
 Artikel 57 Absatz 2 für

China am 10. Mai 1985

Frankreich am 28. Dezember 1977

Indien am 6. Mai 1982

Italien am 25. April 1975

Korea, Republik am 13. Dezember 1979

Portugal am 5. Mai 1982

Saudi-Arabien am 26. November 1975

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
14. Dezember 1982 (BGBl. II S. 1201).

Berlin, den 4. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Fra n z  J o s e f  K re m p
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Übereinkommens

über die Errichtung des Afrikanischen Entwicklungsfonds

Vom 4. Januar 2013

Das in Den Haag am 29. Mai 1993 zur Unterzeichnung aufgelegte Überein-
kommen über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der internationalen Adoption (BGBl. 2001 II S. 1034, 1035) ist nach seinem 
Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a für

Fidschi am 1. August 2012

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
25. Oktober 2012 (BGBl. II S. 1360).

Berlin, den 8. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Haager Übereinkommens über den Schutz von Kindern
und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet

der internationalen Adoption

Vom 8. Januar 2013

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



Das Übereinkommen vom 1. September 1970 über internationale Beförderun-
gen leicht verderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförderungs-
mittel, die für diese Beförderungen zu verwenden sind (ATP) (BGBl. 1974 II
S. 565, 566), zuletzt geändert durch die mit der Verordnung vom 17. April 2012
veröffentlichten Änderungen (BGBl. 2012 II S. 370, 371, 632) wird nach seinem
Artikel 11 Absatz 2 für die

Türkei am 21. Dezember 2013

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
2. Februar 2012 (BGBl. II S. 228).

Berlin, den 8. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Übereinkommens 

über internationale Beförderungen leicht verderblicher Lebensmittel 
und über die besonderen Beförderungsmittel, 

die für diese Beförderungen zu verwenden sind (ATP) 

Vom 8. Januar 2013

Das Übereinkommen vom 22. Juli 1964 über die Ausarbeitung eines Europä -
ischen Arzneibuches (BGBl. 1973 II S. 701, 703), geändert durch das Protokoll
vom 16. November 1989 (BGBl. 1993 II S. 15, 16), wird nach seinem Artikel 12
Absatz 4 für die 

Ukraine am 18. März 2013 

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
5. März 2008 (BGBl. II S. 246).

Berlin, den 8. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Übereinkommens 

über die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches

Vom 8. Januar 2013
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I.

Das Übereinkommen des Europarats vom 23. November 2001 über Compu-
terkriminalität (BGBl. 2008 II S. 1242, 1243) ist nach seinem Artikel 36 Absatz 4
für

Japan* am 1. November 2012
nach Maßgabe von Vorbehalten und Erklärungen gemäß den Artikeln 42, 6,
9, 11, 22, 27, 29 und 40 des Übereinkommens

in Kraft getreten.

II.

Das Übereinkommen wird ferner nach seinem Artikel 36 Absatz 4 für

Australien* am 1. März 2013
nach Maßgabe von Erklärungen und Vorbehalten gemäß den Artikeln 42, 14
Absatz 3 Buchstabe a, Artikeln 22, 7, 8, 9, 10, 24, 27 und 35 des Überein-
kommens

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
28. Juni 2012 (BGBl. II S. 742).

* Vorbehalte und Erklärungen:

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite des Europarats unter www.conventions.coe.int einsehbar.

Berlin, den 9. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. H e c to r  Pa s c a l
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens des Europarats über Computerkriminalität

Vom 9. Januar 2013
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Nach Artikel 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 13. September 2012 zu dem Ver-
trag vom 2. März 2012 über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirt-
schafts- und Währungsunion (BGBl. 2012 II S. 1006, 1008) wird bekannt ge-
macht, dass der Vertrag nach seinem Artikel 14 Absatz 2 für die

Bundesrepublik Deutschland am 1. Januar 2013

in Kraft getreten ist.

Die deutsche Ratifikationsurkunde ist am 27. September 2012 beim General-
sekretariat des Rates der Europäischen Union in Brüssel als Verwahrer des Ver-
trags hinterlegt worden.

Ferner ist der Vertrag nach seinem Artikel 14 Absatz 2 für die folgenden Staa-
ten in Kraft getreten:

Dänemark am 1. Januar 2013

Estland am 1. Januar 2013

Finnland am 1. Januar 2013

Frankreich am 1. Januar 2013

Griechenland am 1. Januar 2013

Irland am 1. Januar 2013

Italien am 1. Januar 2013

Lettland am 1. Januar 2013

Litauen am 1. Januar 2013

Österreich am 1. Januar 2013

Portugal am 1. Januar 2013

Rumänien am 1. Januar 2013

Slowenien am 1. Januar 2013

Spanien am 1. Januar 2013

Zypern am 1. Januar 2013.

Nach Artikel 14 Absatz 4 des Vertrags findet dessen Titel V Anwendung auf

Belgien mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Bulgarien mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Luxemburg mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Malta mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Niederlande mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Polen mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Schweden mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Slowakei mit Wirkung vom 1. Januar 2013

Ungarn mit Wirkung vom 1. Januar 2013.

Berlin, den 14. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten

des Vertrags über Stabilität, Koordinierung und Steuerung
in der Wirtschafts- und Währungsunion

Vom 14. Januar 2013
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Das Übereinkommen vom 18. Oktober 1969 zur Errichtung der Karibischen
Entwicklungsbank (BGBl. 1989 II S. 298, 299) ist nach seinem Artikel 63 Absatz 2
für

Venezuela, Bolivarische Republik am 25. April 1973

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
3. Juni 2005 (BGBl. II S. 636).

Berlin, den 14. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Übereinkommens
zur Errichtung der Karibischen Entwicklungsbank

Vom 14. Januar 2013

Nach Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 11. September 1998 zu dem Ab-

kommen vom 22. April 1996 über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen

den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der

Republik Armenien andererseits (BGBl. 1998 II S. 2378, 2379) wird bekannt ge-

macht, dass das Abkommen nach seinem Artikel 101 Absatz 2 für die 

Bundesrepublik Deutschland am 1. Juli 1999

und die übrigen Vertragsparteien

in Kraft getreten ist.

Die deutsche Ratifikationsurkunde ist am 22. Oktober 1998 beim General -

sekretär des Rates der Europäischen Union als Verwahrer in Brüssel hinterlegt

worden.

Berlin, den 14. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt

Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten

des Abkommens über Partnerschaft und Zusammenarbeit
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits

und der Republik Armenien andererseits

Vom 14. Januar 2013
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I.

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 15. November 2000 gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (BGBl. 2005 II S. 954, 956) ist
nach seinem Artikel 38 Absatz 2 für

Côte d’Ivoire* am 24. November 2012
nach Maßgabe einer Erklärung betreffend die Artikel 5, 16 und 18 des Über-
einkommens

Ghana am 20. September 2012

Nauru am 11. August 2012

Niue am 15. August 2012

Swasiland am 24. Oktober 2012

Vietnam* am 8. Juli 2012
nach Maßgabe einer Erklärung betreffend Artikel 35 Absatz 2, Artikel 18 Ab-
satz 13 und 14 des Übereinkommens

in Kraft getreten.

II.

C h i n a  hat am 30. November 2012 gegenüber dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens eine E r k l ä r u n g *  nach
Artikel 16 des Übereinkommens abgegeben.

M y a n m a r  hat am 17. September 2012 gegenüber dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens seinen Vorbehalt vom
30. März 2004 zu Artikel 16 (vgl. die Bekanntmachung vom 19. Dezember 2007,
BGBl. 2008 II S. 97) z u r ü c k g e n o m m e n .

Das Ve re i n i g t e  K ö n i g re i c h  hat am 17. Mai 2012 gegenüber dem Ge -
neralsekretär der Vereinten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens die
 E r s t re c k u n g  des Übereinkommens auf die Kaimaninseln und die Britischen
Jungferninseln mit Wirkung vom 16. Juni 2012 erklärt.

Das Ve r e i n i g t e  K ö n i g r e i c h  hat am 1. Juni 2012 gegenüber dem Ge -
neralsekretär der Vereinten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens die
E r s t re c k u n g  des Übereinkommens auf die Insel Man mit Wirkung vom 1. Juli
2012 erklärt.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
24. Juli 2012 (BGBl. II S. 955).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der Vereinten Nationen unter http://treaties.un.org einsehbar.

Berlin, den 15. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität

Vom 15. Januar 2013
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Das Übereinkommen vom 30. August 1961 zur Verminderung der Staaten -
losigkeit (BGBl. 1977 II S. 597, 598) wird nach seinem Artikel 18 Absatz 2 für

Honduras am 18. März 2013

Jamaika am 9. April 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
20. November 2012 (BGBl. II S. 1559).

Berlin, den 15. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Übereinkommens zur Verminderung der Staatenlosigkeit

Vom 15. Januar 2013

Zum Europäischen Übereinkommen vom 13. Dezember 1957 über die Rege-
lung des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates
(BGBl. 1959 II S. 389, 390) hat G r i e chen l and *  eine am 17. Dezember 2012
beim Generalsekretär des Europarats eingegangene E r k l ä r ung  zu der nach
Artikel 11 des Übereinkommens vorgesehenen Liste der Urkunden abgegeben. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
25. September 2012 (BGBl. II S. 1229).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite des Europarats unter www.conventions.coe.int einsehbar.

Berlin, den 15. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
zum Europäischen Übereinkommen über die Regelung

des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates

Vom 15. Januar 2013

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



Das Übereinkommen vom 18. September 1997 über das Verbot des Einsat-
zes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen
und über deren Vernichtung (BGBl. 1998 II S. 778, 779) ist nach seinem Artikel 17
Absatz 2 für

Südsudan am 9. Juli 2011

in Kraft getreten.

Ferner wird das Übereinkommen nach seinem Artikel 17 Absatz 2 für

Polen* am 1. Juni 2013
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 27. De-
zember 2012 abgegebenen Erklärung zu Artikel 1 des Übereinkommens

in Kraft treten.

Die Bekanntmachung vom 10. Oktober 2003 (BGBl. II S. 1571) wird dahin
 gehend b e r i c h t i g t , dass das Übereinkommen für We i ß r u s s l a n d  am
1. März 2004 in Kraft getreten ist.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
13. Juni 2012 (BGBl. II S. 733).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der Vereinten Nationen unter http://treaties.un.org einsehbar.

Berlin, den 15. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r  
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich des Übereinkommens

über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung
und der Weitergabe von Antipersonenminen

und über deren Vernichtung

Vom 15. Januar 2013
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Das Rahmenübereinkommen der WHO vom 21. Mai 2003 zur Eindämmung
des Tabakgebrauchs (BGBl. 2004 II S. 1538, 1539) ist nach seinem Artikel 36
Absatz 2 für

St. Kitts und Nevis am 19. September 2011

Tschechische Republik* am 30. August 2012
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 1. Juni
2012 abgegebenen Erklärung zu Artikel 5 Absatz 3 des Rahmenübereinkom-
mens

Usbekistan am 13. August 2012

in Kraft getreten.

U r u g u a y * hat am 17. Juli 2012 gegenüber dem Generalsekretär der Verein-
ten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens eine E r k l ä r u n g  zu Artikel 5
Absatz 3 des Rahmenübereinkommens abgegeben.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
19. Juli 2011 (BGBl. II S. 823).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der Vereinten Nationen unter http://treaties.un.org einsehbar.

Berlin, den 15. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Rahmenübereinkommens der WHO 
zur Eindämmung des Tabakgebrauchs

Vom 15. Januar 2013

Das Fakultativprotokoll vom 18. Dezember 2002 zum Übereinkommen gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe (BGBl. 2008 II S. 854, 855) ist nach seinem Artikel 28 Absatz 2 für

Mauretanien am 2. November 2012

Österreich am 3. Januar 2013

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
6. Juni 2012 (BGBl. II S. 730).

Berlin, den 15. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

Vom 15. Januar 2013
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Das Fakultativprotokoll vom 25. Mai 2000 zum Übereinkommen vom 20. No-
vember 1989 über die Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern
an bewaffneten Konflikten (BGBl. 2004 II S. 1354, 1355) ist nach seinem Arti-
kel 10 Absatz 2 für

Nigeria* am 25. Oktober 2012
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 25. Sep-
tember 2012 abgegebenen Erklärung

Südafrika* am 24. Oktober 2009
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 24. Sep-
tember 2009 abgegebenen Erklärung

Swasiland* am 24. Oktober 2012
nach Maßgabe einer bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde am 24. Septem-
ber 2012 abgegebenen Erklärung zu Artikel 3 des Protokolls

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
15. Mai 2012 (BGBl. II S. 629).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Protokoll, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden im Bun-
desgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf der
Webseite der Vereinten Nationen unter http://treaties.un.org einsehbar.

Berlin, den 15. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. H e c to r  Pa s c a l
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten

Vom 15. Januar 2013

Das Wiener Übereinkommen vom 23. Mai 1969 über das Recht der Verträge
(BGBl. 1985 II S. 926, 927) wird nach seinem Artikel 84 Absatz 2 für

Timor-Leste am 7. Februar 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
25. November 2010 (BGBl. II S. 1568).

Berlin, den 16. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge

Vom 16. Januar 2013
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Betreffend das Übereinkommen vom 25. Februar 1991 über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (BGBl. 2002 II S. 1406,
1407) wird bekannt gemacht, dass das Ve re i n i g te  Kö n i g re i c h  bei Hinter-
legung seiner Ratifikationsurkunde am 10. Oktober 1997 (vgl. die Bekanntma-
chung vom 3. April 2003, BGBl. II S. 715) gegenüber dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen als Verwahrer des Übereinkommens auch die E r  -
s t re c k u n g  des Übereinkommens auf

Gibraltar

Guernsey

Insel Man

Jersey

erklärt hat.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
19. Januar 2011 (BGBl. II S. 158).

Berlin, den 17. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2013 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 26. Februar 2013 169

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens über die Umweltverträglichkeitsprüfung
im grenzüberschreitenden Rahmen

Vom 17. Januar 2013

Zum Haager Übereinkommen vom 15. November 1965 über die Zustellung ge-
richtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Han-
delssachen (BGBl. 1977 II S. 1452, 1453) hat S l owen i en *  am 18. Dezember
2012 E r k l ä r ungen  nach den Artikeln 8, 10, 15 und 16 des Übereinkommens
abgegeben.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
5. September 2012 (BGBl. II S. 1042).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu diesem Übereinkommen, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden
im Bundesgesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf
der Webseite der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht unter http://www.hcch.net ein -
sehbar.

Berlin, den 17. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
zum Haager Übereinkommen über die Zustellung

gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland
in Zivil- oder Handelssachen

Vom 17. Januar 2013
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Die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung vom 15. Oktober

1985 (BGBl. 1987 II S. 65, 66) wird nach ihrem Artikel 15 Absatz 3 für 

Monaco* am 1. Mai 2013

nach Maßgabe von Erklärungen nach Artikel 12 sowie zu Artikel 3 der Charta

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom

21. November 2012 (BGBl. II S. 1559).

* Vorbehalte und Erklärungen: 

Vorbehalte und Erklärungen zu dieser Charta, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden im Bundes-
gesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf der
 Webseite des Europarats unter www.conventions.coe.int einsehbar.

Berlin, den 17. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t

Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

der Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung

Vom 17. Januar 2013

Das Internationale Übereinkommen vom 19. Oktober 2005 gegen Doping im
Sport (BGBl. 2007 II S. 354, 355) ist nach seinem Artikel 37 für

Dominikanische Republik am 1. November 2012

Lesotho am 1. September 2012

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
30. August 2011 (BGBl. II S. 880).

Berlin, den 18. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r  

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich 

des Internationalen Übereinkommens gegen Doping im Sport

Vom 18. Januar 2013
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Das Internationale Tropenholz-Übereinkommen von 2006 vom 27. Januar 2006
(BGBl. 2009 II S. 231, 232) ist nach seinem Artikel 39 Absatz 4 für

Trinidad und Tobago am 5. November 2012

in Kraft getreten.

Ferner hat K a n a d a  am 14. Januar 2013 gegenüber dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen als Verwahrer seine Kü n d i g u n g  des Tropenholz-Überein-
kommens nach Artikel 41 Absatz 2 mit Wirkung vom 14. April 2013 mitgeteilt.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
3. April 2012 (BGBl. II S. 399).

Berlin, den 18. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens von 2006

Vom 18. Januar 2013

Ch ina hat am 16. Januar 2013 gegenüber dem Generalsekretär der Vereinten
Nationen als Verwahrer des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom
11. April 1980 über Verträge über den internationalen Warenkauf (BGBl. 1989 II
S. 586, 588; 1990 II S. 1699) seine bei Hinterlegung der Genehmigungsurkunde
(vgl. die Bekanntmachung vom 23. Oktober 1990, BGBl. II S. 1477) abgegebe-
ne Erklärung teilweise z u r ückgezogen . 

Die fortbestehende Erklärung lautet nunmehr:

Bekanntmachung
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen

über Verträge über den internationalen Warenkauf

Vom 21. Januar 2013

(Courtesy translation)

(Original: Chinese)

“The People’s Republic of China does
not consider itself to be bound by subpara-
graph (b) of paragraph 1 of article 1.”

(Übersetzung)

(Höflichkeitsübersetzung)

(Original: Chinesisch)

„Die Volksrepublik China betrachtet sich
durch Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b nicht
als gebunden.“

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
21. November 2012 (BGBl. II S. 1561).

Berlin, den 21. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r
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Das Abkommen vom 11. April 1955 über die Internationale Finanz-Corporation
(BGBl. 1956 II S. 747, 749; 1961 II S. 1149; 1965 II S. 1089, 1090; 1992 II
S. 1228, 1229) ist nach seinem Artikel IX Abschnitt 2 Buchstabe d für

Albanien am 15. Oktober 1991

Algerien am 23. September 1990

Angola am 19. September 1989

Äquatorialguinea am 10. Januar 1992

Armenien am 18. April 1995

Bahamas am 8. Dezember 1986

Barbados am 25. Juni 1980

Belarus am 2. November 1992

Belize am 19. März 1982

Bhutan am 1. Dezember 2003

Bosnien und Herzegowina am 25. Februar 1993

Botswana am 23. März 1979

Bulgarien am 22. Juli 1991

Burkina Faso am 20. August 1975

Burundi am 28. November 1979

Dominica am 29. September 1980

Dschibuti am 1. Oktober 1980

Estland am 9. September 1993

Fidschi am 12. Juli 1979

Gambia am 19. September 1983

Georgien am 29. Juni 1995

Guinea am 22. Oktober 1982

Kap Verde am 2. Mai 1990

Kasachstan am 30. September 1993

Kirgisistan am 11. Februar 1993

Komoren am 13. Juli 1992

Kongo am 1. Oktober 1980

Kroatien am 25. Februar 1993

Laos, Demokratische Volksrepublik am 29. Januar 1992

Lettland am 29. September 1993

Litauen am 15. Januar 1993

Malta am 1. Juni 2005

Marshallinseln am 23. September 1992

Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik am 25. Februar 1993

Mikronesien, Föderierte Staaten von am 24. Juni 1993

Moldau, Republik am 10. März 1995

Mongolei am 14. Februar 1991

Montenegro am 18. Januar 2007
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Abkommens über die Internationale Finanz-Corporation

Vom 21. Januar 2013
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Namibia am 25. September 1990

Niederlande, karibischer Teil 
(Bonaire, Saba, St. Eustatius) am 10. Oktober 2010

Curaçao am 10. Oktober 2010

St. Martin (niederländischer Teil) am 10. Oktober 2010

Niger am 7. Januar 1980

Palau am 16. Dezember 1997

Polen am 29. Dezember 1987

Rumänien am 23. September 1990

Russische Föderation am 12. April 1993

Salomonen am 21. Juli 1980

Schweiz am 29. Mai 1992

Serbien am 25. Februar 1993

Seychellen am 11. Juni 1981

Simbabwe am 29. September 1980

Slowakei am 1. Januar 1993

Slowenien am 25. Februar 1993

St. Lucia am 28. April 1982

Tadschikistan am 2. Dezember 1994

Timor-Leste am 2. Oktober 2004

Tschad am 2. April 1998

Tschechische Republik am 1. Januar 1993

Ukraine am 18. Oktober 1993

Usbekistan am 30. September 1993

Vanuatu am 28. September 1981

Zentralafrikanische Republik am 1. April 1991

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
30. Juni 1997 (BGBl. II S. 1450).

Berlin, den 21. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Das in Guatemala-Stadt am 19. November 2012 unter-

zeichnete Abkommen zwischen der Regierung der

 Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der

 Republik Guatemala über Finanzielle Zusammenarbeit

2009 (Vorhaben: „Anpassung an den Klimawandel in der

Trockenzone Guatemalas (corredor seco)“) wird nach -

stehend veröffentlicht. 

Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 6

in Kraft tritt, wird im Bundesgesetzblatt bekannt gegeben.

Bonn, den 22. Januar 2013

B u n d e s m i n i s t e r i u m

f ü r  w i r t s c h a f t l i c h e  Zu s a m m e n a r b e i t

u n d  E n t w i c k l u n g

Im Auftrag

K l a u s  K rä m e r
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Bekanntmachung

des deutsch-guatemaltekischen Abkommens

über Finanzielle Zusammenarbeit

Vom 22. Januar 2013
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Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

und

die�Regierung�der�Republik�Guatemala�–

im�Geiste�der�bestehenden�freundschaftlichen�Beziehungen

zwischen�der�Bundesrepublik�Deutschland�und�der�Republik

Guatemala,

im�Wunsch,�diese�freundschaftlichen�Beziehungen�durch�part-

nerschaftliche�Finanzielle�Zusammenarbeit�zu�festigen�und�zu

vertiefen,

im�Bewusstsein,�dass�die�Aufrechterhaltung�dieser�Beziehun-

gen�die�Grundlage�dieses�Abkommens�ist,

in�der�Absicht,�zur�sozialen�und�wirtschaftlichen�Entwicklung�in

Guatemala�beizutragen,

unter�Bezugnahme�auf�die�Zusage�der�Botschaft�der�Bundes-

republik� Deutschland� mit� der� Verbalnote� Nr.� 135/2009� vom

21. September�2009�–

sind�wie�folgt�übereingekommen:

Artikel 1

(1)� Die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�ermöglicht

es�der�Regierung�der�Republik�Guatemala�oder�anderen,�von�bei-

den�Regierungen�gemeinsam�auszuwählenden�Empfängern,�von

der�Kreditanstalt�für�Wiederaufbau�(KfW)�einen�Finanzierungsbei-

trag�in�Höhe�von�9 000 000�Euro�(in�Worten:�neun�Millionen�Euro)

für� das� Vorhaben� „Anpassung� an� den� Klimawandel� in� der

�Trockenzone�Guatemalas� (corredor� seco)“� zu� erhalten,�wenn

nach�Prüfung�die�Förderungswürdigkeit�dieses�Vorhabens�fest-

gestellt� und� bestätigt� worden� ist,� dass� es� als� Vorhaben� des

�Umweltschutzes�oder�der�sozialen�Infrastruktur�oder�als�Kredit-

garantiefonds�für�mittelständische�Betriebe�oder�als�selbsthilfe-

orientierte�Maßnahme�zur�Armutsbekämpfung�oder�als�Maßnah-

me,�die�zur�Verbesserung�der�gesellschaftlichen�Stellung�der�Frau

dient,�die�besonderen�Voraussetzungen� für�die�Förderung� im

Wege�eines�Finanzierungsbeitrags�erfüllt.�

(2)� Kann�bei�dem�in�Absatz�1�bezeichneten�Vorhaben�die�dort

genannte� Bestätigung� nicht� erfolgen,� so� ermöglicht� es� die

�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�der�Regierung�der

Republik�Guatemala,�von�der�KfW�für�dieses�Vorhaben�bis�zur

Höhe�des�vorgesehenen�Finanzierungsbeitrags�ein�Darlehen�zu

erhalten.�

(3)� Das�in�Absatz�1�bezeichnete�Vorhaben�kann�im�Einverneh-

men�zwischen�der�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

und�der�Regierung�der�Republik�Guatemala�durch�andere�Vorha-

ben�ersetzt�werden.�Wird�das�in�Absatz�1�bezeichnete�Vorhaben

durch�ein�Vorhaben�ersetzt,�das�als�Vorhaben�des�Umweltschut-

zes�oder�der�sozialen�Infrastruktur�oder�als�Kreditgarantiefonds

für�mittelständische�Betriebe�oder�als�selbsthilfeorientierte�Maß-

nahme�zur�Armutsbekämpfung�oder�als�Maßnahme,�die�zur�Ver-

besserung�der�gesellschaftlichen�Stellung�der�Frau�dient,�die�be-

sonderen�Voraussetzungen� für�die�Förderung� im�Wege�eines

Finanzierungsbeitrags�erfüllt,�so�kann�ein�Finanzierungsbeitrag,

anderenfalls�auf�Antrag�der�Regierung�der�Republik�Guatemala

ein�Darlehen�gewährt�werden.�

(4)� Falls�die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland�es�der

Regierung�der�Republik�Guatemala�zu�einem�späteren�Zeitpunkt

ermöglicht,�weitere�Darlehen�oder�Finanzierungsbeiträge�zur�Vor-

bereitung�des�in�Absatz�1�genannten�Vorhabens�oder�weitere

�Finanzierungsbeiträge� für�notwendige�Begleitmaßnahmen�zur

Durchführung�und�Betreuung�des�in�Absatz�1�genannten�Vor�-

habens�von�der�KfW�zu�erhalten,�findet�dieses�Abkommen�An-

wendung.�

(5)� Finanzierungsbeiträge�für�Vorbereitungs-�und�Begleitmaß-

nahmen�nach�Absatz�4�werden�in�Darlehen�umgewandelt,�wenn

sie�nicht�für�solche�Maßnahmen�verwendet�werden.�

Artikel 2

(1)� Die�Verwendung�des�in�Artikel�1�genannten�Betrages,�die

Bedingungen,�zu�denen�er�zur�Verfügung�gestellt�wird,�sowie�das

Verfahren�der�Auftragsvergabe�bestimmen�die�zwischen�der�KfW

und�den�Empfängern�des�Finanzierungsbeitrages�zu�schließen-

den�Verträge,�die�den�in�der�Bundesrepublik�Deutschland�gelten-

den�Rechtsvorschriften�unterliegen.�

(2)� Die�Zusage�des�in�Artikel�1�genannten�Betrages�entfällt,

soweit�nicht�innerhalb�von�acht�Jahren�nach�dem�Zusagejahr�die

entsprechenden�Finanzierungsverträge�geschlossen�wurden.�Für

diesen�Betrag�endet�die�Frist�mit�Ablauf�des�31.�Dezember�2017.

(3)� Die�Regierung�der�Republik�Guatemala,�soweit�sie�nicht

Empfänger�des�Finanzierungsbeitrags�ist,�wird�etwaige�Rückzah-

lungsansprüche,�die�aufgrund�der�nach�Absatz�1�zu�schließen-

den�Verträge�entstehen�können,�gegenüber�der�KfW�garantieren.�
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Abkommen
zwischen�der�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

und�der�Regierung�der�Republik�Guatemala
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Artikel 3

Die� Regierung� der� Republik�Guatemala� stellt� die� KfW� von

sämtlichen�Steuern�und�sonstigen�öffentlichen�Abgaben�frei,�die

im�Zusammenhang�mit�Abschluss�und�Durchführung�der�in�Arti-

kel�2�Absatz�1�erwähnten�Verträge�in�der�Republik�Guatemala�er-

hoben�werden.

Artikel 4

Die�Regierung�der�Republik�Guatemala�überlässt�bei�den�sich

aus� der� Gewährung� des� Finanzierungsbeitrages� ergebenden

Transporten�von�Personen�und�Gütern�im�See-,�Land-�und�Luft-

verkehr�den�Passagieren�und�Lieferanten�die�freie�Wahl�der�Ver-

kehrsunternehmen,�trifft�keine�Maßnahmen,�welche�die�gleich-

berechtigte�Beteiligung�der�Verkehrsunternehmen�mit�Sitz�in�der

Bundesrepublik�Deutschland�und�der�Republik�Guatemala�aus-

schließen�oder�erschweren,�und�erteilt�gegebenenfalls�die�für

eine�Beteiligung�der�deutschen�Verkehrsunternehmen�erforder�-

lichen�Genehmigungen.�Die�Untervertragnahme�erfolgt�im�Ein-

klang�mit�den�Bestimmungen�von�Artikel�2�Absatz�1.

Artikel 5

Streitigkeiten�über�die�Auslegung�oder�Anwendung�dieses�Ab-

kommens�werden,�soweit�möglich,�durch�die�Regierung�der�Bun-

desrepublik�Deutschland�und�die�Regierung�der�Republik�Guate-

mala�im�gegenseitigen�Einvernehmen�auf�diplomatischem�Weg

beigelegt.

Artikel 6

Dieses� Abkommen� tritt� an� dem� Tag� in� Kraft,� an� dem� die

�Regierung�der�Republik�Guatemala�der�Regierung�der�Bundes�-

republik�Deutschland�mitgeteilt�hat,�dass�die� innerstaatlichen

�Voraussetzungen�für�das�Inkrafttreten�erfüllt�sind.�Maßgebend�ist

der�Tag�des�Empfangs�der�Mitteilung.
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Geschehen�zu�Guatemala-Stadt�am�19.�November�2012� in

zwei�Urschriften,� jede� in�deutscher� und� spanischer�Sprache,

�wobei�jeder�Wortlaut�gleichermaßen�verbindlich�ist.

Für�die�Regierung�der�Bundesrepublik�Deutschland

Thomas � S c h ä f e r

Für�die�Regierung�der�Republik�Guatemala

Ha ro l d � Cab a l l e r o s

Das Europäische Übereinkommen vom 19. August 1985 über Gewalttätigkeit
und Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere
bei Fußballspielen (BGBl. 2004 II S. 1642, 1643) wird nach seinem Artikel 14 Ab-
satz 2 für 

Marokko am 1. März 2013

in Kraft treten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
15. Juli 2005 (BGBl. II S. 893).

Berlin, den 23. Januar 2013

Auswä r t i g e s  Amt
Im Auftrag

Dr. Pasca l  Hec to r

Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Europäischen Übereinkommens
über Gewalttätigkeit und Fehlverhalten von Zuschauern

bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen

Vom 23. Januar 2013
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Das Europäische Übereinkommen vom 26. Mai 2000 über die internationale
Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN) (BGBl.
2007 II S. 1906, 1908) ist nach seinem Artikel 11 für

Kroatien am 4. April 2009

Polen am 25. Juli 2010

Tschechische Republik am 21. Oktober 2011

in Kraft getreten.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
7. April 2011 (BGBl. II S. 675).

Berlin, den 24. Januar 2013

A u s w ä r t i g e s  A m t
Im Auftrag

Dr. Pa s c a l  H e c to r
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Bekanntmachung
über den Geltungsbereich

des Europäischen Übereinkommens über die internationale Beförderung
von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN)

Vom 24. Januar 2013

Die Beobachtende Begleitgruppe zum Übereinkommen vom 16. November
1989 gegen Doping (BGBl. 1994 II S. 334, 335) hat die Änderung des Anhangs
des Übereinkommens beschlossen. Die Änderung ist am 1. Januar 2013 in Kraft
getreten.

Die Vertragsstaatenkonferenz des Internationalen Übereinkommens vom
19. Oktober 2005 gegen Doping im Sport (BGBl. 2007 II S. 354, 355) hat die
 Änderung der Anlage I des Übereinkommens beschlossen. Die Änderung ist am
1. Januar 2013 in Kraft getreten.

Die Liste der verbotenen Stoffe und Methoden (zugleich Anhang des Überein-
kommens von 1989; zugleich Anlage I des Übereinkommens von 2005) wird in
der Fassung, in der sie aufgrund der Änderung ab dem 1. Januar 2013 gilt, nach-
stehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom
26. Januar 2012 (BGBl. II S. 118).

Berlin, den 25. Januar 2013

B u n d e s m i n i s t e r i u m  d e s  I n n e r n
Im Auftrag

M o o g

Bekanntmachung
der Neufassung

des Anhangs zu dem Übereinkommen vom 16. November 1989
gegen Doping/

der Anlage I zu dem Internationalen Übereinkommen vom 19. Oktober 2005
gegen Doping im Sport

Vom 25. Januar 2013
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S0. Non-approved substances 

Any pharmacological substance which is not addressed by any

of the subsequent sections of the List and with no current

 approval by any governmental regulatory health authority for

 human therapeutic use (e.g drugs under pre-clinical or clinical

development or discontinued, designer drugs, substances

 approved only for veterinary use) is prohibited at all times. 

S1. Anabolic agents 

Anabolic agents are prohibited. 

1. Anabolic Androgenic Steroids (AAS) 

a. Exogenous* AAS, including: 

1-androstenediol (5α-androst-1-ene-3β,17β-diol); 

1-androstenedione (5α-androst-1-ene-3,17-dione); 

bolandiol (estr-4-ene-3β,17β-diol); bolasterone; 

boldenone; boldione (androsta-1,4-diene-3,17-

dione); calusterone; clostebol; danazol ([1,2]oxazolo

[4',5':2,3]pregna-4-en-20-yn-17α-ol);

dehydrochlormethyltestosterone (4-chloro-17β-hydroxy-

17α-methylandrosta-1,4-dien-3-one); 

desoxymethyltestosterone (17α-methyl-5α-androst-2-en-

17β-ol); drostanolone; ethylestrenol (19-norpregna-4-en-

17α-ol); fluoxymesterone; formebolone; furazabol (17α-

methyl[1,2,5]oxadiazolo[3',4':2,3]-5α-androstan-17β-ol);

gestrinone; 4-hydroxytestosterone (4,17β-

dihydroxyandrost-4-en-3-one); mestanolone; 

mesterolone; metenolone; methandienone (17β-hydroxy-

17α-methylandrosta-1,4-dien-3-one); methandriol; 

methasterone (17β-hydroxy-2α,17α-dimethyl-5α-

androstan-3-one); methyldienolone (17β-hydroxy-17α-

methylestra-4,9-dien-3-one); methyl-1-testosterone (17β-

hydroxy-17α-methyl-5α-androst-1-en-3-one);

methylnortestosterone (17β-hydroxy-17α-methylestr-4-

en-3-one); methyltestosterone; metribolone 

(methyltrienolone, 17β-hydroxy-17α-methylestra-

4,9,11-trien-3-one); mibolerone; nandrolone; 

19-norandrostenedione (estr-4-ene-3,17-dione); 

norboletone; norclostebol; norethandrolone; oxabolone;

oxandrolone; oxymesterone; oxymetholone; prostanozol

(17β-[(tetrahydropyran-2-yl)oxy]-1'H-pyrazolo[3,4:2,3]-5α-

androstane); quinbolone; stanozolol; stenbolone; 

1-testosterone (17β-hydroxy-5α-androst-1-en-3-one); 

tetrahydrogestrinone (17-hydroxy-18a-homo-19-nor-

17α-pregna-4,9,11-trien-3-one); trenbolone (17β-

hydroxyestr-4,9,11-trien-3-one); and other substances

with a similar chemical structure or similar biological 

effect(s). 

b. Endogenous** AAS when administered exogenously: 

androstenediol (androst-5-ene-3β,17β-diol); 

androstenedione (androst-4-ene-3,17-dione); 

dihydrotestosterone (17β-hydroxy-5α-androstan-3-one);

prasterone (dehydroepiandrosterone, DHEA, 3β-

hydroxyandrost-5-en-17-one); testosterone; 

and their metabolites and isomers, including but not lim-

ited to: 

5α-androstane-3α,17α-diol; 5α-androstane-3α,17β-diol;

5α-androstane-3β,17α-diol; 5α-androstane-3β,17β-diol;

androst-4-ene-3α,17α-diol; androst-4-ene-3α,17β-diol;

androst-4-ene-3β,17α-diol; androst-5-ene-3α,17α-diol;

androst-5-ene-3α,17β-diol; androst-5-ene-3β,17α-diol; 

4-androstenediol (androst-4-ene-3β,17β-diol); 

5-androstenedione (androst-5-ene-3,17-dione); epi-

dihydrotestosterone; epitestosterone; etiocholanolone;

3α-hydroxy-5α-androstan-17-one; 3β-hydroxy-5α-

androstan-17-one; 7α-hydroxy-DHEA; 7β-hydroxy-

DHEA; 7-keto-DHEA; 19-norandrosterone; 

19-noretiocholanolone. 

2. Other Anabolic Agents, including but not limited to: 

Clenbuterol, selective androgen receptor modulators

(SARMs), tibolone, zeranol, zilpaterol.

S2. Peptide hormones, growth factors and related sub-

stances 

The following substances and their releasing factors are prohib-

ited: 

1. Erythropoiesis-Stimulating Agents [e.g. erythropoietin (EPO),

darbepoetin (dEPO), hypoxia-inducible factor (HIF) 

stabilizers, methoxy polyethylene glycol-epoetin beta (CERA),

peginesatide (Hematide)]; 

2. Chorionic Gonadotrophin (CG) and Luteinizing Hormone (LH)

in males; 

3. Corticotrophins; 

4. Growth Hormone (GH), Insulin-like Growth Factor-1 (IGF-1),

Fibroblast Growth Factors (FGFs), Hepatocyte Growth 

Factor (HGF), Mechano Growth Factors (MGFs), Platelet-

Derived Growth Factor (PDGF), Vascular-Endothelial Growth

Factor (VEGF) as well as any other growth factor affecting

muscle, tendon or ligament protein synthesis/degradation,

vascularisation, energy utilization, regenerative capacity or

 fibre type switching; 

and other substances with similar chemical structure or similar

biological effect(s). 
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Substances and methods 

prohibited at all times (in- and out-of-competition) 

P r o h i b i t e d  s u b s t a n c e s

The 2013 Prohibited List 

World Anti-Doping Code 

Valid 1 January 2013 

In accordance with Article 4.2.2 of the World Anti-Doping Code, all Prohibited Substances

shall be considered as “Specified Substances” except Substances in classes S1, S2, S4.4,

S4.5, S6.a, and Prohibited Methods M1, M2 and M3. 

For purposes of this section:

* “exogenous” refers to a substance which is not ordinarily capable of being produced by the body naturally.

** “endogenous” refers to a substance which is capable of being produced by the body naturally.
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S6. Stimulants 

All stimulants, including all optical isomers (e.g. d- and l-) where

relevant, are prohibited, except imidazole derivatives for topical

use and those stimulants included in the 2013 Monitoring Pro-

gram*. 

Stimulants include: 

a: Non-Specified Stimulants: 

Adrafinil; amfepramone; amiphenazole; amphetamine; 

amphetaminil; benfluorex; benzphetamine; 

benzylpiperazine; bromantan; clobenzorex; cocaine; 

cropropamide; crotetamide; dimethylamphetamine; 

etilamphetamine; famprofazone; fencamine; fenetylline; 

fenfluramine; fenproporex; furfenorex; mefenorex; 

mephentermine; mesocarb; methamphetamine(d-); 

p-methylamphetamine; methylenedioxyamphetamine; 

methylenedioxymethamphetamine; modafinil; 

norfenfluramine; phendimetrazine; phenmetrazine; 

phentermine; 4-phenylpiracetam (carphedon); prenylamine;

prolintane. 

A stimulant not expressly listed in this section is a Specified

Substance. 

S3. Beta-2 agonists 

All beta-2 agonists, including all optical isomers (e.g. d- and l-)

where relevant, are prohibited except inhaled salbutamol 

(maximum 1600 micrograms over 24 hours), inhaled formoterol

(maximum delivered dose 54 micrograms over 24 hours) and

 salmeterol when taken by inhalation in accordance with the

 manufacturers’ recommended therapeutic regimen. 

The presence in urine of salbutamol in excess of 1000 ng/mL or

formoterol in excess of 40 ng/mL is presumed not to be an in-

tended therapeutic use of the substance and will be considered

as an Adverse Analytical Finding unless the Athlete proves,

through a controlled pharmacokinetic study, that the abnormal

result was the consequence of the use of the therapeutic inhaled

dose up to the maximum indicated above.

S4. Hormone and metabolic modulators

The following are prohibited: 

1. Aromatase inhibitors including, but not limited to: 

aminoglutethimide, anastrozole, androsta-1,4,6-triene-3,17-

dione (androstatrienedione), 4-androstene-3,6,17 trione 

(6-oxo), exemestane, formestane, letrozole, testolactone. 

2. Selective estrogen receptor modulators (SERMs) including,

but not limited to: raloxifene, tamoxifen, toremifene. 

3. Other anti-estrogenic substances including, but not limited

to: clomiphene, cyclofenil, fulvestrant. 

4. Agents modifying myostatin function(s) including, but not

 limited, to: myostatin inhibitors. 

5. Metabolic modulators: 

a) Insulins 

b) Peroxisome Proliferator Activated Receptor δ (PPARδ)

 agonists (e.g. GW 1516), PPARδ-AMP-activated protein

 kinase (AMPK) axis agonists (e.g. AICAR) 

S5. Diuretics and other masking agents 

Masking agents are prohibited. They include: 

Diuretics, desmopressin, plasma expanders (e.g. glycerol; intra-

venous administration of albumin, dextran, hydroxyethyl starch

and mannitol), probenecid; and other substances with similar

 biological effect(s). 

Local administration of felypressin in dental anaesthesia is not

prohibited. 

Diuretics include: 

Acetazolamide, amiloride, bumetanide, canrenone,

 chlorthalidone, etacrynic acid, furosemide, indapamide,

 metolazone, spironolactone, thiazides (e.g. bendroflumethiazide,

chlorothiazide, hydrochlorothiazide), triamterene; and other

 substances with a similar chemical structure or similar biological

effect(s) (except drospirenone, pamabrom and topical

 dorzolamide and brinzolamide, which are not prohibited). 

The use In- and Out-of-Competition, as applicable, of any

 quantity of a substance subject to threshold limits (i.e. formoterol,

salbutamol, cathine, ephedrine, methylephedrine and

 pseudoephedrine) in conjunction with a diuretic or other masking

agent requires the deliverance of a specific Therapeutic Use

 Exemption for that substance in addition to the one granted for

the diuretic or other masking agent.
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P r o h i b i t e d  M e t h o d s

M1. Manipulation of blood and blood components 

The following are prohibited: 

1. The administration or reintroduction of any quantity of

 autologous, homologous or heterologous blood or red blood

cell products of any origin into the circulatory system. 

2. Artificially enhancing the uptake, transport or delivery of oxy-

gen, including, but not limited to, perfluorochemicals,

efaproxiral (RSR13) and modified haemoglobin products (e.g.

haemoglobin-based blood substitutes, microencapsulated

haemoglobin products), excluding supplemental oxygen. 

3. Any form of intravascular manipulation of the blood or blood

components by physical or chemical means. 

M2. Chemical and physical manipulation 

The following are prohibited: 

1. Tampering, or attempting to tamper, in order to alter the in-

tegrity and validity of Samples collected during Doping Con-

trol. These include but are not limited to urine substitution

and/or adulteration (e.g. proteases). 

2. Intravenous infusions and/or injections of more than 50 mL

per 6 hour period except for those legitimately received in the

course of hospital admissions or clinical investigations. 

M3. Gene doping 

The following, with the potential to enhance sport performance,

are prohibited: 

1. The transfer of polymers of nucleic acids or nucleic acid

 analogues;

2. The use of normal or genetically modified cells.

Substances and methods prohibited in-competition 

In addition to the categories S0 to S5 and M1 to M3 defined above, the following 

categories are prohibited In-Competition: 

P r o h i b i t e d  S u b s t a n c e s  

* The following substances included in the 2013 Monitoring Program (bupropion, caffeine, nicotine, phenylephrine, phenylpropanolamine, pipradol,
synephrine) are not considered as Prohibited Substances.
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Substances prohibited in particular sports 

P1. Alcohol 

Alcohol (ethanol) is prohibited In-Competition only, in the following sports. Detection will

be conducted by analysis of breath and/or blood. The doping violation threshold 

(haematological values) is 0.10 g/L. 

• Aeronautic (FAI) 

• Archery (FITA) 

• Automobile (FIA) 

• Karate (WKF) 

• Motorcycling (FIM) 

• Powerboating (UIM) 

P2. Beta-blockers 

Unless otherwise specified, beta-blockers are prohibited In-Competition only, in the

 following sports. 

• Archery (FITA) (also prohibited Out-of-Competition) 

• Automobile (FIA) 

• Billiards (all disciplines) (WCBS) 

• Darts (WDF) 

• Golf (IGF) 

• Shooting (ISSF, IPC) (also prohibited Out-of-Competition) 

• Skiing/Snowboarding (FIS) in ski jumping, freestyle aerials/halfpipe and snowboard

halfpipe/big air 

Beta-blockers include, but are not limited to, the following: 

Acebutolol, alprenolol, atenolol, betaxolol, bisoprolol, bunolol, carteolol, carvedilol, 

celiprolol,  esmolol, labetalol, levobunolol, metipranolol, metoprolol, nadolol, oxprenolol,

pindolol, propranolol, sotalol, timolol.

** Local administration (e.g. nasal, ophthalmologic) of Adrenaline or co-administration with local anaesthetic agents is not prohibited. 

*** Cathine is prohibited when its concentration in urine is greater than 5 micrograms per milliliter. 

**** Each of ephedrine and methylephedrine is prohibited when its concentration in urine is greater than 10 micrograms per milliliter. 

***** Pseudoephedrine is prohibited when its concentration in urine is greater than 150 micrograms per milliliter. 

b: Specified Stimulants (examples): 

Adrenaline**; cathine***; ephedrine****; etamivan; etilefrine;

fenbutrazate; fencamfamin; heptaminol; isometheptene; 

levmetamfetamine; meclofenoxate; methylephedrine****;

methylhexaneamine (dimethylpentylamine); methylphenidate;

nikethamide; norfenefrine; octopamine; oxilofrine 

(methylsynephrine); parahydroxyamphetamine; pemoline;

pentetrazol; phenpromethamine; propylhexedrine; 

pseudoephedrine*****; selegiline; sibutramine; strychnine; 

tuaminoheptane; and other substances with a similar 

chemical structure or similar biological effect(s). 

S7. Narcotics 

The following are prohibited: 

Buprenorphine, dextromoramide, diamorphine (heroin), fentanyl

and its derivatives, hydromorphone, methadone, morphine,

 oxycodone, oxymorphone, pentazocine, pethidine. 

S8. Cannabinoids 

Natural (e.g. cannabis, hashish, marijuana) or synthetic delta 9-

tetrahydrocannabinol (THC) and cannabimimetics (e.g. “Spice”,

JWH018, JWH073, HU-210) are prohibited. 

S9. Glucocorticosteroids 

All glucocorticosteroids are prohibited when administered by

oral, intravenous, intramuscular or rectal routes. 
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S0. Substances non approuvées 

Toute substance pharmacologique non incluse dans une section
de la Liste ci-dessous et qui n’est pas actuellement approuvée
pour une utilisation thérapeutique chez l’Homme par une autorité
gouvernementale réglementaire de la Santé (par ex. médica-
ments en développement préclinique ou clinique ou qui ne sont
plus disponibles, médicaments à façon, substances approuvées
seulement pour usage vétérinaire) est interdite en permanence. 

S1. Agents anabolisants 

Les agents anabolisants sont interdits. 

1. Stéroïdes anabolisants androgènes (SAA) 

a. SAA exogènes*, incluant: 

1-androstènediol (5α-androst-1-ène-3β,17β-diol); 
1-androstènedione (5α-androst-1-ène-3,17-dione); 
bolandiol (estr-4-ène-3β,17β-diol); bolastérone; 
boldénone; boldione (androsta-1,4-diène-3,17-
dione); calustérone; clostébol; danazol 
([1,2]oxazolo[4',5':2,3]prégna-4-ène-20-yn-17α-ol); 
déhydrochlorméthyltestostérone (4-chloro-17β-
hydroxy-17α-méthylandrosta-1,4-diène-3-one); 
désoxyméthyltestostérone (17α-méthyl-5α-androst-2-
ène-17β-ol); drostanolone; éthylestrénol (19-norprégna-
4-ène-17α-ol); fluoxymestérone; formébolone; furazabol
(17α-méthyl[1,2,5]oxadiazolo[3',4':2,3]-5α-
androstane-17β-ol); gestrinone; 4-hydroxytestostérone
(4,17β-dihydroxyandrost-4-ène-3-one); mestanolone;
mestérolone; méténolone; méthandiénone (17β-hydroxy-
17α-méthylandrosta-1,4-diène-3-one); méthandriol; 
méthastérone (17β-hydroxy-2α,17α-diméthyl-5α-
androstane-3-one); méthyldiénolone (17β-hydroxy-17α-
méthylestra-4,9-diène-3-one); méthyl-1-testostérone
(17β-hydroxy-17α-méthyl-5α-androst-1-ène-3-one); 
méthylnortestostérone (17β-hydroxy-17α-méthylestr-4-
en-3-one); méthyltestostérone; métribolone 
(méthyltriènolone, 17β-hydroxy-17α-méthylestra-4,9,11-
triène-3-one); mibolérone; nandrolone; 19-
norandrostènedione (estr-4-ène-3,17-dione); 
norbolétone; norclostébol; noréthandrolone; oxabolone;
oxandrolone; oxymestérone; oxymétholone; prostanozol
(17β-[(tétrahydropyrane-2-yl)oxy]-1'H-pyrazolo[3,4:2,3]-
5α-androstane); quinbolone; stanozolol; stenbolone; 
1-testostérone (17β-hydroxy-5α-androst-1-ène-3-one);
tétrahydrogestrinone (17-hydroxy-18a-homo-19-nor-17α-
prégna-4,9,11-triène-3-one); trenbolone (17β-
hydroxyestr-4,9,11-triène-3-one); et autres substances
possédant une structure chimique similaire ou un (des)
effet(s) biologique(s) similaire(s). 

b. SAA endogènes** par administration exogène: 

androstènediol (androst-5-ène-3β,17β-diol); 
androstènedione (androst-4-ène-3,17-dione); 
dihydrotestostérone (17β-hydroxy-5α-androstan-3-one);
prastérone (déhydroépiandrostérone, DHEA, 3β-
hydroxyandrost-5-ène-17-one); testostérone; 

et les métabolites et isomères suivants, incluant sans s’y
limiter: 

5α-androstane-3α,17α-diol; 5α-androstane-3α,17β-diol;
5α-androstane-3β,17α-diol; 5α-androstane-3β,17β-diol;
androst-4-ène-3α,17α-diol; androst-4-ène-3α,17β-diol;
androst-4-ène-3β,17α-diol; androst-5-ène-3α,17α-diol;
androst-5-ène-3α,17β-diol; androst-5-ène-3β,17α-diol; 4-
androstènediol (androst-4-ène-3β,17β-diol); 
5-androstènedione (androst-5-ène-3,17-dione); épi-
dihydrotestostérone; épitestostérone; étiocholanolone;
3α-hydroxy-5α-androstan-17-one; 3β-hydroxy-5α-
androstan-17-one; 7α-hydroxy-DHEA; 7β-hydroxy-DHEA;
7-keto-DHEA; 19-norandrostérone; 19-
norétiocholanolone. 

2. Autres agents anabolisants, incluant sans s’y limiter: 

Clenbutérol, modulateurs sélectifs des récepteurs aux 
androgènes (SARMs), tibolone, zéranol, zilpatérol.

S2. Hormones peptidiques, facteurs de croissance et 

substances apparentées 

Les substances qui suivent et leurs facteurs de libération sont in-
terdits: 

1. Agents stimulants de l’érythropoïèse [par ex. érythropoïétine
(EPO), darbépoétine (dEPO), méthoxy polyéthylène 
glycol-époétine béta (CERA), péginesatide (Hématide), 
stabilisateurs de facteurs inductibles par l’hypoxie (HIF)]; 

2. Gonadotrophine chorionique (CG) et hormone lutéinisante
(LH), interdites chez le sportif de sexe masculin seulement; 

3. Corticotrophines; 

4. Hormone de croissance (GH), facteur de croissance analogue
à l’insuline-1 (IGF-1), facteur de croissance dérivé des
 plaquettes (PDGF), facteur de croissance endothélial 
vasculaire (VEGF), facteur de croissance des hépatocytes
(HGF), facteurs de croissance fibroblastiques (FGF), facteurs
de croissance mécaniques (MGF), ainsi que tout autre 
facteur de croissance influençant, dans le muscle, le tendon
ou le  ligament, la synthèse/dégradation protéique, la 
vascularisation, l’utilisation de l’énergie, la capacité 
régénératrice ou le changement du type de fibre; 
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Substances et méthodes

interdites en permanence (en et hors compétition) 

S u b s t a n c e s  i n t e r d i t e s

Liste des Interdictions 2013 

Code Mondial Antidopage 

Entrée en vigueur le 1er janvier 2013

En conformité avec l’article 4.2.2 du Code mondial antidopage, toutes les substances
 interdites doivent être considérées comme des «substances spécifiées» sauf les substan-
ces dans les classes S1, S2, S4.4, S4.5, S6.a, et les méthodes interdites M1, M2 et M3. 

Pour les besoins du présent document:

* «exogène» désigne une substance qui ne peut pas être habituellement produite naturellement par l’organisme humain.

** «endogène» désigne une substance qui peut être produite naturellement par l’organisme humain.
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S6 .  S t imu l a n t s  

Tous les stimulants, y compris tous leurs isomères optiques (par
ex. d- et l) s’il y a lieu, sont interdits, à l’exception des dérivés de

l’imidazole en application topique et des stimulants figurant dans
le Programme de surveillance 2013*. 

Les stimulants incluent: 

a: Stimulants non spécifiés: 

et autres substances possédant une structure chimique similaire
ou un (des) effet(s) biologique(s) similaire(s). 

S3. Bêta-2 agonistes 

Tous les bêta-2 agonistes, y compris tous leurs isomères op-
tiques (par ex. d- et l-) s’il y a lieu sont interdits, sauf le salbuta-
mol inhalé (maximum 1600 microgrammes par 24 heures), le for-
motérol inhalé (dose maximale délivrée de 54 microgrammes par
24 heures) et le salmétérol administré par inhalation conformé-
ment aux schémas d’administration thérapeutique recomman-
dés par les fabricants. 

La présence dans l’urine de salbutamol à une concentration
 supérieure à 1000 ng/mL ou de formotérol à une concentration
supérieure à 40 ng/mL sera présumée ne pas être une utilisation
thérapeutique intentionnelle et sera considérée comme un résul-
tat d’analyse anormal, à moins que le sportif ne prouve par une
étude de pharmacocinétique contrôlée que ce résultat anormal
est bien la conséquence de l’usage d’une dose thérapeutique
par inhalation jusqu’à la dose maximale indiquée ci-dessus. 

S4. Modulateurs hormonaux et métaboliques 

Les substances suivantes sont interdites: 

1. Inhibiteurs d’aromatase, incluant sans s’y limiter: 
aminoglutéthimide, anastrozole, androsta-1,4,6-triène-
3,17-dione (androstatriènedione), 4-androstène-3,6,17 trione
(6-oxo), exémestane, formestane, létrozole, testolactone. 

2. Modulateurs sélectifs des récepteurs aux œstrogènes
(SERM), incluant sans s’y limiter: raloxifène, tamoxifène,
 torémifène. 

3. Autres substances anti-oestrogéniques, incluant sans s’y
 limiter: clomifène, cyclofénil, fulvestrant. 

4. Agents modificateurs de(s) la fonction(s) de la myostatine,
 incluant sans s’y limiter: les inhibiteurs de la myostatine. 

5. Modulateurs métaboliques: 

a) Insulins 

b) les agonistes du récepteur activé par les proliférateurs
des péroxysomes δ (PPARδ) (par ex. GW 1516) et les
agonistes de l’axe PPARδ-protéine kinase activée par
l’AMP (AMPK) (par ex. AICAR). 

S5. Diurétiques et autres agents masquants 

Les agents masquants sont interdits. Ils incluent: 

Diurétiques, desmopressine, probénécide, succédanés de
plasma (par ex. glycérol; administration intraveineuse d’albumine,
dextran, hydroxyéthylamidon et mannitol), et autres substances
possédant un (des) effet(s) biologique(s) similaire(s). L’adminis-
tration locale de la félypressine en anesthésie dentaire n’est pas
interdite. 

Les diurétiques incluent: 

Acétazolamide, amiloride, bumétanide, canrénone, chlortalidone,
acide étacrynique, furosémide, indapamide, métolazone, 
spironolactone, thiazides (par ex. bendrofluméthiazide, 
chlorothiazide, hydrochlorothiazide), triamtérène, et autres 
substances possédant une structure chimique similaire ou un
(des) effet(s) biologique(s) similaire(s) (sauf la drospirénone, le 
pamabrome et l’administration topique de dorzolamide et 
brinzolamide, qui ne sont pas interdits). 

L’usage en compétition, et hors compétition si applicable, de
toute quantité d’une substance étant soumise à un niveau seuil
(c’est-à-dire formotérol, salbutamol, cathine, éphédrine,
 méthyléphédrine et pseudoéphédrine) conjointement avec un
diurétique ou un autre agent masquant, requiert la délivrance
d’une autorisation d’usage à des fins thérapeutiques spécifique
pour cette substance, outre celle obtenue pour le diurétique ou
un autre agent masquant.
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M é t h o d e s  i n t e r d i t e s

M1. Manipulation de sang ou de composants sanguins

Ce qui suit est interdit: 

1. L’administration ou réintroduction de n’importe quelle quan-
tité de sang autologue, homologue ou hétérologue ou de glo-
bules rouges de toute origine dans le système circulatoire. 

2. L’amélioration artificielle de la consommation, du transport
ou de la libération de l’oxygène incluant, sans s’y limiter, les
produits chimiques perfluorés, l’éfaproxiral (RSR13) et les
produits d’hémoglobine modifiée (par ex. les substituts de
sang à base d’hémoglobine, les produits à base d’hémoglo-
bines réticulées), mais excluant la supplémentation en oxy-
gène. 

3. Toute manipulation intravasculaire de sang ou composant(s)
sanguin(s) par des méthodes physiques ou chimiques. 

M2. Manipulation chimique et physique 

Ce qui suit est interdit: 

1. La falsification, ou la tentative de falsification, dans le but 
d’altérer l’intégrité et la validité des échantillons recueillis lors
du contrôle du dopage. Cette catégorie comprend, sans s’y
limiter, la substitution et/ou l’altération de l’urine (par ex. pro-
téases). 

2. Les perfusions intraveineuses et/ou injections de plus de
50 mL par période de 6 heures, sauf celles reçues légitime-
ment dans le cadre d’admissions hospitalières ou lors d’exa-
mens cliniques. 

M3. Dopage génétique 

Ce qui suit, ayant la capacité potentielle d’améliorer la perfor-
mance sportive, est interdit: 

1. Le transfert de polymères d’acides nucléiques ou d’ana-
logues d’acides nucléiques; 

2. L’utilisation de cellules normales ou génétiquement modi-
fiées;

Substances et Méthodes Interdites en Compétition 

Outre les catégories S0 à S5 et M1 à M3 définies ci-dessus, les catégories suivantes sont
interdites en compétition: 

S u b s t a n c e s  i n t e r d i t e s

* Les substances figurant dans le Programme de surveillance 2013 (bupropion, caféine, nicotine, phényléphrine, phénylpropanolamine, pipradrol, 
synéphrine) ne sont pas considérées comme des substances interdites. 
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Substances interdites dans certains sports 

P1. Alcool 

L’alcool (éthanol) est interdit en compétition seulement, dans les sports suivants. La 
détection sera effectuée par éthylométrie et/ou analyse sanguine. Le seuil de violation 
(valeurs hématologiques) est 0,10 g/L. 

• Aéronautique (FAI) 

• Automobile (FIA) 

• Karaté (WKF) 

• Motocyclisme (FIM) 

• Motonautique (UIM) 

• Tir à l’arc (FITA) 

P2. Bêta-bloquants 

À moins d’indication contraire, les bêta-bloquants sont interdits en compétition seulement,
dans les sports suivants. 

• Automobile (FIA) 

• Billard (toutes les disciplines) (WCBS) 

• Fléchettes (WDF) 

• Golf (IGF) 

• Ski (FIS) pour le saut à skis, le saut freestyle/halfpipe et le snowboard halfpipe/big air

• Tir (ISSF, IPC) (aussi interdits hors compétition) 

• Tir à l’arc (FITA) (aussi interdits hors compétition) 

Les bêta-bloquants incluent sans s’y limiter: 

Acébutolol, alprénolol, aténolol, bétaxolol, bisoprolol, bunolol, cartéolol, carvédilol, 
céliprolol, esmolol, labétalol, lévobunolol, métipranolol, métoprolol, nadolol, oxprénolol,
pindolol, propranolol, sotalol, timolol.

** L’usage local (par ex. par voie nasale ou ophtalmologique) de l’adrénaline ou sa co-administration avec les anesthésiques locaux ne sont pas
 interdits. 

*** La cathine est interdite quand sa concentration dans l’urine dépasse 5 microgrammes par millilitre. 

**** L’éphédrine et la méthyléphédrine sont interdites quand leurs concentrations respectives dans l’urine dépassent 10 microgrammes par millilitre. 

***** La pseudoéphédrine est interdite quand sa concentration dans l’urine dépasse 150 microgrammes par millilitre.

Adrafinil, amfépramone, amiphénazole, amphétamine, 
amphétaminil, benfluorex, benzphétamine, benzylpipérazine,
bromantan, clobenzorex, cocaïne, cropropamide, 
crotétamide, diméthylamphétamine, étilamphétamine, 
famprofazone, fencamine, fenétylline, fenfluramine, 
fenproporex, furfénorex, méfénorex, méphentermine, 
mésocarbe, méthamphétamine (d-), p-méthylamphétamine,
méthylènedioxyamphétamine, 
méthylènedioxyméthamphétamine, modafinil, 
norfenfluramine, phendimétrazine, phenmétrazine, 
phentermine, 4-phenylpiracétam (carphédon), prénylamine,
prolintane. 

Un stimulant qui n’est pas expressément nommé dans cette
section est une substance spécifiée. 

b: Stimulants spécifiés (exemples): 

Adrénaline**, cathine***, éphédrine****, étamivan, étiléfrine,
fenbutrazate, fencamfamine, heptaminol, isométheptène, 
levmétamfétamine, méclofenoxate, méthyléphedrine****, 
méthylhéxaneamine (diméthylpentylamine), méthylphenidate,
nicéthamide, norfénefrine, octopamine, oxilofrine 
(méthylsynéphrine), parahydroxyamphétamine, pémoline,

pentétrazole, phenprométhamine, propylhexédrine, 
pseudoéphédrine*****, sélégiline, sibutramine, strychnine,
tuaminoheptane; et autres substances possédant une 
structure chimique similaire ou un (des) effet(s) biologique(s)
similaire(s). 

S7. Narcotiques 

Ce qui suit est interdit: 

Buprénorphine, dextromoramide, diamorphine (héroïne), 
fentanyl et ses dérivés, hydromorphone, méthadone, morphine,
oxycodone, oxymorphone, pentazocine, péthidine. 

S8. Cannabinoïdes 

Le Δ9-tétrahydrocannabinol (THC) naturel (par ex. le cannabis, le
haschisch, la marijuana) ou synthétique et les cannabimimé-
tiques (par ex. le «Spice», le JWH018, le JWH073, le HU-210)
sont interdits. 

S9. Glucocorticoïdes 

Tous les glucocorticoïdes sont interdits lorsqu’ils sont adminis-
trés par voie orale, intraveineuse, intramusculaire ou rectale. 
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S0. Nicht zugelassene Stoffe

Pharmakologisch wirksame Stoffe, die in den folgenden Ab-
schnitten der Verbotsliste nicht aufgeführt und derzeit nicht durch
eine staatliche Gesundheitsbehörde für die therapeutische An-
wendung beim Menschen zugelassen sind (zum Beispiel Arznei-
mittel in der präklinischen oder klinischen Entwicklung bezie-
hungsweise Arzneimittel, deren Entwicklung eingestellt wurde,
Designerdrogen, nur für die Anwendung bei Tieren zugelassene
Stoffe), sind zu jeder Zeit verboten.

S1. Anabole Stoffe

Anabole Stoffe sind verboten.

1. Anabol-androgene Steroide (AAS)

a. Exogene*) AAS, einschließlich

1-Androstendiol (5alpha-Androst-1-en-3beta,17beta-
diol); 1-Androstendion (5alpha-Androst-1-en-3,17-
dion); Bolandiol (Estr-4-en-3beta,17beta-diol); 
Bolasteron;  Boldenon; Boldion (Androsta-1,4-dien-
3,17-dion);  Calusteron; Clostebol; Danazol 
([1,2]Oxazolo[4',5':2,3]pregna-4-en-20-yn-17alpha-
ol); Dehydrochlormethyltestosteron (4-Chlor-17beta-
hydroxy-17alpha-methylandrosta-1,4-dien-3-on); 
Desoxymethyltestosteron (17alpha-Methyl-5alpha-
androst-2-en-17beta-ol); Drostanolon; Ethylestrenol 
(19-Norpregna-4-en-17alpha-ol); Fluoxymesteron; 
Formebolon; Furazabol (17alpha-Methyl-
[1,2,5]oxadiazolo[3',4':2,3]-5alpha-androstan-17-beta-
ol); Gestrinon; 4-Hydroxytestosteron (4,17beta-
Dihydroxyandrost-4-en-3-on); Mestanolon; Mesterolon;
Metenolon; Methandienon† (17beta-Hydroxy-
17alpha-methylandrosta-1,4-dien-3-on); Methandriol;
Methasteron (17beta-Hydroxy-2alpha,17alpha-dimethyl-
5alpha-androstan-3-on); Methyldienolon (17beta-
Hydroxy-17alpha-methylestra-4,9-dien-3-on); Methyl-
1-testosteron (17beta-Hydroxy-17alpha-methyl-
5alpha-androst-1-en-3-on); Methylnortestosteron
(17beta-Hydroxy-17alpha-methylestr-4-en-3-on); 
Methyltestosteron; Metribolon (Methyltrienolon, 17beta-
Hydroxy-17alpha-methylestra-4,9,11-trien-3-on); 
Miboleron; Nandrolon; 19-Norandrostendion (Estr-4-en-
3,17-dion); Norbolethon‡; Norclostebol; Norethandrolon;
Oxabolon; Oxandrolon; Oxymesteron; Oxymetholon; 
Prostanozol (17beta-[(Tetrahydropyran-2-yl)oxy]-
1'H-pyrazolo[3,4:2,3]-5alpha-androstan); Quinbolon; 
Stanozolol; Stenbolon; 1-Testosteron (17beta-Hydroxy-
5alpha-androst-1-en-3-on); Tetrahydrogestrinon (17-
Hydroxy-18a-homo-19-nor-17alpha-pregna-4,9,11-trien-
3-on); Trenbolon (17beta-Hydroxyestr-4,9,11-trien-3-on)

und andere Stoffe mit ähnlicher chemischer Struktur oder
ähnlicher/n biologischer/n Wirkung(en).

b. Endogene**) AAS bei exogener Verabreichung:

Androstendiol (Androst-5-en-3beta,17beta-diol); 
Androstendion (Androst-4-en-3,17-dion); 
Dihydrotestosteron (17beta-Hydroxy-5alpha-androstan-
3-on)§; Prasteron (Dehydroepiandrosteron, DHEA, 3beta-
Hydroxyandrost-5-en-17-on); Testosteron

und ihre Metaboliten und Isomere, darunter unter ande-
rem

5alpha-Androstan-3alpha,17alpha-diol; 5alpha-
Androstan-3alpha,17beta-diol; 5alpha-Androstan-
3beta,17alpha-diol; 5alpha-Androstan-3beta,17beta-diol;
Androst-4-en-3alpha,17alpha-diol; Androst-4-en-
3alpha,17beta-diol; Androst-4-en-3beta,17alpha-diol; 
Androst-5-en-3alpha,17alpha-diol; Androst-5-en-
3alpha,17beta-diol; Androst-5-en-3beta,17alpha-diol; 
4-Androstendiol (Androst-4-en-3beta,17beta-diol); 
5-Androstendion (Androst-5-en-3,17-dion); 
Epidihydrotestosteron; Epitestosteron; Etiocholanolon;
3alpha-Hydroxy-5alpha-androstan-17-on; 3beta-
Hydroxy-5alpha-androstan-17-on; 7alpha-Hydroxy-
DHEA; 7beta-Hydroxy-DHEA; 7-Keto-DHEA; 
19-Norandrosteron; 19-Noretiocholanolon.

2. Zu den anderen anabolen Stoffen gehören unter anderem

Clenbuterol, Selektive Androgen-Rezeptor-Modulatoren
(SARMs), Tibolon, Zeranol, Zilpaterol.

S2. Peptidhormone, Wachstumsfaktoren und verwandte

Stoffe

Die folgenden Stoffe und ihre Releasingfaktoren sind verboten:

1. Erythropoese-stimulierende Stoffe [zum Beispiel 
Erythropoetin (EPO), Darbepoetin (dEPO), Hypoxie-
induzierbarer-Faktor (HIF)-Stabilisatoren, Methoxy-
Polyethylenglycol-Epoetin beta (CERA – Continuous 
Erythropoiesis Receptor Activator), Peginesatid (Hematid)];

2. Choriongonadotropin (CG) und Luteinisierendes Hormon (LH)
bei Männern;

3. Corticotropine;

4. Wachstumshormon (GH), insulinähnlicher Wachstums-
faktor-1 (IGF-1), Fibroblasten-Wachstumsfaktoren (FGFs),
 Hepatozyten-Wachstumsfaktor (HGF), mechanisch induzier-
te Wachstumsfaktoren (MGFs), Blutplättchen-Wachstums-
faktor (PDGF), vaskulär-endothelialer Wachstumsfaktor
(VEGF) sowie alle anderen Wachstumsfaktoren, die in Mus-
keln, Sehnen oder Bändern die Proteinsynthese/den Protein-
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(Übersetzung)

Stoffe und Methoden,

die zu allen Zeiten (in und außerhalb von Wettkämpfen) verboten sind

Ve r b o t e n e  S t o f f e

Verbotsliste 2013

Welt-Anti-Doping-Code

Inkrafttreten: 1. Januar 2013

In Einklang mit Artikel 4.2.2 des Welt-Anti-Doping-Codes gelten alle verbotenen Stoffe* als
„spezifische Stoffe“ mit Ausnahme der Stoffe in den Klassen S1, S2, S4.4, S4.5 und S6.a
sowie der verbotenen Methoden M1, M2 und M3.

* Hinzufügung des Bundesinnenministeriums: Soweit in dieser Verbotsliste von „(verbotenen) Stoffen“ die Rede ist, handelt es sich hierbei (auch) um
verbotene Substanzen i. S. d. Nationalen Anti Doping-Codes (NADC 2009, Version 2.0, vgl. dort Anhang 1: Begriffsbestimmungen, S. 86).

*) Für die Zwecke dieses Abschnitts bezieht sich der Begriff „exogen“ auf einen Stoff, der vom Körper normalerweise nicht auf natürlichem Wege pro-
duziert werden kann.

† Hinzufügung des Bundesinnenministeriums: Synonym (Freiname nach INN): Metandienon.
‡ Hinzufügung des Bundesinnenministeriums: Synonym (Freiname nach INN): Norboleton.

**) Für die Zwecke dieses Abschnitts bezieht sich der Begriff „endogen“ auf einen Stoff, der vom Körper auf natürlichem Wege produziert werden kann.
§ Hinzufügung des Bundesinnenministeriums: Synonym (Freiname nach INN): Androstanolon.
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abbau, die Gefäßbildung/-versorgung, die Energieaus -
nutzung, die Regenerationsfähigkeit oder die Umwandlung
des Fasertyps beeinflussen,

und andere Stoffe mit ähnlicher chemischer Struktur oder ähn -
licher/n biologischer/n Wirkung(en).

S3. Beta-2-Agonisten

Alle Beta-2-Agonisten, gegebenenfalls auch alle optischen Iso-
mere (zum Beispiel D- und L-), sind verboten; hiervon ausgenom-
men sind inhaliertes Salbutamol (höchstens 1 600 Mikrogramm
über 24 Stunden), inhaliertes Formoterol (abgegebene Dosis
höchstens 54 Mikrogramm über 24 Stunden) und Salmeterol,
wenn es entsprechend den therapeutischen Empfehlungen der
Hersteller inhaliert wird.

Ein Salbutamolwert im Urin von mehr als 1 000 Nanogramm/ml
oder ein Formoterolwert im Urin von mehr als 40 Nanogramm/ml
wird nicht als beabsichtigte therapeutische Anwendung des
 Stoffes angesehen und gilt als ein von der Norm abweichendes
Analyseergebnis, es sei denn, der Athlet weist anhand einer
 kontrollierten pharmakokinetischen Studie nach, dass dieses ab-
norme Ergebnis die Folge der Anwendung einer therapeutischen
inhalierten Dosis bis zu dem oben genannten Höchstwert war.

S4. Hormone und Stoffwechsel–Modulatoren

Es gelten folgende Verbote:

1. Aromatasehemmer; dazu gehören unter anderem 
Aminoglutethimid, Anastrozol, Androsta-1,4,6-trien-3,17-dion
(Androstatriendion), 4-Androsten-3,6,17-trion (6-oxo), 
Exemestan, Formestan, Letrozol, Testolacton.

2. Selektive Estrogen-Rezeptor-Modulatoren (SERMs); dazu
 gehören unter anderem Raloxifen, Tamoxifen, Toremifen.

3. Andere antiestrogene Stoffe; dazu gehören unter anderem
Clomifen, Cyclofenil, Fulvestrant.

4. Stoffe, welche die Myostatinfunktion(en) verändern; dazu
 gehören unter anderem Myostatinhemmer.

5. Stoffwechsel-Modulatoren:

a) Insuline

b) PPARδ (Peroxisome Proliferator Activated Receptor
 Delta)-Agonisten (zum Beispiel GW 1516) und AMPK
(PPARδ-AMP-activated protein kinase)-Achse-Agonisten
(zum Beispiel AICAR).

S5. Diuretika und andere Maskierungsmittel

Maskierungsmittel sind verboten. Hierzu gehören

Diuretika, Desmopressin, Plasmaexpander (zum Beispiel
 Glycerol; intravenös verabreichtes Albumin, Dextran,
 Hydroxyethylstärke und Mannitol), Probenecid 

und andere Stoffe mit ähnlicher/n biologischer/n Wirkung(en).

Die lokale Verabreichung von Felypressin in der Dentalanästhesie
ist nicht verboten.

Zu den Diuretika gehören

Acetazolamid, Amilorid, Bumetanid, Canrenon, Chlortalidon,
 Etacrynsäure, Furosemid, Indapamid, Metolazon, Spironolacton,
Thiazide (zum Beispiel Bendroflumethiazid, Chlorothiazid,
 Hydrochlorothiazid), Triamteren 

und andere Stoffe mit ähnlicher chemischer Struktur oder ähn -
licher/n biologischer/n Wirkung(en) (ausgenommen Drospirenon,
Pamabrom und topisches Dorzolamid und Brinzolamid, die nicht
verboten sind).

Für die Verwendung in und gegebenenfalls außerhalb von Wett-
kämpfen jeglicher Menge eines Stoffes, der Grenzwerten unter-
liegt (das heißt Formoterol, Salbutamol, Cathin, Ephedrin,
 Methylephedrin und Pseudoephedrin), in Verbindung mit einem
Diuretikum oder einem anderen Maskierungsmittel muss neben
der Medizinischen Ausnahmegenehmigung für das Diuretikum
oder ein anderes Maskierungsmittel auch eine gesonderte
 Medizinische Ausnahmegenehmigung für diesen Stoff vorgelegt
werden.
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Ve r b o t e n e  M e t h o d e n

M1. Manipulation von Blut und Blutbestandteilen

Folgende Methoden sind verboten:

1. Die Verabreichung oder Wiederzufuhr jeder Menge von auto-
logem, homologem oder heterologem Blut oder Produkten
aus roten Blutkörperchen jeglicher Herkunft in das Kreislauf-
system.

2. Die künstliche Erhöhung der Aufnahme, des Transports oder
der Abgabe von Sauerstoff, unter anderem durch Perfluor-
chemikalien, Efaproxiral (RSR 13) und veränderte Hämo -
globinprodukte (zum Beispiel Blutersatzstoffe auf Hämo -
globinbasis, mikroverkapselte Hämoglobinprodukte), außer
ergänzender Sauerstoff.

3. Jegliche Form der intravaskulären Manipulation von Blut oder
Blutbestandteilen mit physikalischen oder chemischen Mit-
teln.

M2. Chemische und physikalische Manipulation

Folgende Methoden sind verboten:

1. Die tatsächliche oder versuchte unzulässige Einflussnahme,
um die Integrität und Validität der Proben, die während der
Dopingkontrollen genommen werden, zu verändern. Hier -
unter fallen unter anderem der Austausch und/oder die
 Verfälschung (zum Beispiel mit Proteasen) von Urin.

2. Intravenöse Infusionen und/oder Injektionen von mehr
als 50 ml innerhalb eines Zeitraums von sechs Stunden,
es sei denn, sie werden rechtmäßig im Zuge von Kran -
kenhauseinweisungen oder klinischen Untersuchungen
 verabreicht.

M3. Gendoping

Die folgenden Methoden zur möglichen Steigerung der sport -
lichen Leistung sind verboten:

1. Die Übertragung von Nukleinsäure-Polymeren oder Nuklein-
säure-Analoga;

2. die Anwendung normaler oder genetisch veränderter 
Zellen.

Im Wettkampf verbotene Stoffe und Methoden

Zusätzlich zu den oben beschriebenen Kategorien S0 bis S5 und M1 bis M3 sind im Wett-
kampf folgende Kategorien verboten:

Ve r b o t e n e  S t o f f e

S6. Stimulanzien

Alle Stimulanzien, gegebenenfalls auch alle optischen Isomere
(zum Beispiel D- und L-), sind verboten; hiervon ausgenommen
sind Imidazolderivate für die topische Anwendung und die in das

Überwachungsprogramm für 2013*) aufgenommenen Stimulan-
zien.

Zu den Stimulanzien gehören

a. Nicht-spezifische Stimulanzien:

*) Die folgenden in das Überwachungsprogramm für 2013 aufgenommenen Stoffe (Bupropion, Koffein, Nikotin, Phenylephrin, Phenylpropanolamin,
 Pipradol, Synephrin) gelten nicht als verbotene Stoffe.
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Adrafinil, Amfepramon, Amiphenazol, Amphetamin, 
Amphetaminil, Benfluorex, Benzphetamin, Benzylpiperazin,
Bromantan, Clobenzorex, Cocain, Cropropamid, Crotetamid,
Dimethylamphetamin, Etilamphetamin, Famprofazon, 
Fencamin, Fenetyllin, Fenfluramin, Fenproporex, Furfenorex,
Mefenorex, Mephentermin, Mesocarb, Methamphetamin 
(D-), p-Methylamphetamin, Methylendioxyamphetamin, 
Methylendioxymethamphetamin, Modafinil, Norfenfluramin,
Phendimetrazin, Phenmetrazin, Phentermin, 
4-Phenylpirazetam (Carphedon), Prenylamin, Prolintan.

Stimulanzien, die in diesem Abschnitt nicht ausdrücklich ge-
nannt sind, gelten als spezifische Stoffe.

b. Spezifische Stimulanzien (Beispiele):

Adrenalin**), Cathin***), Ephedrin****), Etamivan, Etilefrin, 
Fenbutrazat, Fencamfamin, Heptaminol, Isomethepten,
Levmetamphetamin, Meclofenoxat, Methylephedrin****), 
Methylhexanamin (Dimethylpentylamin), Methylphenidat, 
Nicethamid, Norfenefrin, Octopamin, Oxilofrin 
(Methylsynephrin), Parahydroxyamphetamin, Pemolin, 
Pentetrazol, Phenpromethamin, Propylhexedrin, 

Pseudoephedrin*****), Selegilin, Sibutramin, Strychnin, 
Tuaminoheptan

und andere Stoffe mit ähnlicher chemischer Struktur oder
ähnlicher/n biologischer/n Wirkung(en).

S7. Narkotika

Die folgenden Narkotika sind verboten:

Buprenorphin, Dextromoramid, Diamorphin (Heroin), Fentanyl
und seine Derivate, Hydromorphon, Methadon, Morphin, 
Oxycodon, Oxymorphon, Pentazocin, Pethidin.

S8. Cannabinoide

Natürliches (zum Beispiel Cannabis, Haschisch, Marihuana) 
oder synthetisches Delta-9-Tetrahydrocannabinol (THC) und
Cannabinomimetika (zum Beispiel „Spice“, JWH018, JWH073,
HU-210) sind verboten.

S9. Glucocorticosteroide

Alle Glucocorticosteroide sind verboten, wenn sie oral, intra -
venös, intramuskulär oder rektal verabreicht werden.
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In bestimmten Sportarten verbotene Stoffe

P1. Alkohol

Alkohol (Ethanol) ist in den nachfolgenden Sportarten nur im Wettkampf verboten. Die
 Feststellung erfolgt durch Atem- oder Blutanalyse. Der Grenzwert (Blutwerte), ab dem ein
Dopingverstoß vorliegt, beträgt 0,10 g/l.

• Bogenschießen (FITA)

• Karate (WKF)

• Luftsport (FAI)

• Motorbootsport (UIM)

• Motorradsport (FIM)

• Motorsport (FIA)

P2. Betablocker

Wenn nichts anderes bestimmt ist, sind Betablocker in den folgenden Sportarten nur im
Wettkampf verboten:

• Billard (alle Disziplinen) (WCBS)

• Bogenschießen (FITA) (auch außerhalb von Wettkämpfen verboten)

• Darts (WDF)

• Golf (IGF)

• Motorsport (FIA)

• Schießen (ISSF, IPC) (auch außerhalb von Wettkämpfen verboten)

• Skifahren/Snowboarding (FIS) im Skispringen, Freistil aerials/halfpipe und Snowboard 
halfpipe/big air

Zu den Betablockern gehören unter anderem

Acebutolol, Alprenolol, Atenolol, Betaxolol, Bisoprolol, Bunolol, Carteolol, Carvedilol, 
Celiprolol, Esmolol, Labetalol, Levobunolol, Metipranolol, Metoprolol, Nadolol, 
Oxprenolol, Pindolol, Propranolol, Sotalol, Timolol.

**) Die lokale Verabreichung (zum Beispiel nasal, ophthalmologisch) von Adrenalin oder die Verabreichung in Verbindung mit einem Lokalanästhetikum
ist nicht verboten.

***) Cathin ist verboten, wenn seine Konzentration im Urin 5 Mikrogramm/ml übersteigt.

****) Sowohl Ephedrin als auch Methylephedrin sind verboten, wenn ihre Konzentration im Urin jeweils 10 Mikrogramm/ml übersteigt.

*****) Pseudoephedrin ist verboten, wenn seine Konzentration im Urin 150 Mikrogramm/ml übersteigt.
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Nachstehend wird der Wortlaut der Pariser Vereinbarung vom 26. Januar 1982
über die Hafenstaatkontrolle (BGBl. 1982 II S. 585, 586) in der vom Hafenstaat-
kontrollausschuss am 11. Mai 2010 mit der 32. Änderung beschlossenen, seit
dem 1. Januar 2011 geltenden Neufassung bekannt gemacht.

Die Neufassung berücksichtigt die der ab 22. Juli 2003 geltenden Fassung
(BGBl. 2004 II S. 190, 191) nachfolgenden Änderungen (BGBl. 2005 II S. 1205,
1206; 2007 II S. 748, 749, 1058, 1059; 2009 II S. 1227, 1228) einschließlich der
am 11. Mai 2010 beschlossenen und für alle Vertragsparteien am 1. Januar 2011
in Kraft getretenen 32. Änderung.

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom 
2. September 2009 (BGBl. II S. 1227).

Berlin, den 6. Februar 2013

B u n d e s m i n i s t e r i u m
f ü r  Ve r k e h r,  B a u  u n d  S t a d te n t w i c k l u n g

Im Auftrag
Fe l i x  S te n s c h k e
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Bekanntmachung

der Neufassung der Pariser Vereinbarung

über die Hafenstaatkontrolle

Vom 6. Februar 2013
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The Maritime Authorities of 

Belgium 

Bulgaria 1)

Canada 2)

Croatia 3)

Cyprus 4)

Denmark

Estonia 5) 

Finland 

France 

Germany (Federal Republic of) 

Greece 

Iceland 6) 

Ireland 

Italy 

Latvia 7) 

Lithuania 8) 

Malta 9) 

Netherlands 

Norway 

Poland 10)

Portugal

(Übersetzung)

Die Seeschifffahrtsbehörden

Belgiens

Bulgariens1

Dänemarks

Deutschlands (Bundesrepublik)

Estlands2

Finnlands

Frankreichs

Griechenlands

Irlands

Islands3

Italiens

Kanadas4

Kroatiens5

Lettlands6

Litauens7

Maltas8

der Niederlande

Norwegens

Polens9

Portugals

Rumäniens10
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Paris Memorandum
of Understanding on Port State Control 

Pariser Vereinbarung
über die Hafenstaatkontrolle

1) The Maritime Authority of Bulgaria adhered to the Memorandum on
10 May 2007; for the Maritime Authority of Bulgaria the Memorandum
took effect on 1 July 2007.

2) The Maritime Authority of Canada adhered to the Memorandum on 3
May 1994; for the Maritime Authority of Canada the Memorandum
took effect on 3 May 1994.

3) The Maritime Authority of Croatia adhered to the Memorandum on 8
November 1996; for the Maritime Authority of Croatia the Memoran-
dum took effect on 1 January 1997.

4) The Maritime Authority of Cyprus adhered to the Memorandum on 12
May 2006; for the Maritime Authority of Cyprus the Memorandum took
effect on 1 July 2006.

5) The Maritime Authority of Estonia adhered to the Memorandum on 12
May 2005; for the Maritime Authority of Estonia the Memorandum
took effect on 1 July 2005.

6) The Maritime Authority of Iceland adhered to the Memorandum on 11
May 2000; for the Maritime Authority of Iceland the Memorandum took
effect on 1 July 2000.

7) The Maritime Authority of Latvia adhered to the Memorandum on 12
May 2005; for the Maritime Authority of Latvia the Memorandum took
effect on 1 July 2005.

8) The Maritime Authority of Lithuania adhered to the Memorandum on
12 May 2006; for the Maritime Authority of Lithuania the Memoran-
dum took effect on 1 July 2006.

9) The Maritime Authority of Malta adhered to the Memorandum on 12
May 2006; for the Maritime Authority of Malta the Memorandum took
effect on 1 July 2006.

10) The Maritime Authority of Poland adhered to the Memorandum on 27
November 1991; for the Maritime Authority of Poland the Memoran-
dum took effect on 1 January 1992.

1 Die  Seeschifffahrtsbehörde  Bulgariens  ist  der  Vereinbarung  am
10. Mai 2007 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Bulgariens
ist die Vereinbarung am 1. Juli 2007 wirksam geworden.

2 Die Seeschifffahrtsbehörde Estlands ist der Vereinbarung am 12. Mai
2005 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Estlands ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2005 wirksam geworden.

3 Die Seeschifffahrtsbehörde Islands ist der Vereinbarung am 11. Mai
2000 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Islands ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2000 wirksam geworden.

4 Die Seeschifffahrtsbehörde Kanadas ist der Vereinbarung am 3. Mai
1994 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Kanadas ist die Ver-
einbarung am 3. Mai 1994 wirksam geworden.

5 Die Seeschifffahrtsbehörde Kroatiens ist der Vereinbarung am 8. No-
vember 1996 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Kroatiens ist
die Vereinbarung am 1. Januar 1997 wirksam geworden.

6 Die Seeschifffahrtsbehörde Lettlands ist der Vereinbarung am 12. Mai
2005 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Lettlands ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2005 wirksam geworden.

7 Die Seeschifffahrtsbehörde Litauens ist der Vereinbarung am 12. Mai
2006 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Litauens ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2006 wirksam geworden.

8 Die Seeschifffahrtsbehörde Maltas ist der Vereinbarung am 12. Mai
2006 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Maltas ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2006 wirksam geworden.

9 Die Seeschifffahrtsbehörde Polens ist der Vereinbarung am 27. No-
vember 1991 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Polens ist
die Vereinbarung am 1. Januar 1992 wirksam geworden.

10 Die  Seeschifffahrtsbehörde  Rumäniens  ist  der  Vereinbarung  am
10. Mai 2007 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Rumäniens
ist die Vereinbarung am 1. Juli 2007 wirksam geworden.
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Romania 11)

Russian Federation 12)

Slovenia 13)

Spain 

Sweden 

United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 

hereinafter referred to as “the Authorities” 

Recalling the Final Declaration adopted on 2 December 1980
by the Regional European Conference on Maritime Safety which
underlined the need to increase maritime safety and the protecti-
on of the marine environment and the importance of improving li-
ving and working conditions on board ship;

Noting with appreciation the progress achieved in these fields
by the International Maritime Organization and the International
Labour Organization; 

Noting also the contribution of the European Union towards
meeting the above mentioned objectives; 

Mindful that the principal responsibility for the effective appli-
cation of standards laid down in international instruments rests
upon the authorities of the State whose flag a ship is entitled to
fly; 

Recognizing nevertheless that effective action by port States is
required to prevent the operation of substandard ships;

Recognizing also the need to avoid distorting competition bet-
ween ports; 

Convinced of the necessity, for these purposes, of an impro-
ved and harmonized system of port State control and of streng-
thening co-operation and the exchange of information;

have reached the following understanding: 

Section 1

Commitments 

1.1 Each Authority will give effect to the provisions of the pre-
sent Memorandum and the Annexes thereto. 

1.2  Each Authority will maintain  an  effective  system of  port
 State control with a view to ensuring that, without discrimi-
nation as to flag, foreign merchant ships calling at a port of
its State, or anchored off such a port, comply with the stan-
dards laid down in the relevant instruments listed in Secti-
on 2.

1.3  Each Authority will carry out an inspection on every foreign
merchant ship of Priority I calling at one of its ports or an-
chorages, subject to the flexibility and regional commitment
as described in Annex 11. Each Authority will carry out a to-
tal number of inspections of foreign merchant ships of Prio-
rity I and Priority II which corresponds at least to its annual
inspection commitment determined in accordance with An-
nex 11. Authorities should refrain from selecting Priority II
periodic inspections when these are not required in order to
meet their annual commitment.

der Russischen Föderation11

Schwedens

Sloweniens12

Spaniens

des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland

Zyperns13

im Folgenden als „Behörden“ bezeichnet –

eingedenk der am 2. Dezember 1980 von der Europäischen
Regionalkonferenz über die Sicherheit auf See angenommenen
Schlusserklärung, in der die Notwendigkeit einer Verstärkung der
Sicherheit auf See und des Schutzes der Meeresumwelt sowie
die Bedeutung einer Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen an Bord hervorgehoben wurden;

in Anerkennung der auf diesen Gebieten von der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation und der Internationalen Arbeits-
organisation erzielten Fortschritte;

ferner angesichts des von der Europäischen Union zur Errei-
chung der oben genannten Ziele geleisteten Beitrags;

in Anbetracht dessen, dass die Hauptverantwortung für die
wirksame Anwendung der in internationalen Übereinkünften fest-
gelegten Normen den Behörden des Staates obliegt, dessen
Flagge ein Schiff zu führen berechtigt ist;

jedoch in der Erkenntnis, dass wirksame Maßnahmen der Ha-
fenstaaten erforderlich sind, um den Betrieb unternormiger Schif-
fe zu verhindern;

ferner in Erkenntnis der Notwendigkeit, Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen Häfen zu vermeiden;

überzeugt von der Notwendigkeit, für diese Zwecke ein ver-
bessertes und vereinheitlichtes System der Hafenstaatkontrolle
einzuführen sowie die Zusammenarbeit und den Informations-
austausch zu verstärken –

haben Folgendes vereinbart:

Abschnitt 1

Verpflichtungen

1.1 Jede Behörde verleiht dieser Vereinbarung und den dazu-
gehörigen Anlagen Wirksamkeit.

1.2 Jede Behörde unterhält ein wirksames System der Hafen-
staatkontrolle, um sicherzustellen, dass ohne Flaggendiskri-
minierung ausländische Handelsschiffe, welche einen Ha-
fen ihres Staates anlaufen oder vor einem solchen Hafen vor
Anker gegangen sind, den Normen entsprechen, die in den
in Abschnitt 2 aufgeführten einschlägigen Übereinkünften
festgelegt sind.

1.3 Vorbehaltlich der Flexibilität und der Überprüfungspflicht für
die Region nach Anlage 11 überprüft jede Behörde jedes
ausländische Handelsschiff der Prioritätsstufe I, das einen
ihrer Häfen oder Ankerplätze anläuft. Jede Behörde führt so
viele Überprüfungen von ausländischen Handelsschiffen der
Prioritätsstufe I und der Prioritätsstufe II durch, dass deren
Gesamtzahl mindestens ihrer nach Anlage 11 festgelegten
jährlichen Überprüfungspflicht entspricht. Die Behörden sol-
len davon absehen, wiederkehrende Überprüfungen von
Schiffen der Prioritätsstufe II zu wählen, wenn diese zur Er-
füllung ihrer jährlichen Überprüfungspflicht nicht erforder-
lich sind.
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11 Die Seeschifffahrtsbehörde der Russischen Föderation ist der Verein-
barung am 10. November 1995 beigetreten; die Vereinbarung ist für
die Seeschifffahrtsbehörde der Russischen Föderation am 1. Januar
1996 wirksam geworden.

12 Die  Seeschifffahrtsbehörde  Sloweniens  ist  der  Vereinbarung  am
15. Mai 2003 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Sloweniens
ist die Vereinbarung am 22. Juli 2003 wirksam geworden.

13 Die Seeschifffahrtsbehörde Zyperns ist der Vereinbarung am 12. Mai
2006 beigetreten; für die Seeschifffahrtsbehörde Zyperns ist die Ver-
einbarung am 1. Juli 2006 wirksam geworden.

11) The Maritime Authority of Romania adhered to the Memorandum on
10 May 2007; for the Maritime Authority of Romania the Memoran-
dum took effect on 1 July 2007.

12) The Maritime Authority of the Russian Federation adhered to the Me-
morandum on 10 November 1995; for the Maritime Authority of the
Russian Federation the Memorandum took effect on 1 January 1996

13) The Maritime Authority of Slovenia adhered to the Memorandum on
15 May 2003; for the Maritime Authority of Slovenia the Memorandum
took effect on 22 July 2003. 
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1.4  Each Authority will consult, cooperate and exchange infor-
mation with the other Authorities in order to further the aims
of the Memorandum. 

1.5  Each Authority, or any other body, as the case may be, will
establish an appropriate procedure for pilot services, inclu-
ding those engaged on ships bound for a port or in transit
within its State, and port authorities to immediately inform
the Authority of the port State or the coastal State, as ap-
propriate, whenever they learn in the course of their normal
duties that there are apparent anomalies which may prejudi-
ce the safety of the ship, or which may pose a threat of harm
to the marine environment.

1.6  In fulfilling their commitments the Authorities will carry out
inspections of the type specified in Annex 9. 

1.7  Nothing in the Memorandum will be construed as restricting
the powers of the Authorities to take measures within its ju-
risdiction in respect of any matter to which the relevant in-
struments relate.

Section 2

Relevant instruments 

2.1  For  the  purposes  of  the  Memorandum  “relevant  instru-
ments” are the following: 

.1 the  International  Convention  on  Load  Lines,  1966
(LOAD LINES 66); 

.2 the Protocol of 1988 relating to the International Con-
vention on Load Lines, 1966 (LL PROT 88);

.3 the International Convention for the Safety of Life at
Sea, 1974 (SOLAS);

.4 the Protocol of 1978 relating to the International Con-
vention  for  the Safety  of  Life  at  Sea,  1974  (SOLAS
PROT 78);

.5 the Protocol of 1988 relating to the International Con-
vention  for  the Safety  of  Life  at  Sea,  1974  (SOLAS
PROT 88); 

.6 International Convention for the Prevention of Pollution
from Ships, 1973, as modified by the Protocol of 1978
relating thereto, and as further amended by the Proto-
col of 1997 (MARPOL);

.7 the International Convention on Standards of Training,
Certification  and Watchkeeping  for  Seafarers,  1978
(STCW 78);

.8 the Convention  on  the  International Regulations  for
Preventing Collisions at Sea, 1972 (COLREG 72);

.9 the International Convention on Tonnage Measurement
of Ships, 1969 (TONNAGE 69);

.10 the Merchant Shipping (Minimum Standards) Conven-
tion, 1976 (ILO Convention No. 147) (ILO 147);

.11 the Protocol of 1996 to the Merchant Shipping (Mini-
mum Standards) Convention, 1976  (ILO Convention
No. 147) (ILO P147)

.12 the International Convention on Civil Liability for Oil Pol-
lution Damage, 1969 (CLC1969);

.13 Protocol of 1992 to amend the International Conventi-
on on Civil Liability for Oil Pollution Damage, 1969 (CLC
PROT 1992);

1.4 Jede Behörde wird die anderen Behörden konsultieren, mit
ihnen zusammenarbeiten und Informationen austauschen,
um die Ziele der Vereinbarung zu fördern.

1.5 Jede Behörde beziehungsweise jede sonstige Stelle legt ein
geeignetes Verfahren fest, nach dem Lotsendienste, ein-
schließlich solcher, die auf zu einem Hafen in ihrem Staat
fahrenden oder auf der Durchfahrt befindlichen Schiffen tä-
tig sind, und Hafenbehörden die Behörde des Hafenstaats
beziehungsweise des Küstenstaats unmittelbar unterrich-
ten, wenn sie bei der Erfüllung ihrer üblichen Pflichten von
offensichtlichen Auffälligkeiten Kenntnis erlangen, welche
die Sicherheit des Schiffes gefährden oder die eine Gefähr-
dung für die Meeresumwelt darstellen können.

1.6 In Erfüllung ihrer Überprüfungspflichten führen die Behör-
den Überprüfungen der in Anlage 9 angegebenen Art durch.

1.7 Diese Vereinbarung ist nicht so auszulegen, als schränke sie
die Befugnisse der Behörden ein, im Rahmen ihrer Zustän-
digkeiten Maßnahmen in Bezug auf jede Angelegenheit zu
treffen, auf die sich die einschlägigen Übereinkünfte bezie-
hen.

Abschnitt 2

Einschlägige Übereinkünfte

2.1 Im Sinne der Vereinbarung gelten als „einschlägige Überein-
künfte“

.1 das Internationale Freibord-Übereinkommen von 1966
(LOAD LINES 66);

.2 das Protokoll von 1988 zum Internationalen Freibord-
Übereinkommen von 1966 (LL PROT 88);

.3 das  Internationale  Übereinkommen  von  1974  zum
Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS);

.4 das Protokoll von 1978 zu dem Internationalen Über-
einkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See (SOLAS PROT 78);

.5 das Protokoll von 1988 zu dem Internationalen Über-
einkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See (SOLAS PROT 88);

.6 das Internationale Übereinkommen von 1973 zur Ver-
hütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der
durch das Protokoll von 1978 zu dem Übereinkommen
geänderten und durch das Protokoll von 1997 weiter
geänderten Fassung (MARPOL);

.7 das Internationale Übereinkommen von 1978 über Nor-
men für die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungs-
zeugnissen  und  den  Wachdienst  von  Seeleuten
(STCW 78);

.8 das Übereinkommen von 1972 über die Internationalen
Regeln zur Verhütung von Zusammenstößen auf See
(COLREG 72);

.9 das Internationale Schiffsvermessungs-Übereinkom-
men von 1969 (TONNAGE 69);

.10 das Übereinkommen von 1976 über Mindestnormen
auf Handelsschiffen (Übereinkommen Nr. 147 der IAO)
(IAO 147);

.11 das Protokoll von 1996 zum Übereinkommen von 1976
über  Mindestnormen  auf  Handelsschiffen  (Überein-
kommen Nr. 147 der IAO) (IAO P147);

.12 das Internationale Übereinkommen von 1969 über die
zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden
(CLC 1969);

.13 das Protokoll von 1992 zur Änderung des Internationa-
len Übereinkommens von 1969 über die zivilrechtliche
Haftung  für  Ölverschmutzungsschäden  (CLC
PROT 1992);
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.14 International  Convention  on  the  Control  of  Harmful
Anti-Fouling Systems on Ships, 2001 (AFS2001);

.15 the International Convention on Civil Liability for Bunker
Oil Pollution Damage, 2001.

2.2  With respect to the ILO conventions in Section 2.1, each
Authority will apply the procedures referred to in Annex 2.

2.3  Each Authority will apply those relevant instruments which
are in force and to which its State is a Party. In the case of
amendments to a relevant  instrument each Authority will
apply those amendments which are in force and which its
State has accepted. An instrument so amended will then be
deemed to be the “relevant instrument” for that Authority.

2.4  In applying a relevant instrument, the Authorities will ensu-
re that no more favourable treatment is given to ships of
non-Parties and apply the procedures specified in Annex 1.
In the case of ships below convention size the Authorities
will apply the procedures in Annex 1.

Section 3

Reporting, Ship Risk Profile,
Selection, Inspection and Detention 

3.1  Each ship has to follow the reporting requirements accor-
ding to Annex 12. 

3.2  Each ship in the information system will be attributed a
ship risk profile, in accordance with Annex 7, which will de-
termine its priority for inspection, the interval between its
inspections and the scope of the inspection. In selecting
ships  for  inspection  the Authorities will  determine  their
priority from the selection scheme indicated in Annex 8.

3.3  Inspections will be carried out by properly qualified and
trained persons authorized for that purpose by the Autho-
rity concerned and acting under its responsibility, having
regard in particular to Annex 6. When the required profes-
sional expertise cannot be provided by the Authority, the
Port State Control Officer of that Authority may be assisted
by any person with the required expertise. Port State Con-
trol Officers and the persons assisting them will have no
commercial interest, either in the port of inspection or in
the ships inspected, nor will Port State Control Officers be
employed by or undertake work on behalf of non-govern-
mental organizations which issue statutory and classifica-
tion certificates or which carry out the surveys necessary
for the issue of those certificates to ships. Each Port State
Control Officer will carry a personal document in the form
of an identity card issued by his Authority in accordance
with the national legislation, indicating that the Port State
Control Officer is authorized to carry out inspections.

3.4  Each Authority will endeavour to secure the rectification of
all deficiencies detected. On the condition that all possible
efforts have been made to rectify all deficiencies, other
than those which are clearly hazardous to safety, health or
the environment, the ship may be allowed to proceed to a
port where any such deficiencies can be rectified. In the
case of deficiencies which are clearly hazardous to safety,
health or the environment, the Authority will, except as pro-
vided in 3.8, ensure that the hazard is removed before the
ship is allowed to proceed to sea. For this purpose appro-

.14 das Internationale Übereinkommen von 2001 über die
Beschränkung des Einsatzes  schädlicher Bewuchs-
schutzsysteme auf Schiffen (AFS 2001);

.15 das Internationale Übereinkommen von 2001 über die
zivilrechtliche Haftung  für Bunkerölverschmutzungs-
schäden.

2.2 Hinsichtlich der IAO-Übereinkommen in Absatz 2.1 wendet
jede Behörde die in Anlage 2 genannten Verfahren an.

2.3 Jede Behörde wendet die einschlägigen Übereinkünfte an,
die in Kraft sind und deren Vertragspartei ihr Staat ist. Bei
Änderungen einer einschlägigen Übereinkunft wendet jede
Behörde die in Kraft befindlichen und von ihrem Staat an-
genommenen Änderungen an. Eine so geänderte Überein-
kunft gilt dann für die betreffende Behörde als „einschlägi-
ge Übereinkunft“.

2.4 Bei Anwendung einer einschlägigen Übereinkunft stellen die
Behörden sicher, dass Schiffen von Nicht-Vertragsparteien
keine günstigere Behandlung gewährt wird, und sie wenden
die in Anlage 1 angegebenen Verfahren an. Bei Schiffen mit
einem Raumgehalt unterhalb des Anwendungsbereichs der
jeweiligen Übereinkunft wenden die Behörden die Verfahren
in Anlage 1 an.

Abschnitt 3

Meldung, Schiffsrisikoprofil,
Auswahl, Überprüfung und Festhalten

3.1 Jedes Schiff muss die Meldevorschriften nach Anlage 12
befolgen.

3.2 Für jedes Schiff im Informationssystem wird nach Anlage 7
ein Schiffsrisikoprofil erstellt, das seine Überprüfungsprio-
rität, die Abstände zwischen seinen Überprüfungen und
den Umfang der Überprüfung vorgibt. Bei der Auswahl der
zu überprüfenden Schiffe legen die Behörden deren Priori-
tätsstufe anhand des in Anlage 8 dargestellten Auswahl-
verfahrens fest.

3.3 Die Überprüfungen werden von hierzu entsprechend befä-
higten und ausgebildeten Personen durchgeführt, die zu
diesem Zweck von der betreffenden Behörde ermächtigt
sind und unter ihrer Verantwortung handeln, wobei beson-
ders Anlage 6 zu beachten ist. Kann die Behörde das erfor-
derliche Fachwissen nicht zur Verfügung stellen, so kann
sich der von dieser Behörde eingesetzte Hafenstaat-Be-
sichtiger durch jede Person unterstützen lassen, die über
das erforderliche Fachwissen verfügt. Die Hafenstaat-Be-
sichtiger sowie die sie unterstützenden Personen dürfen
kein wirtschaftliches  Interesse an dem Hafen oder den
Schiffen haben,  in dem beziehungsweise auf denen die
Überprüfungen vorgenommen werden; ferner dürfen Ha-
fenstaat-Besichtiger nicht bei nichtstaatlichen Organisatio-
nen, die vorgeschriebene Zeugnisse und Klassenzertifika-
te ausstellen oder die zur Ausstellung dieser Zeugnisse
beziehungsweise Klassenzertifikate erforderlichen Besich-
tigungen durchführen, angestellt oder in deren Auftrag tä-
tig sein. Jeder Hafenstaat-Besichtiger trägt ein Personal-
dokument  in  Form  eines  von  seiner  Behörde  nach
Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvorschriften ausge-
stellten Lichtbildausweises bei sich, aus dem hervorgeht,
dass der betreffende Hafenstaat-Besichtiger bevollmäch-
tigt ist, Überprüfungen durchzuführen.

3.4 Jede Behörde bemüht sich, die Beseitigung aller festge-
stellten Mängel zu gewährleisten. Unter der Bedingung,
dass alle denkbaren Bemühungen zur Beseitigung sämt -
licher Mängel, abgesehen von solchen, die eindeutig eine
Gefahr für die Sicherheit, Gesundheit oder Umwelt darstel-
len, unternommen worden sind, darf dem Schiff gestattet
werden, zu einem Hafen weiterzufahren, wo die Beseiti-
gung der letztgenannten Mängel möglich ist. Bei Mängeln,
die eindeutig eine Gefahr für die Sicherheit, Gesundheit
oder Umwelt darstellen, sorgt die Behörde – mit Ausnahme
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priate action will be taken, which may include detention or
a formal prohibition of a ship to continue an operation due
to established deficiencies which, individually or together,
would render the continued operation hazardous. In deci-
ding on the appropriate action to be taken Port State Con-
trol Officers will be guided by a PSCCInstruction.

3.5 Where the ground for a detention is the result of acciden-
tal damage suffered on the ship’s voyage to a port or du-
ring cargo operations, no detention order will be issued,
provided that:

.1 due account has been given to the requirements con-
tained in Regulation I/11(c) of SOLAS regarding notifi-
cation to the flag Administration, the nominated survey-
or  or  the  recognized  organization  responsible  for
issuing the relevant certificate;

.2 prior to entering a port or immediately after a damage
has occurred, the master or ship owner has submitted
to the port State control authority details on the cir-
cumstances of the accident and the damage suffered
and information about the required notification of the
flag Administration;

.3 appropriate remedial action, to the satisfaction of the
Authority, is being taken by the ship, and

.4 the Authority has ensured, having been notified of the
completion of  the  remedial  action,  that deficiencies
which were clearly hazardous to safety, health or the
environment have been addressed to the satisfaction
of the Authority.

3.6  In exceptional circumstances where, as a result of a more
detailed inspection, the overall condition of a ship and its
equipment, also taking the crew and its living and working
conditions into account, is found to be obviously sub-stan-
dard, the Authority may suspend an inspection. The sus-
pension of the inspection may continue until the responsi-
ble parties have taken the steps necessary to ensure that
the ship complies with the requirements of the relevant in-
struments. Prior to suspending an inspection, the Authori-
ty must have recorded detainable deficiencies in several
areas as set out in a PSCCInstruction. The notification of
the detention to the responsible parties will state that the
inspection is suspended until the Authority has been in-
formed  that  the ship complies with all  relevant  require-
ments.

3.7  In the case of a detention, the Authority will immediately
notify the flag Administration*) in writing and include the
 report of inspection. Likewise the recognized organization
that has issued the relevant certificates on behalf of the
flag Administration will be notified, where appropriate. The
parties above will also be notified in writing of the  release
of detention.

der Fälle nach Absatz 3.8 – dafür, dass die Gefahr beseitigt
wird, bevor dem Schiff gestattet wird, auszulaufen. Zu die-
sem Zweck werden geeignete Maßnahmen getroffen, zu
denen auch das Festhalten oder ein förmliches Verbot ge-
genüber dem Schiff gehören kann, einen Betriebsvorgang
fortzusetzen, weil Mängel festgestellt worden sind, die ein-
zeln oder zusammengenommen die Fortsetzung dieses
Betriebsvorgangs zu einer Gefahr machen würden. Bei der
Entscheidung über die geeigneten Maßnahmen lassen sich
die Hafenstaat-Besichtiger von einer Anweisung des Ha-
fenstaatkontrollausschusses (PSCC) leiten.

3.5 Ist der Festhaltegrund das Ergebnis eines Unfallschadens,
der auf der Fahrt des Schiffes zu einem Hafen oder beim
Ladungsumschlag eingetreten ist, so wird unter folgenden
Voraussetzungen kein Festhalten angeordnet:

.1 Die Vorschriften in SOLAS-Regel I/11 Buchstabe c hin-
sichtlich  der  Benachrichtigung  der  Verwaltung  des
Flaggenstaats, des ernannten Besichtigers oder der
anerkannten Organisation, die beziehungsweise der für
die Ausstellung des einschlägigen Zeugnisses zustän-
dig ist, sind ordnungsgemäß erfüllt worden;

.2 vor dem Einlaufen in einen Hafen oder unmittelbar nach
Eintritt  eines  Schadens  hat  der  Kapitän  oder  der
Schiffseigner der Hafenstaatkontrollbehörde Einzelhei-
ten über die Unfallumstände und den eingetretenen
Schaden  sowie Angaben über die  erforderliche Be-
nachrichtigung  der  Verwaltung  des  Flaggenstaats
übermittelt;

.3 von Seiten des Schiffes werden bereits angemessene
Abhilfemaßnahmen entsprechend den Anforderungen
der Behörde durchgeführt;

.4 die Behörde hat nach Benachrichtigung über den Ab-
schluss der Abhilfemaßnahmen sichergestellt, dass die
Mängel, die eindeutig eine Gefahr für die Sicherheit,
Gesundheit oder Umwelt dargestellt haben, entspre-
chend den Anforderungen der Behörde angegangen
worden sind.

3.6 Unter außergewöhnlichen Umständen kann die Behörde in
Fällen, in denen als Ergebnis einer gründlicheren Überprü-
fung  festgestellt  wird,  dass  der  Gesamtzustand  eines
Schiffes und seiner Ausrüstung, auch unter Berücksichti-
gung der Besatzung und ihrer Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen, offensichtlich unternormig ist, eine Überprüfung
aussetzen. Die Überprüfung kann so lange ausgesetzt wer-
den, bis die Verantwortlichen die erforderlichen Maßnah-
men getroffen haben, um sicherzustellen, dass das Schiff
den  Vorschriften  der  einschlägigen  Übereinkünfte  ent-
spricht. Bevor eine Überprüfung ausgesetzt wird, muss die
Behörde in mehreren der in einer Anweisung des Hafen-
staatkontrollausschusses genannten Bereiche Mängel er-
fasst haben, die ein Festhalten des Schiffes rechtfertigen.
Die Benachrichtigung der Verantwortlichen über das Fest-
halten enthält die Angabe, dass die Überprüfung so lange
ausgesetzt wird, bis die Behörde davon unterrichtet wor-
den ist, dass das Schiff allen einschlägigen Vorschriften
entspricht.

3.7 Im Fall eines Festhaltens benachrichtigt die Behörde un-
verzüglich die Verwaltung des Flaggenstaats* schriftlich
und fügt den Überprüfungsbericht bei. Ebenso ist gegebe-
nenfalls die anerkannte Organisation, die im Namen der
Verwaltung des Flaggenstaats die einschlägigen Zeugnis-
se ausgestellt hat, zu benachrichtigen. Die benachrichtig-
ten Stellen sind auch von der Aufhebung der Festhaltean -
ordnung schriftlich zu benachrichtigen.
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*)  Refer to MSC/Circ, 781 and MEPC 6/Circ 2 “National contact points of
Members for safety and pollution prevention” (annexes 1 and 2). When
a valid contact point is not available the nearest diplomatic representa-
tive should be informed. 

* Es wird auf die Anlagen 1 und 2 der Rundschreiben MSC/Circ.781 und
MEPC 6/Circ.2 mit dem englischen Titel „National contact points of
Members for safety and pollution prevention“ verwiesen. Steht keine
anerkannte Kontaktstelle zur Verfügung, so soll der nächsterreichbare
diplomatische Vertreter unterrichtet werden. 

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



3.8  Where deficiencies which caused a detention as referred
to in 3.4 cannot be remedied in the port of inspection, the
Authority may allow the ship concerned to proceed to the
nearest appropriate  repair yard available  in accordance
with a PSCCInstruction.

Where the decision to send a ship to a repair yard is due to
a lack of compliance with the IMO Resolution A. 744(18),
either with respect to ship’s documentation or with respect
to ship’s structural failures and deficiencies, the Authority
may require that the necessary thickness measurements
are  carried  out  in  the  port  of  detention  as  set  out  in
PSCCInstructions before the ship is allowed to sail.

If the vessel is detained because it is not equipped with a
functioning voyage data recorder system, when its use is
compulsory, and this deficiency cannot be readily rectified
in the port of detention, the authority may allow the ship to
proceed to the appropriate repair yard or port nearest to
the port of the detention where it shall be readily rectified or
require that the deficiency is rectified within a maximum
period of 30 days.

3.9  The provisions of 3.7 and 3.8 are without prejudice to the
requirements of relevant instruments or procedures estab-
lished by international organizations concerning notificati-
on and reporting procedures related to port State control.

3.10  The Authorities will ensure that, on the conclusion of an in-
spection, the master of the ship is provided with a report of
inspection, giving the results of the inspection and details
of any action to be taken.

3.11  Should any inspection referred to in Section 1.3 confirm or
reveal deficiencies in relation to the requirements of a rele-
vant instrument warranting the detention of a ship, all costs
relating to the inspections in any normal accounting period
should be covered by the shipowner or the operator or by
his representative in the port State.

All costs relating to inspections carried out by the Authori-
ty under the provisions of Section 4 will be charged to the
owner or the operator of the ship.

The detention will not be lifted until full payment has been
made or a sufficient guarantee has been given for the reim-
bursement of the costs subject to national law.

3.12  The owner or the operator of a ship or his representative
in the State concerned will have a right of appeal against a
detention decision or refusal of access taken by the Aut-
hority of that State. An appeal will not cause the detention
or refusal of access to be suspended. The Authority will
properly inform the master of a ship of the right of appeal.

3.13  When  exercising  control  under  the  Memorandum,  the
 Authorities will make all possible efforts to avoid unduly
detaining or delaying a ship. Nothing in the Memorandum
affects rights created by provisions of relevant instruments
relating to compensation for undue detention or delay. In
any instance of alleged undue detention or delay the bur-
den of proof lies with the owner or operator of the ship.

3.8 Können Mängel im Sinne des Absatzes 3.4, die zu einem
Festhalten geführt haben, nicht in dem Hafen beseitigt wer-
den, in dem die Überprüfung stattgefunden hat, so kann
die Behörde dem Schiff im Einklang mit einer Anweisung
des  Hafenstaatkontrollausschusses  die  Weiterfahrt  zur
nächstgelegenen geeigneten Reparaturwerft gestatten.

Ergeht die Entscheidung, ein Schiff in eine Reparaturwerft
zu schicken, aufgrund der Nichteinhaltung der IMO-Ent-
schließung A.744(18), sei es hinsichtlich der Schiffspapie-
re oder von Strukturmängeln, so kann die Behörde verlan-
gen, dass die erforderlichen Dickenmessungen, wie in den
Anweisungen des Hafenstaatkontrollausschusses darge-
legt, in dem Hafen durchgeführt werden, in dem das Schiff
festgehalten wird, bevor dem Schiff das Auslaufen gestat-
tet wird.

Wird das Schiff festgehalten, weil es nicht mit einem funk-
tionierenden Schiffsdatenschreiber ausgerüstet ist, obwohl
dessen Verwendung verbindlich vorgeschrieben ist, und
kann dieser Mangel nicht ohne Weiteres in dem Hafen, in
dem das Schiff  festgehalten wird,  beseitigt werden,  so
kann die Behörde gestatten, dass das Schiff die dem Fest-
haltehafen nächstgelegene geeignete Reparaturwerft oder
den dem Festhaltehafen nächstgelegenen geeigneten Ha-
fen anläuft, wo der Mangel ohne Weiteres beseitigt wird,
oder fordern, dass der Mangel binnen höchstens 30 Tagen
beseitigt wird.

3.9 Die Absätze 3.7 und 3.8 lassen die einschlägigen Überein-
künfte oder Verfahren unberührt, die von internationalen
Organisationen für Benachrichtigungs- und Meldeverfah-
ren im Zusammenhang mit der Hafenstaatkontrolle festge-
legt worden sind.

3.10 Die Behörden sorgen dafür, dass der Kapitän des Schiffes
nach Abschluss einer Überprüfung einen Überprüfungsbe-
richt mit Angaben über die Ergebnisse der Überprüfung
sowie über Einzelheiten etwa zu treffender Maßnahmen er-
hält.

3.11 Werden bei einer Überprüfung nach Absatz 1.3 Mängel in
Bezug auf die Vorschriften einer einschlägigen Überein-
kunft bestätigt oder aufgedeckt, die das Festhalten des
Schiffes rechtfertigen, so sollen alle Kosten im Zusammen-
hang mit den Überprüfungen innerhalb eines gewöhnlichen
Abrechnungszeitraums  vom  Eigner  oder  Betreiber  des
Schiffes oder von dessen jeweiligem Vertreter im Hafen-
staat übernommen werden.

Alle Kosten im Zusammenhang mit Überprüfungen, die von
der Behörde nach Maßgabe des Abschnitts 4 durchgeführt
worden sind, werden dem Eigner oder Betreiber des Schif-
fes in Rechnung gestellt.

Die Festhalteanordnung wird erst aufgehoben, wenn die
Kosten in voller Höhe bezahlt worden sind oder nach in-
nerstaatlichem Recht eine ausreichende Sicherheit für die
Kostenerstattung geleistet worden ist.

3.12 Der Eigner oder der Betreiber des Schiffes oder sein Ver-
treter in dem betreffenden Staat hat das Recht, gegen ein
von der Behörde jenes Staates angeordnetes Festhalten
des Schiffes oder eine von der Behörde jenes Staates an-
geordnete Zugangsverweigerung Widerspruch einzulegen.
Ein Widerspruch hat hinsichtlich der Festhaltemaßnahme
oder Zugangsverweigerung keine aufschiebende Wirkung.
Die Behörde belehrt den Kapitän des Schiffes gebührend
über das Widerspruchsrecht.

3.13 Bei der Durchführung der Kontrollen im Rahmen der Ver-
einbarung unternehmen die Behörden alle nur möglichen
Anstrengungen, um ein unangemessenes Fest- oder Auf-
halten eines Schiffes zu vermeiden. Die Vereinbarung lässt
Ansprüche unberührt, die aus einschlägigen Übereinkünf-
ten in Bezug auf Ersatz wegen unangemessenen Fest- oder
Aufhaltens entstanden sind. In jedem Fall, in dem ein unan-
gemessenes Fest- oder Aufhalten behauptet wird, liegt die
Beweislast beim Eigner oder Betreiber des Schiffes.
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Section 4

Banning 

4.1 Refusal of access of ships following multiple detentions

.1  Each Authority is recommended to ensure that a foreign
merchant ship is refused access to its ports and ancho-
rages if it:

flies the flag of a State appearing in the grey list as pu-
blished in the annual report of the MoU and has been
detained or has been issued with a prevention of opera-
tion order under the system of mandatory surveys for
the safe operation of regular ro-ro ferry and high-speed
passenger craft services more than twice in the course
of the preceding 24 months in a port or anchorage with -
in the region of the Memorandum, or;

flies the flag of a State appearing in the black list as pu-
blished in the annual report of the MoU and has been
detained or has been issued with a prevention of opera-
tion order under the system of mandatory surveys for
the safe operation of regular ro-ro ferry and high-speed
passenger craft services more than twice in the course
of the preceding 36 months in a port or anchorage with -
in the region of the Memorandum,

.2  The refusal of access following multiple detentions will
become applicable as soon as the ship leaves the port
or anchorage. 

.3  The refusal of access order shall be lifted after a period
of three months has passed from the date of issue of the
order and when the conditions in a PSCCInstruction are
met. 

If the ship is subject to a second refusal of access, the
period shall be 12 months 

.4  Any subsequent detention in a port or anchorage shall
result in the ship being refused access to any port or an-
chorage. This third refusal of access order may be lifted
after a period of 24 months has passed from the issue of
the order and only if:

• the ship flies the flag of a State whose detention rate
falls neither into the black list nor the grey list,

• the  statutory  and  classification  certificates  of  the
ship are issued by a organization or organizations
which are recognized by one or more of the Paris
MoU Member States as listed in Annex 7,

• the ship is managed by a company with a high per-
formance,

• and the conditions set in a PSCCInstruction are met.

Any ship not meeting the criteria as specified above af-
ter a period of 24 months has passed from the issue of
the order, shall be permanently refused access to any
port and anchorage.

.5 Any subsequent detention in a port or anchorage after
the third refusal of access shall result in the ship being
permanently refused access to any port or anchorage.

.6 Before denying entry, the Authority may request consul-
tations with the Administration of the ship concerned.

Abschnitt 4

Zugangsverweigerung

4.1 Zugangsverweigerung für Schiffe als Folge mehrerer Fest-
haltemaßnahmen

.1 Jeder Behörde wird empfohlen, sicherzustellen, dass ei-
nem ausländischen Handelsschiff der Zugang zu ihren
Häfen und Ankerplätzen verweigert wird,

wenn es die Flagge eines Staates führt, der in der im
Jahresbericht der Vereinbarung veröffentlichten grauen
Liste aufgeführt ist, und wenn es im Laufe der voraus-
gegangenen 24 Monate mehr als zweimal in einem Ha-
fen oder an einem Ankerplatz innerhalb des Geltungs-
bereichs der Vereinbarung festgehalten oder mit einem
Betriebsverbot nach dem System verbindlicher Überprü-
fungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen im Linienverkehr belegt wurde, oder

wenn es die Flagge eines Staates führt, der in der im
Jahresbericht der Vereinbarung veröffentlichten schwar-
zen Liste aufgeführt ist, und wenn es im Laufe der vo-
rausgegangenen 36 Monate mehr als zweimal in einem
Hafen oder an einem Ankerplatz innerhalb des Geltungs-
bereichs der Vereinbarung festgehalten oder mit einem
Betriebsverbot nach dem System verbindlicher Überprü-
fungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen im Linienverkehr belegt wurde.

.2 Die Zugangsverweigerung als Folge mehrerer Festhalte-
maßnahmen wird wirksam, sobald das Schiff den Hafen
oder Ankerplatz verlässt.

.3 Die  Zugangsverweigerung wird  nach Ablauf  von  drei
Monaten nach dem Datum ihrer Verhängung aufgeho-
ben, sofern die Bedingungen einer Anweisung des Ha-
fenstaatkontrollausschusses erfüllt sind.

Wird über das Schiff eine zweite Zugangsverweigerung
verhängt, so beträgt der Zeitraum 12 Monate.

.4 Jedes weitere Festhalten des Schiffes in einem Hafen
oder an einem Ankerplatz führt zu einer Zugangsverwei-
gerung in allen Häfen und an allen Ankerplätzen. Diese
dritte  Zugangsverweigerung  kann  nach  Ablauf  von
24 Monaten nach ihrer Verhängung und nur dann aufge-
hoben werden, wenn

• das Schiff die Flagge eines Staates  führt, dessen
Festhaltequote weder unter die schwarze noch un-
ter die graue Liste fällt,

• die vorgeschriebenen Zeugnisse und Klassenzertifi-
kate des Schiffes von einer oder mehreren Organi-
sation(en) ausgestellt sind, die von einem oder meh-
reren der in Anlage 7 aufgeführten Mitgliedstaat(en)
der Pariser Vereinbarung anerkannt ist beziehungs-
weise sind,

• das Schiff von einem Unternehmen mit hoher Leis-
tung betrieben wird,

• die in einer Anweisung des Hafenstaatkontrollaus-
schusses festgelegten Bedingungen erfüllt sind.

Erfüllt ein Schiff nach Ablauf von 24 Monaten nach Ver-
hängung der Zugangsverweigerung nicht die oben ge-
nannten Kriterien, so wird ihm dauerhaft der Zugang zu
allen Häfen und Ankerplätzen verweigert.

.5 Jegliches weitere Festhalten  in  einem Hafen oder  an
 einem Ankerplatz führt nach der dritten Zugangsverwei-
gerung dazu, dass dem Schiff dauerhaft der Zugang zu
allen Häfen und Ankerplätzen verweigert wird.

.6 Vor der Verweigerung des Einlaufens kann die Behörde
die Verwaltung des betreffenden Schiffes um Konsulta-
tionen ersuchen.
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4.2 Refusal of access of ship following other occurrences

.1 a foreign ship referred to in Section 3.4 and Section 3.8
which proceeds to sea without complying with the con-
ditions determined by  the Authority  in  the port of  in-
spection; or 

.2 a foreign ship referred to in Section 3.8 which refuses to
comply with the applicable requirements of the relevant
instruments by not calling into the indicated repair yard.

4.3 For compliance of 4.1 and 4.2 each authority will ensure that
the procedure set in a PSCCInstruction has been adhered
to. 

4.4 Notwithstanding the provisions of 4.1 and 4.2, access to a
specific port may be permitted by the relevant authority of
that port State in the event of force majeure or overriding
safety considerations, or to reduce or minimize the risk of
pollution, provided that adequate measures to the satisfac-
tion of the authority of such State have been implemented
by the owner, the operator or the master of the ship to ensu-
re safe entry.

Section 5

Provision of information 

5.1 Each Authority will report on its inspections under the Me-
morandum and their results, in accordance with the proce-
dures specified in Annex 3. 

5.2 The Secretariat on behalf of Paris MoU Member States will
take the necessary measures in order to ensure that infor-
mation listed in Annex 4 is published at the intervals prescri-
bed therein subject for compliance with data access policy
agreed by the Committee. Information provided in accor-
dance with 5.1 may be made available for publication  in
printed form or by electronic means in order to assist Autho-
rities with the publications mentioned in Annex 4 as well as
for  other  purposes  in  accordance with  decisions  of  the
Committee mentioned in Section 6.

5.3 The Secretariat, mentioned in Section 7.4 may facilitate the
publication of data in any electronic or printed format deri-
ved unaltered from the information system mentioned in An-
nex 3.

5.4 When inspection or detention data contain information con-
cerning private persons the Authorities undertake to ensure
protection of the privacy of those persons in accordance
with applicable laws and regulations. This protection shall
however  not  prevent  the  publication  of  the  company  of
ships inspected or publication of the names of charterers
involved.

Section 6

Operational violations 

The Authorities will upon the request of another Authority, en-
deavour to secure evidence relating to suspected violations of
the requirements on operational matters of Rule 10 of COLREG
72 and MARPOL. In the case of suspected violations involving
the discharge of harmful substances, an Authority will, upon the
request of another Authority, visit in port the ship suspected of
such a violation in order to obtain information and where appro-
priate to take a sample of any alleged pollutant. Procedures for
investigations into contravention of discharge provisions are lis-
ted in a PSCCInstruction.

4.2 Zugangsverweigerung  für Schiffe  als  Folge  anderer  Vor-
kommnisse

.1 bei ausländischen Schiffen  im Sinne der Absätze 3.4
und 3.8, die auslaufen, ohne die Bedingungen zu erfül-
len, die von der Behörde im Überprüfungshafen festge-
legt worden sind, oder

.2 bei ausländischen Schiffen im Sinne des Absatzes 3.8,
die sich weigern, die anzuwendenden Vorschriften der
einschlägigen Übereinkünfte einzuhalten, indem sie die
angegebene Reparaturwerft nicht anlaufen.

4.3 Zur Einhaltung der Absätze 4.1 und 4.2 stellt jede Behörde
sicher, dass das in einer Anweisung des Hafenstaatkontroll-
ausschusses festgelegte Verfahren eingehalten wurde.

4.4 Ungeachtet der Bestimmungen der Absätze 4.1 und 4.2
kann in einem Fall höherer Gewalt, aus übergeordneten Si-
cherheitserwägungen,  zur  Verringerung  des  Verschmut-
zungsrisikos oder zu dessen Beschränkung auf das unver-
meidbare Maß das Anlaufen eines bestimmten Hafens von
der zuständigen Behörde jenes Hafenstaats gestattet wer-
den, sofern entsprechend den Anforderungen der Behörde
des betreffenden Staates vom Eigner, Betreiber oder Kapi-
tän des Schiffes angemessene Maßnahmen getroffen wor-
den sind, um ein sicheres Einlaufen zu gewährleisten.

Abschnitt 5

Berichterstattung

5.1 Jede Behörde berichtet im Einklang mit den in Anlage 3 be-
schriebenen Verfahren über ihre Überprüfungen im Rahmen
der Vereinbarung und über deren Ergebnisse.

5.2 Das Sekretariat ergreift im Namen der Mitgliedstaaten der
Pariser Vereinbarung die erforderlichen Maßnahmen, um si-
cherzustellen, dass die in Anlage 4 aufgeführten Informatio-
nen in den dort vorgeschriebenen Zeitabständen und unter
Einhaltung der vom Ausschuss vereinbarten Richtlinie für
den Datenzugriff veröffentlicht werden. Informationen, die
nach Absatz 5.1 geliefert werden,  können zur Veröffent -
lichung in gedruckter Form oder auf elektronischem Wege
zur Verfügung gestellt werden, um Behörden bei Veröffent-
lichungen nach Anlage 4 zu unterstützen, sowie zu sonsti-
gen  Zwecken  nach  Maßgabe  der  Beschlüsse  des  Aus-
schusses, die in Abschnitt 6 genannt werden.

5.3 Das in Absatz 7.4 genannte Sekretariat kann die Veröffent-
lichung von Daten in jedweder elektronischen oder gedruck-
ten  Form  erleichtern,  die  unverändert  dem  in  Anlage  3
 genannten Informationssystem entnommen wurden.

5.4 Enthalten  Daten  im  Zusammenhang  mit  Überprüfungen
oder mit dem Festhalten eines Schiffes personenbezogene
Daten, so verpflichten sich die Behörden, den Schutz der
Privatsphäre dieser Personen nach Maßgabe der anzuwen-
denden Gesetze und sonstigen Vorschriften sicherzustellen.
Dieser Schutz darf jedoch nicht die Veröffentlichung des Un-
ternehmens überprüfter Schiffe oder die Veröffentlichung
der Namen von beteiligten Charterern verhindern.

Abschnitt 6

Verstöße gegen Betriebsvorschriften

Auf  Ersuchen  einer  anderen  Behörde  bemühen  sich  die  Be -
hörden um Beweissicherung in Bezug auf mutmaßliche Verstöße
gegen Vorschriften über die Führung und den Betrieb von Schif-
fen nach Regel 10 von COLREG 72 und MARPOL. Bei mutmaß-
lichen  Verstößen  im  Zusammenhang  mit  dem  Einleiten  von
Schadstoffen besichtigt eine Behörde auf Ersuchen einer ande-
ren Behörde das eines Verstoßes verdächtigte Schiff im Hafen,
um Informationen zu erhalten und gegebenenfalls eine Probe je-
des angeblichen Schmutzstoffs zu entnehmen. Die Verfahren für
Untersuchungen von Verstößen gegen Einleitbestimmungen sind
in einer Anweisung des Hafenstaatkontrollausschusses aufge-
führt.
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Section 7

Organization 

7.1 A Committee will be established, composed of a represen-
tative of each of the Authorities and of the Commission of
the European Communities. An advisor from each of the
 International Governmental Organizations, Observers and
Associates will be invited to participate in the work of the
Committee and any other meetings.

7.2 The Committee will meet once a year and at such other ti-
mes as it may decide.

7.3 The Committee will:

.1 carry out the specific tasks assigned to it under the Me-
morandum;

.2 promote by all means necessary, including seminars for
Port State Control Officers, the harmonization of proce-
dures and practices relating to the inspection, rectifica-
tion, detention, banning and the application of Section
2.4;

.3 develop and review guidelines and procedures for carry-
ing out inspections under the Memorandum;

.4 develop and review procedures for the exchange of in-
formation;

.5 keep under review other matters relating to the operati-
on and the effectiveness of the Memorandum;

.6 elect the chairman and vice-chairman of the Port State
Control Committee from the Authorities;

.7 establish a MoU Advisory Board to assist the Port State
Control Committee in focusing on key issues, and in par-
ticular to direct the MoU Secretariat between Port State
Control Committee meetings;

.8 Develop and approve PSCCInstructions applying  the
procedure in Section 8.3

7.4 A secretariat provided by the Netherlands’ Ministry of Trans-
port, Public Works and Water Management will be set up
and will have its office in The Hague. 

7.5 The secretariat, acting under the guidance of the Committee
and within the limits of the resources made available to it,
will:

.1 prepare meetings, circulate papers and provide such as-
sistance as may be required to enable the Committee to
carry out its functions;

.2 facilitate the exchange of information, carry out the pro-
cedures outlined in Annex 3 and 4 and prepare reports
as may be necessary for the purposes of the Memoran-
dum; 

.3 carry out such other work as may be necessary to ensu-
re the effective operation of the Memorandum. 

Section 8

Amendments 

8.1 Any Authority may propose amendments to the Memoran-
dum. 

8.2 In the case of proposed amendments to sections of the Me-
morandum the following procedure will apply:

.1 the proposed amendment will be submitted through the
secretariat for consideration by the Committee;

Abschnitt 7

Organisation

7.1 Es wird ein Ausschuss eingesetzt, der sich aus je einem Ver-
treter der Behörden und der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften zusammensetzt. Je ein Berater der Inter-
nationalen Regierungsorganisationen, Organisationen mit
Beobachterstatus und assoziierten Mitglieder werden ein-
geladen, an der Arbeit des Ausschusses und jeder anderen
Sitzung teilzunehmen.

7.2 Der Ausschuss  tritt einmal  im Jahr zusammen und kann
nach eigenem Ermessen weitere Zusammenkünfte beschlie-
ßen.

7.3 Der Ausschuss

.1 nimmt  die  ihm  durch  die  Vereinbarung  ausdrücklich
übertragenen Aufgaben wahr;

.2 fördert mit allen erforderlichen Mitteln, einschließlich der
Abhaltung von Seminaren für Hafenstaat-Besichtiger,
die Vereinheitlichung der Verfahren und Methoden in Be-
zug auf die Überprüfung, die Mängelbeseitigung, das
Festhalten, die Zugangsverweigerung und die Anwen-
dung des Absatzes 2.4;

.3 erstellt und überprüft regelmäßig Richtlinien und Verfah-
ren zur Durchführung der Überprüfungen im Rahmen der
Vereinbarung;

.4 erstellt und überprüft regelmäßig Verfahren für den In-
formationsaustausch;

.5 befasst sich laufend mit sonstigen Fragen im Zusam-
menhang mit der Durchführung und der Wirksamkeit der
Vereinbarung;

.6 wählt den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vor-
sitzenden des Hafenstaatkontrollausschusses aus der
Reihe der Behörden;

.7 gründet einen Beirat für die Vereinbarung, um den Ha-
fenstaatkontrollausschuss bei der Behandlung bestimm-
ter Kernthemen zu unterstützen und insbesondere um
das Sekretariat der Vereinbarung zwischen den Sitzun-
gen des Hafenstaatkontrollausschusses anzuleiten;

.8 erstellt und genehmigt unter Anwendung des Verfahrens
in Absatz 8.3 Anweisungen des Hafenstaatkontrollaus-
schusses.

7.4 Es wird ein vom Niederländischen Ministerium für Verkehr,
Infrastruktur und Wasserwirtschaft bereitgestelltes Sekreta-
riat mit Sitz in Den Haag eingerichtet.

7.5 Das Sekretariat, das unter Anleitung des Ausschusses und
im Rahmen der  ihm zur Verfügung gestellten Mittel  tätig
wird,

.1 bereitet die Sitzungen vor, verteilt die Unterlagen und
leistet die notwendige Hilfe, damit der Ausschuss seine
Aufgaben wahrnehmen kann;

.2 erleichtert den Informationsaustausch, führt die Verfah-
ren nach den Anlagen 3 und 4 durch und erstellt die für
die Zwecke der Vereinbarung notwendigen Berichte;

.3 nimmt sonstige Aufgaben wahr, die  für die wirksame
Durchführung der Vereinbarung notwendig sind.

Abschnitt 8

Änderungen

8.1 Jede Behörde kann Änderungen der Vereinbarung vorschla-
gen.

8.2 Werden Änderungen zu Abschnitten der Vereinbarung vor-
geschlagen, so findet folgendes Verfahren Anwendung:

.1 Die  vorgeschlagene  Änderung  wird  dem  Ausschuss
durch das Sekretariat zur Beratung vorgelegt;
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.2 amendments will be adopted by a two-thirds majority of
the representatives of the Authorities present and voting
in the Committee. If so adopted an amendment will be
communicated by the secretariat to the Authorities for
acceptance;

.3 an amendment will be deemed to have been accepted
either at the end of a period of six months after adopti-
on by the representatives of the Authorities in the Com-
mittee or at the end of any different period determined
unanimously by the representatives of the Authorities in
the Committee at the time of adoption, unless within the
relevant period an objection is communicated to the se-
cretariat by an Authority; 

.4 an amendment will take effect 60 days after it has been
accepted or at the end of any different period determin-
ed unanimously by the representatives of the Authorities
in the Committee. 

8.3 In the case of proposed amendments to Annexes of the Me-
morandum the following procedure will apply:

.1 the proposed amendment will be submitted through the
secretariat for consideration by the Authorities; 

.2 the amendment will be deemed to have been accepted
at the end of a period of three months from the date on
which it has been communicated by the secretariat un-
less an Authority requests in writing that the amendment
should be considered by the Committee. In the latter
case the procedure specified in 8.2 will apply; 

.3 the amendment will take effect 60 days after it has been
accepted or at the end of any different period determin-
ed unanimously by the Authorities. 

Section 9

Administrative Provisions 

9.1 The Memorandum is without prejudice to rights and obliga-
tions under any international Agreement or relevant national
legislation. 

9.2 A Maritime Authority of a European coastal State and a co-
astal State of the North Atlantic basin from North America
to Europe, which complies with the criteria specified in An-
nex 5, may adhere to the Memorandum with the consent of
all Authorities participating in the Memorandum.

9.3 When the Memorandum takes effect, it will supersede the
“Memorandum of Understanding between Certain Maritime
Authorities on the Maintenance of Standards on Merchant
Ships’, signed at The Hague on 2 March 1978.

9.4 The Memorandum will take effect on 1 July 1982. 

9.5 The English and French versions of the text of the Memo-
randum are equally authentic. 

Signed at Paris in the English and French languages, this twen-
ty-sixth day of January one thousand nine hundred and eighty-
two.

.2 Änderungen werden mit Zweidrittelmehrheit der im Aus-
schuss anwesenden und abstimmenden Vertreter der
Behörden beschlossen.  Ist  eine Änderung derart be-
schlossen worden, so wird sie vom Sekretariat den Be-
hörden zur Annahme übermittelt;

.3 eine Änderung gilt entweder nach Ablauf eines Zeitab-
schnitts  von  sechs Monaten  nach Beschlussfassung
durch die Vertreter der Behörden  im Ausschuss oder
nach Ablauf eines anderen von diesen Vertretern bei der
Beschlussfassung  einstimmig  festgesetzten  Zeitab-
schnitts als angenommen, sofern nicht innerhalb der be-
treffenden Zeit eine Behörde dem Sekretariat einen Ein-
spruch übermittelt;

.4 eine Änderung wird 60 Tage nach ihrer Annahme oder
nach Ablauf eines anderen von den Vertretern der Be-
hörden im Ausschuss einstimmig festgesetzten Zeitab-
schnitts wirksam.

8.3 Werden Änderungen zu Anlagen der Vereinbarung vorge-
schlagen, so findet folgendes Verfahren Anwendung:

.1 Die vorgeschlagene Änderung wird den Behörden durch
das Sekretariat zur Beratung vorgelegt;

.2 die Änderung gilt nach Ablauf eines Zeitabschnitts von
drei Monaten von dem Tag an als angenommen, an dem
sie vom Sekretariat übermittelt worden ist, sofern nicht
eine Behörde schriftlich beantragt, dass die Änderung
vom Ausschuss beraten werden soll. In diesem Fall fin-
det das Verfahren nach Absatz 8.2 Anwendung;

.3 die Änderung wird 60 Tage nach ihrer Annahme oder
nach Ablauf eines anderen von den Behörden einstim-
mig festgesetzten Zeitabschnitts wirksam.

Abschnitt 9

Verwaltungstechnische Bestimmungen

9.1 Die Vereinbarung lässt Rechte und Pflichten aus internatio-
nalen Übereinkünften oder einschlägigen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften unberührt.

9.2 Eine Seeschifffahrtsbehörde eines europäischen Küsten-
staats sowie eines Küstenstaats des sich zwischen Nord-
amerika und Europa erstreckenden Nordatlantischen Be-
ckens, welche die in Anlage 5 festgelegten Voraussetzungen
erfüllt, kann mit Zustimmung aller an der Vereinbarung betei-
ligten Behörden der Vereinbarung beitreten.

9.3 Mit  ihrem Wirksamwerden  löst die Vereinbarung das am
2. März 1978 in Den Haag unterzeichnete „Memorandum
über das Einvernehmen zwischen bestimmten Schifffahrts-
behörden über die Einhaltung der Normen auf Handelsschif-
fen“ ab.

9.4 Die Vereinbarung wird am 1. Juli 1982 wirksam.

9.5 Der englische und der französische Wortlaut der Vereinba-
rung sind gleichermaßen verbindlich.

Geschehen zu Paris am 26. Januar 1982  in englischer und
französischer Sprache.
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Annexes to Memorandum

Annex   1 Ships of non-Parties and below convention size

Annex   2 Merchant Shipping (Minimum Standards) Conventi-
on, 1976 (ILO 147) and ILO147 Protocol, 1996.

Annex   3 Information System on Inspections

Annex   4 Publication of Information Related to Detentions and
Inspections 

Annex   5 Qualitative Criteria for Adherence to the Memoran-
dum 

Annex   6 Minimum Criteria for Port State Control Officers

Annex   7 Ship Risk Profile 

Annex   8 Inspection and Selection Scheme 

Annex   9 Inspection Type and Clear Grounds 

Annex 10 Examination of certificates and documents 

Annex 11 Inspection Commitments of Authorities 

Annex 12 Reporting obligations for ships 

Annex 1

Ships of non-Parties
and below convention size

1 Ships of non-Parties 

Ships entitled to fly the flag of a State which is not a Party to
a relevant instrument and thus not provided with certificates
representing prima facie evidence of satisfactory conditions
on board, or manned with crew members who do not hold
valid STCW certificates, will receive a more detailed or, as
appropriate, expanded inspection. In making such an in-
spection the Port State Control Officer will follow the same
procedures as provided for ships to which the relevant in-
struments are applicable.

If the ship or the crew has some alternative form of certifica-
tion, the Port State Control Officer, in making this inspecti-
on, may take the form and content of this documentation
into account. The conditions of such a ship and its equip-
ment and the certification of the crew and the flag Adminis-
tration’s minimum manning standard must be compatible
with the aims of the provisions of the relevant instruments;
otherwise the ship must be subject to such restrictions as
are necessary to obtain a comparable level of safety and
protection of the marine environment.

2 Ships below convention size.

2.1 To the extent a relevant instrument is not applicable to a
ship below convention size, the Port State Control Officer’s
task will be to assess whether the ship is of an acceptable
standard in regard to safety, health or the environment. In
making that assessment, the Port State Control Officer will
take due account of such factors as the length and nature of
the  intended voyage or service,  the size and type of  the
ship, the equipment provided and the nature of the cargo.

2.2 In the exercise of his functions the Port State Control Officer
will be guided by any certificates and other documents issu-
ed by or on behalf of the flag State Administration. The Port

Anlagen zu der Vereinbarung

Anlage   1 Schiffe von Nicht-Vertragsparteien und Schiffe mit
einem Raumgehalt unterhalb des Anwendungsbe-
reichs der jeweiligen Übereinkunft

Anlage   2 Übereinkommen von 1976 über Mindestnormen auf
Handelsschiffen (Nr. 147) und Protokoll von 1996 zu
dem Übereinkommen Nr. 147 der IAO

Anlage   3 Informationssystem  im  Zusammenhang  mit  den
Überprüfungen

Anlage   4 Veröffentlichung von Informationen über Festhalte-
maßnahmen und Überprüfungen

Anlage   5 Inhaltliche Voraussetzungen für den Beitritt zur Ver-
einbarung

Anlage   6 Mindestvoraussetzungen für die Zuerkennung der
Befähigung eines Hafenstaat-Besichtigers

Anlage   7 Schiffsrisikoprofil

Anlage   8 Überprüfungs- und Auswahlverfahren

Anlage   9 Art der Überprüfung und triftige Gründe

Anlage 10 Prüfung von Zeugnissen und Unterlagen

Anlage 11 Überprüfungspflichten der Behörden

Anlage 12 Meldepflichten der Schiffe

Anlage 1

Schiffe von Nicht-Vertragsparteien und
Schiffe mit einem Raumgehalt unterhalb des

Anwendungsbereichs der jeweiligen Übereinkunft

1 Schiffe von Nicht-Vertragsparteien

Schiffe, die zur Führung der Flagge eines Staates berech-
tigt sind, der nicht Vertragspartei einer einschlägigen Über-
einkunft ist und die deshalb keine Zeugnisse mitführen, die
den Beweis des ersten Anscheins  für das Vorliegen vor-
schriftsmäßiger Bedingungen an Bord liefern, oder deren
Besatzungsmitglieder keine gültigen STCW-Zeugnisse be-
sitzen, werden einer gründlicheren beziehungsweise einer
erweiterten Überprüfung unterzogen. Bei der Durchführung
einer solchen Überprüfung wendet der Hafenstaat-Besich-
tiger die gleichen Verfahren an, wie sie für Schiffe vorgese-
hen sind, für welche die einschlägigen Übereinkünfte gel-
ten.

Verfügt das Schiff oder die Besatzung über irgendwelche
sonstigen Zeugnisse, so kann der Hafenstaat-Besichtiger
bei seiner Überprüfung Form und Inhalt dieser Unterlagen
berücksichtigen. Der Zustand eines solchen Schiffes und
seiner Ausrüstung sowie die Zeugnisse der Besatzung und
die Normen der Verwaltung des Flaggenstaats über Min-
destbesetzung und -bemannung müssen mit den Zielen der
einschlägigen Übereinkünfte  vereinbar  sein;  anderenfalls
müssen dem Schiff die erforderlichen Auflagen gemacht
werden, um ein vergleichbares Maß an Sicherheit und Mee-
resumweltschutz zu erreichen.

2 Schiffe mit einem Raumgehalt unterhalb des Anwendungs-
bereichs der jeweiligen Übereinkunft

2.1 Findet eine einschlägige Übereinkunft auf ein Schiff mit ei-
nem Raumgehalt unterhalb des Anwendungsbereichs der
jeweiligen Übereinkunft  keine Anwendung,  so obliegt  es
dem Hafenstaat-Besichtiger, festzustellen, ob das Schiff in
Bezug auf die Sicherheit, Gesundheit oder Umwelt annehm-
baren Normen entspricht. Bei dieser Feststellung berück-
sichtigt der Hafenstaat-Besichtiger Umstände wie die Dau-
er und Art der beabsichtigten Reise oder des beabsichtigten
Einsatzes, die Größe und Art des Schiffes, die zur Verfügung
stehende Ausrüstung sowie die Art der Ladung.

2.2 Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben richtet sich der Ha-
fenstaat-Besichtiger nach den von der Verwaltung des Flag-
genstaats beziehungsweise in deren Auftrag ausgestellten
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State Control Officer will, in the light of such certificates and
documents and in his general impression of the ship, use
his professional judgement in deciding whether and in what
respects the ship will be further inspected. When carrying
out a further inspection the Port State Control Officer will,
to the extent necessary, pay attention to the items listed in
3 of this Annex. The list is not considered exhaustive but is
intended to give an exemplification of relevant items.

3 Items of general importance 

3.1 Items related to the conditions of assignment of load lines:

.1 weathertight  (or watertight as  the case may be)  inte-
grity of exposed decks;

.2 hatches and closing appliances;

.3 weathertight closures to openings in superstructures;

.4 freeing arrangements;

.5 side outlets;

.6 ventilators and air pipes;

.7 stability information. 

3.2 Other items related to the safety of life at sea:

.1 life saving appliances;

.2 fire fighting appliances;

.3 general structural conditions (i.e. hull, deck, hatch co-
vers, etc.);

.4 main machinery and electrical installations;

.5 navigational equipment including radio installations. 

3.3 Items related to the prevention of pollution from ships:

.1 means for the control of discharge of oil and oily mixtu-
res e.g. oily water separating or filtering equipment or
 other  equivalent means  (tank(s)  for  retaining  oil,  oily
 mixtures, oil residues);

.2 means for the disposal of oil, oily mixtures or oil resi -
dues;

.3 presence of oil in the engine room bilges;

.4 means for the collection, storage and disposal of gar -
bage. 

3.4 In the case of deficiencies which are considered hazardous
to safety, health or the environment the Port State Control
Officer will take such action, which may include detention
as may be necessary, having regard to the factors mentio-
ned in 2.1 of this Annex, to ensure that the deficiency is
rectified or that the ship, if allowed to proceed to another
port, does not present a clear hazard to safety, health or the
environment. 

Annex 2

Merchant Shipping
(Minimum Standards)

Convention, 1976 (No. 147) and
ILO 147 Protocol, 1996. 

1 Inspections on board ships under ILO 147 and ILO Protocol
1996 will relate to:

.1 the Minimum Age Convention, 1973 (No. 138); or

Zeugnissen und sonstigen Unterlagen. Bei der Entschei-
dung darüber, ob und gegebenenfalls in welcher Hinsicht
das Schiff weiter überprüft wird, legt der Hafenstaat-Besich-
tiger unter Berücksichtigung dieser Zeugnisse und Unterla-
gen sowie seines allgemeinen Eindrucks von dem Schiff
sein fachliches Urteil zugrunde. Bei der Durchführung einer
weiteren Überprüfung  richtet  der Hafenstaat-Besichtiger
seine Aufmerksamkeit im erforderlichen Umfang auf die in
Absatz 3 dieser Anlage aufgeführten Punkte. Diese Aufzäh-
lung gilt nicht als erschöpfend; sie führt lediglich Beispiele
für die in Betracht kommenden Punkte auf.

3 Punkte von allgemeiner Bedeutung

3.1 Punkte im Zusammenhang mit den Bedingungen für die Zu-
weisung des Freibords:

.1 Wetterfestigkeit  (beziehungsweise  Wasserdichtigkeit)
der freiliegenden Decks;

.2 Luken und Verschlussvorrichtungen;

.3 wetterfeste Verschlüsse an Öffnungen in Aufbauten;

.4 Wasserpforten;

.5 seitliche Auslassöffnungen;

.6 Lüfter und Luftrohre;

.7 Stabilitätsunterlagen.

3.2 Sonstige Punkte im Zusammenhang mit dem Schutz des
menschlichen Lebens auf See:

.1 Rettungsmittel;

.2 Brandbekämpfungsausrüstung;

.3 allgemeiner  Zustand  der  schiffbaulichen  Verbände
(Außenhaut, Decks, Lukendeckel und so weiter);

.4 Hauptmaschinenanlage und elektrische Anlagen;

.5 Navigationsausrüstung einschließlich Funkanlagen.

3.3 Punkte im Zusammenhang mit der Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch Schiffe:

.1 Vorrichtungen zur Überwachung des Einleitens von Öl
und  ölhaltigen  Gemischen,  zum  Beispiel  Öl-Wasser -
Separatoranlage, Filtersystem oder andere gleichwertige
Vorrichtungen (Tank(s) zur Aufnahme von Öl, ölhaltigen
Gemischen, Ölrückständen);

.2 Vorrichtungen für die Abgabe von Öl, ölhaltigen Gemi-
schen oder Ölrückständen;

.3 Vorhandensein von ÖI in den Maschinenraumbilgen;

.4 Vorrichtungen  zum Sammeln,  Lagern und Beseitigen
von Abfällen.

3.4 Bei Mängeln, die als gefährlich für die Sicherheit, Gesund-
heit oder Umwelt angesehen werden, trifft der Hafenstaat-
Besichtiger unter Berücksichtigung der in Absatz 2.1 ge-
nannten  Umstände  die  erforderlichen  Maßnahmen  (zu
denen gegebenenfalls auch das Festhalten gehören kann),
um sicherzustellen, dass der betreffende Mangel beseitigt
wird oder dass das Schiff, falls ihm die Weiterfahrt zu einem
anderen Hafen gestattet worden ist, keine offensichtliche
Gefahr für die Sicherheit, Gesundheit oder Umwelt darstellt.

Anlage 2

Übereinkommen von 1976 über Mindestnormen
auf Handelsschiffen (Nr. 147) und Protokoll von 1996

zu dem Übereinkommen Nr. 147 der IAO

1 Überprüfungen an Bord von Schiffen nach dem Übereinkom-
men Nr. 147 der IAO und dem IAO-Protokoll von 1996 erstre-
cken sich auf folgende Übereinkommen:

.1 das Übereinkommen von 1973 über das Mindestalter für
die Zulassung zur Beschäftigung (Nr. 138) oder
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the Minimum Age (Sea) Convention (Revised),1936 (No.
58); or

the Minimum Age (Sea) Convention, 1920 (No. 7);

.2 the Medical Examination (Seafarers) Convention, 1946
(No. 73);

.3 the  Prevention  of  Accidents  (Seafarers)  Convention,
1970 (No. 134) (Articles 4 and 7);

.4 the  Accommodation  of  Crews Convention  (Revised),
1949 (No. 92);

.5 the Food and Catering (Ships’ Crews) Convention, 1946
(No. 68) (Article 5);

.6 the Accommodation and Crews (Supplementary Provisi-
ons) Convention, 1970 (No. 133);

.7 the Seafarers’ Hours of Work and the Manning of Ships
Convention, 1996 (No. 180);

.8 the Officers’ Competency Certificates Convention, 1936
(No. 53) (Articles 3 and 4). 

Inspection regarding certificates of competency is dealt with
in a PSCCInstruction. In the exercise of control of the con-
ventions listed in .1 to .7 above, the Port State Control Offi-
cer will decide, on the basis of the clear grounds listed in
Annex 9 and his professional judgement, whether the ship
will receive a more detailed inspection. All complaints regar-
ding conditions on board will be investigated thoroughly and
action taken as deemed necessary. He will also use his pro-
fessional judgement to determine whether the conditions on
board give rise to a hazard to the safety or health of the crew
which necessitates the rectification of conditions and may,
if necessary, detain the ship until appropriate corrective ac-
tion is taken. Reporting procedures for detentions are provi-
ded in Annex 4.

2 The Port State Control Officer, when carrying out an  in-
spection as referred to in 1 of this Annex, will further take
into account the considerations given in the ILO publication
“Inspection of Labour Conditions on board Ship: Guide-li-
nes for procedure” and the IMO/ILO Guidelines for the De-
velopment of Tables of Seafarers’ Shipboard Working Arran-
gements and Formats of Records of Seafarers’ Hours of
Work or Hours of Rest.

3 The conventions relevant in the framework of the provisions
of 4 of this Annex are:

.1 the Seamen’s Articles of Agreement Convention, 1926
(no. 22);

.2 the Repatriation of Seamen Convention, 1926 (no. 23);

.3 the  Shipowners’  Liability  (Sick  and  Injured  Seamen)
Convention, 1936 (no.55); or

the Sickness Insurance (Sea) Convention, 1936 (no. 56);
or

the Medical Care and Sickness Benefits Convention,
1969 (no. 130); 

.4 the Freedom of Association and Protection of the Right
to Organise Convention, 1948 (no. 87);

.5 the Right to Organise and Collective Bargaining Conven-
tion, 1949 (no. 98);

das Übereinkommen von 1936 über das Mindestalter für
die Zulassung zur Beschäftigung auf Seeschiffen (Nr. 58)
(Neufassung) oder

das Übereinkommen von 1920 über das Mindestalter für
die Zulassung zur Beschäftigung auf Seeschiffen (Nr. 7);

.2 das Übereinkommen von 1946 über die ärztliche Unter-
suchung der Schiffsleute (Nr. 73);

.3 das Übereinkommen von 1970 über den Schutz der See-
leute gegen Arbeitsunfälle (Nr. 134) (Artikel 4 und 7);

.4 das Übereinkommen von 1949 über die Quartierräume
der Besatzung an Bord von Schiffen (Neufassung);

.5 das Übereinkommen von 1946 über die Ernährung und
Verpflegung von Schiffsbesatzungen (Nr. 68) (Artikel 5);

.6 das Übereinkommen von 1970 über die Quartierräume
der Besatzung an Bord von Schiffen (Nr. 133) (ergänzen-
de Bestimmungen);

.7 das Übereinkommen von 1996 über die Arbeitszeit der
Seeleute und die Besatzungsstärke der Schiffe (Nr. 180);

.8 das Übereinkommen von 1936 über das Mindestmaß be-
ruflicher Befähigung der Schiffsführer und Schiffsoffiziere
auf Handelsschiffen (Nr. 53) (Artikel 3 und 4).

Überprüfungen bezüglich der Befähigungszeugnisse sind in
einer Anweisung des Hafenstaatkontrollausschusses gere-
gelt. Bei der Ausübung seiner Kontrollbefugnisse bezüglich
der Erfüllung der unter den vorstehenden Nummern .1 bis .7
genannten Übereinkommen entscheidet der Hafenstaat-Be-
sichtiger auf der Grundlage der in Anlage 9 aufgeführten „trif-
tigen Gründe“ und seines fachlichen Urteils, ob das Schiff ei-
ner  gründlicheren  Überprüfung  zu  unterziehen  ist.  Alle
Beschwerden über die Zustände an Bord sind gründlich zu
untersuchen und die für notwendig erachteten Maßnahmen
zu treffen. Ebenso legt er sein fachliches Urteil bei der Ent-
scheidung zugrunde, ob die Zustände an Bord eine Gefähr-
dung der Sicherheit oder Gesundheit der Besatzung darstel-
len, die eine Beseitigung dieser Zustände erforderlich macht;
er kann gegebenenfalls das Schiff so lange festhalten, bis ge-
eignete Abhilfe geschaffen ist. Die Verfahren zur Meldung von
Festhaltemaßnahmen sind in Anlage 4 dargestellt.

2 Bei der Durchführung von Überprüfungen nach Absatz 1 be-
rücksichtigt der Hafenstaat-Besichtiger darüber hinaus die
Erwägungen, die in der IAO-Veröffentlichung mit dem Titel
„Überprüfung der Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen:
Richtlinien für das Vorgehen“ und den IMO/IAO-Richtlinien
für die Erstellung von Übersichten über die Arbeitsorganisa-
tion für Seeleute an Bord und von Mustervordrucken für Auf-
zeichnungen über die Arbeitszeiten oder Ruhezeiten von See-
leuten dargestellt sind.

3 Folgende Übereinkommen sind im Rahmen des Absatzes 4
einschlägig:

.1 das Übereinkommen von 1926 über den Heuervertrag der
Schiffsleute (Nr. 22);

.2 das Übereinkommen von 1926 über die Heimschaffung
der Schiffsleute (Nr. 23);

.3 das Übereinkommen von 1936 über die Verpflichtungen
des Reeders bei Krankheit, Unfall oder Tod von Schiffs-
leuten (Nr. 55) oder

das Übereinkommen von 1936 über die Krankenversiche-
rung der Schiffsleute (Nr. 56) oder

das Übereinkommen von 1969 über ärztliche Betreuung
und Krankengeld (Nr. 130);

.4 das Übereinkommen von 1948 über die Vereinigungsfrei-
heit und den Schutz des Vereinigungsrechtes (Nr. 87);

.5 das Übereinkommen von 1949 über die Anwendung der
Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu
Kollektivverhandlungen (Nr. 98);
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.6 the Seafarers’ Identity Documents Convention, 1958 (no.
108);

.7 the Workers’  Representatives  Convention,  1971  (no.
135); 

.8 the Health Protection and Medical Care (Seafarers) Con-
vention, 1987 (no. 164);

.9 the  Repatriation  of  Seafarers  Convention  (Revised),
1987, (no. 166). 

4 If the Port State Control Officer receives a report, notificati-
on or complaint to the effect that the standards laid down
in the conventions listed in 3 of this Annex are not met, the
matter will be reported by the Authority, if possible with evi-
dence, to the flag Administration for further action, with a
copy to the ILO.

5 Those parts of the ILO publication “Inspection of Labour
Conditions on board Ship: Guide-lines for procedure” which
deal with:

.1 control procedures for national flag ships;

.2 vocational training;

.3 officers’  certificates  of  competency  (regulated  under
STCW78);

.4 hours  of  work  and  manning  (regulated  under
ILO180/STCW78);

are not considered as relevant provisions for the inspection
of ships but as information to port State control officers only.

Annex 3

Information System on Inspections

1 To assist Authorities in their selection of foreign flag ships
to be inspected in their ports it is necessary to have at the
disposal of Authorities up-to-date information on particu-
lars, calls and inspections of an individual foreign flag ship in
the region of the Memorandum.

2 The information system manager, as defined in the agree-
ment, will manage the Information System in accordance
with an agreement adopted by the Committee. This agree-
ment will contain all the details on standardized procedures,
information exchange, data transmission, all information in
the system and other relevant matters.

3 The information system will include the following functiona-
lities: 

• Incorporate PSC inspection and port call data of Mem-
ber States;

• Provide data on the ship risk profile and inspection prio-
rity; 

• Calculate the inspection commitments for each Member
State; 

• Produce data for the calculation of the white as well as
the grey and black list of flag States and the performan-
ce table of the Recognized Organizations; 

• Calculate the performance of companies; 

• Identify the items in risk areas to be checked at each in-
spection;

.6 das Übereinkommen von 1958 über Personalausweise für
Seeleute (Nr. 108);

.7 das Übereinkommen von 1971 über Schutz und Erleich-
terungen für Arbeitnehmervertreter im Betrieb (Nr. 135);

.8 das Übereinkommen von 1987 über den Gesundheits-
schutz  und  die  medizinische  Betreuung  der  Seeleute
(Nr. 164);

.9 das Übereinkommen von 1987 über die Heimschaffung
der Seeleute (Nr. 166) (Neufassung).

4 Erhält der Hafenstaat-Besichtiger einen Bericht, eine Mittei-
lung oder eine Beschwerde, wonach die Normen der in Ab-
satz 3 aufgeführten Übereinkommen nicht eingehalten wer-
den,  so  ist  über die Angelegenheit  ein Bericht, möglichst
unter Beifügung von Beweismitteln, von der Behörde an die
Verwaltung  des  Flaggenstaats  zur  Veranlassung  weiterer
Maßnahmen zu senden; eine Abschrift des Berichts ist der
IAO zuzuleiten.

5 Die Teile der IAO-Veröffentlichung mit dem Titel „Überprüfung
der Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen: Richtlinien für
das Vorgehen“, in denen die Bereiche

.1 Verfahren für die Kontrolle von Schiffen durch den Flag-
genstaat,

.2 Berufsausbildung,

.3 Befähigungszeugnisse  für Schiffsoffiziere  (in STCW 78
geregelt),

.4 Arbeitszeiten und Besatzungsstärke (in IAO 180/STCW 78
geregelt)

behandelt werden, gelten nicht als einschlägige Bestimmun-
gen für die Überprüfung von Schiffen, sondern lediglich als
Hinweise für Hafenstaat-Besichtiger.

Anlage 3

Informationssystem im
Zusammenhang mit den Überprüfungen

1 Zur Unterstützung der Behörden bei der Auswahl der in ih-
ren Häfen zu überprüfenden Schiffe unter fremder Flagge ist
es erforderlich, dass den Behörden aktuelle Informationen
über die Einzelheiten, Anlaufbewegungen und die Überprü-
fungen einzelner Schiffe unter fremder Flagge im Geltungs-
bereich der Vereinbarung zur Verfügung stehen.

2 Das Informationssystem wird nach Maßgabe einer durch
den Ausschuss angenommenen Vereinbarung durch den in
der Vereinbarung bestimmten Betreiber des Informations-
systems betrieben. Diese Vereinbarung enthält alle Einzel-
heiten zu einheitlichen Verfahren, Informationsaustausch,
Datenübertragung, zu allen im System enthaltenen Informa-
tionen und zu anderen wichtigen Angelegenheiten.

3 Das Informationssystem umfasst die folgenden Funktionen:

• Aufnahme der Daten der Mitgliedstaaten über Überprü-
fungen im Rahmen der Hafenstaatkontrolle und Anlauf-
bewegungen;

• Bereitstellung von Daten über das Schiffsrisikoprofil und
die Überprüfungspriorität;

• Berechnung der Überprüfungspflicht eines jeden Mit-
gliedstaats;

• Erzeugung von Daten zur Berechnung der weißen sowie
der grauen und schwarzen Liste von Flaggenstaaten und
der Leistungsübersicht der anerkannten Organisationen;

• Berechnung der Leistung von Unternehmen;

• Angabe  der  Punkte  in  Risikobereichen,  die  bei  jeder
Überprüfung zu kontrollieren sind;
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• Provide batch transfer (in and out) of PSC inspection and
port call data to and from a Member State.

4 For that purpose the Authorities undertake to provide the in-
formation system manager, by means of computerized data
transmission, with information on ships inspected in the na-
tional ports. The insertion of information into the inspection
files will be realized by means of direct, computerized input
on a daily basis.

5 For the purpose of exchanging rapid information, the infor-
mation system will embrace a communication facility which
allows for a direct, computerized exchange of messages
between individual Authorities. 

6 The information as in 4 and 5 above will be handled in a
standardized form and in accordance with standardized pro-
cedures as set out in the guide for users of the information
system developed by the information system manager and
adopted by the Committee.

7 In handling the information the information system manager
will not amend any data provided by the Authorities, except
as provided  for  in standardized procedures ensuring  the
consistency of the use of certain action taken codes. Other-
wise  the  information system manager will make amend-
ments to data only on a specific written request of the origi-
nating Authority.

8 The information system manager will organize the proces-
sing of information as in paragraph 4 above so as to ensu-
re that inspection data is easily accessible both for purpo-
ses  of  consultation  and  updating  in  accordance  with
procedures as set out in the guide for users of the informa-
tion system provided by the information system manager as
adopted by the Committee. 

9 Information for administrative purpose, such as statistical
information, will be provided by the Secretariat under the
guidance of the Committee. This will be based on data pro-
vided by the information system manager.

10 The  information  system  indicated  in  the  foregoing para-
graphs will be implemented as long as the Memorandum ta-
kes effect. The information system will be monitored and
continuously improved. 

11 With the consent of the Authority, the information system
manager will, on behalf of that Authority, submit data as
agreed by the Committee to the International Maritime Or-
ganization in accordance with Regulation I/19 of SOLAS,
 Article 11 of MARPOL, Article 21 of LOADLINES 66 and
 Article X of STCW 78. 

13 With the consent of the Authority, the information system
manager will, on behalf of that Authority, submit data as
agreed by the Committee to the International Labour Or-
ganization in accordance with Article 4 of ILO 147.

14 With the consent of the Committee the secretariat may con-
clude data exchange contracts with other organisations.
Upon conclusion of the contract and a technical feasibility
study the information system manager will, on behalf of the
Paris MoU exchange data to the other organisations.

• Ermöglichung der Stapelübertragung (ein- und ausge-
hend) von Daten über Überprüfungen im Rahmen der
Hafenstaatkontrolle und solchen über das Anlaufen von
und Auslaufen aus den Häfen eines Mitgliedstaats.

4 Zu diesem Zweck verpflichten sich die Behörden, dem Be-
treiber des Informationssystems auf dem Wege der compu-
tergestützten Datenübertragung Informationen über die in
den innerstaatlichen Häfen überprüften Schiffe zur Verfü-
gung zu stellen. Die Übernahme dieser Informationen in die
Sammlung der Überprüfungsdaten erfolgt täglich und durch
unmittelbare, computergestützte Datenerfassung.

5 Zum Zweck eines schnellen Informationsaustauschs gehört
zu dem Informationssystem eine Einrichtung zur Datenüber-
tragung, die einen unmittelbaren computergestützten Aus-
tausch von Mitteilungen zwischen den einzelnen Behörden
ermöglicht.

6 Die in den Absätzen 4 und 5 genannten Informationen wer-
den in einheitlicher Form abgefasst und nach einem einheit-
lichen Verfahren bearbeitet; Einzelheiten sind in dem vom
Betreiber des Informationssystems erstellten und vom Aus-
schuss beschlossenen Leitfaden für die Benutzer des Infor-
mationssystems dargestellt.

7 Beim Umgang mit den Informationen wird der Betreiber des
Informationssystems an den von den Behörden gelieferten
Daten nichts ändern, es sei denn, dies ist im Rahmen ein-
heitlicher Verfahren vorgesehen, welche die Einheitlichkeit
der Verwendung bestimmter Schlüsselzahlen für getroffene
Maßnahmen sicherstellen. Ansonsten wird der Betreiber des
Informationssystems Daten nur auf ausdrückliches schrift -
liches Ersuchen der Behörde ändern, von der die Daten ur-
sprünglich stammen.

8 Der Betreiber des Informationssystems organisiert die Ver-
arbeitung von Informationen nach Absatz 4, um sicherzu-
stellen, dass die Überprüfungsdaten sowohl zum Zwecke
der Auskunftseinholung als auch zur Aktualisierung entspre-
chend den in dem vom Betreiber des Informationssystems
herausgegebenen und vom Ausschuss beschlossenen Leit-
faden für die Benutzer des Informationssystems dargestell-
ten Verfahren leicht zugänglich sind.

9 Informationen zu Verwaltungszwecken, zum Beispiel statis-
tische Informationen, werden vom Sekretariat unter Anlei-
tung des Ausschusses zur Verfügung gestellt. Als Grundla-
ge  hierfür  dienen  die  durch  den  Betreiber  des
Informationssystems bereitgestellten Daten.

10 Das in den Absätzen 1 bis 9 beschriebene Informationssys-
tem wird so lange angewendet, wie die Vereinbarung in Kraft
ist. Das Informationssystem wird überwacht und fortlaufend
verbessert.

11 Mit der Zustimmung und im Auftrag der jeweiligen Behörde
übermittelt der Betreiber des Informationssystems der Inter-
nationalen Seeschifffahrts-Organisation die durch den Aus-
schuss gebilligten Daten nach Regel I/19 von SOLAS, Arti-
kel 11 von MARPOL, Artikel 21 von LOAD LINES 66 und
Artikel X von STCW 78.

*
12 Mit der Zustimmung und im Auftrag der jeweiligen Behörde

übermittelt der Betreiber des Informationssystems der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation die durch den Ausschuss ge-
billigten Daten nach Artikel 4 des Übereinkommens Nr. 147
der IAO.

13 Mit der Zustimmung des Ausschusses kann das Sekretari-
at Verträge über den Austausch von Daten mit anderen Or-
ganisationen schließen. Nach Abschluss des Vertrags und
einer Studie zur technischen Machbarkeit tauscht der Be-
treiber des Informationssystems im Auftrag der Mitglied-
staaten der Pariser Vereinbarung Daten mit den anderen Or-
ganisationen aus.
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Annex 4

Publication of Information
related to Detentions and Inspections 

(As referred to in Section 5.2 of the Memorandum) 

1 The PMoU website provides a point of access for the pu-
blic to ship related information. 

2 Information on ships detained will include the following and
should be published at least every month:

– a) name of the ship; 

– b) IMO identification number; 

– c) type of ship; 

– d) gross tonnage; 

– e) year of construction as determined on the basis of
the date indicated in the ship’s safety certificates; 

– f) name and address of the company of the ship; 

– g) in the case of ships carrying liquid or solid cargoes in
bulk, the name and address of the charterer respon-
sible for the selection of the vessel and the type of
charter; 

– h) flag State; 

– i) the classification society or classification societies,
where relevant, which has/have issued to this ship
the class certificates including the date of issue and
expiry, if any; 

– j) the recognized organization or organizations and/or
any other party which has/have issued to this ship
certificates in accordance with the applicable con-
ventions on behalf of the flag Administration, stating
the certificates delivered including the date of issue
and expiry; 

– k) port and date of the last intermediate or annual sur-
vey for the certificates in point i) and j) above and the
name of the authority or organization which carried
out the survey; 

– l) date, country, port of detention; 

– m) number  of  detentions  during  the  previous  36
months; 

– n) date when the detention was lifted;

– o) duration of detention, in days; 

– p) the reasons for detention, in clear and explicit terms;

– q) indication, where relevant, of whether the recognized
organization  that carried out  the survey has a  re-
sponsibility in relation to the deficiencies which, alo-
ne or in combination, led to detention; 

– r) description of the measures taken in the case of a
ship which has been allowed to proceed to the nea-
rest appropriate repair yard; 

– s) if the ship has been refused access to any port or
anchorage within the Paris MoU, the reasons for the
measure in clear and explicit terms. 

3 Information concerning ships inspected will include the fol-
lowing: 

– a) name of the ship; 

– b) IMO identification number; 

– c) type of ship; 

– d) gross tonnage; 

Anlage 4

Veröffentlichung von Informationen
über Festhaltemaßnahmen und Überprüfungen

(nach Absatz 5.2 der Vereinbarung)

1 Die Website der Pariser Vereinbarung bietet der Öffentlich-
keit einen Zugang zu schiffsbezogenen Informationen.

2 Informationen über festgehaltene Schiffe enthalten folgende
Einzelangaben und sollen mindestens einmal im Monat veröf-
fentlicht werden:

a) Name des Schiffes;

b) IMO-Kennnummer;

c) Schiffstyp;

d) Bruttoraumzahl;

e) Baujahr, ermittelt anhand des in den Schiffssicherheits-
zeugnissen angegebenen Datums;

f) Name und Adresse des Unternehmens des Schiffes;

g) für Schiffe, die flüssige oder feste Ladung als Massengut
befördern: Name und Adresse des Charterers, der für die
Auswahl des Schiffes verantwortlich ist, und Art der Char-
ter;

h) Flaggenstaat;

i) Klassifikationsgesellschaft oder -gesellschaften, die et-
waige  Klassenzertifikate  für  dieses  Schiff  ausgestellt
hat/haben, einschließlich des Ausstellungs- und Ablauf-
datums;

j) anerkannte Organisation oder Organisationen und/oder
jede andere Stelle, die für dieses Schiff Bescheinigungen
im Namen der Verwaltung des Flaggenstaats nach Maß-
gabe der anzuwendenden Übereinkommen ausgestellt
hat/haben, mit Nennung der ausgestellten Bescheinigun-
gen einschließlich des Ausstellungs- und Ablaufdatums;

k) Hafen und Datum der letzten Zwischenbesichtigung oder
jährlichen Besichtigung zu den unter den Buchstaben i
und j genannten Bescheinigungen sowie Name der Be-
hörde oder Organisation, welche die Besichtigung durch-
geführt hat;

l) Datum, Land und Hafen der Festhaltemaßnahme;

m) Anzahl der Festhaltemaßnahmen in den letzten 36 Mona-
ten;

n) Datum der Aufhebung der Festhaltemaßnahme;

o) Dauer der Festhaltemaßnahme in Tagen;

p) Gründe für die Festhaltemaßnahme in klarer und deut -
licher Ausdrucksweise;

q) gegebenenfalls die Angabe, ob die anerkannte Organisa-
tion, welche die Besichtigung durchgeführt hat, hinsicht-
lich der Mängel, die einzeln oder kombiniert zu der Fest-
haltemaßnahme geführt haben, Verantwortung trägt;

r) Beschreibung der ergriffenen Maßnahmen, wenn es sich
um ein Schiff handelt, dem die Weiterfahrt zur nächstge-
legenen geeigneten Reparaturwerft gestattet wurde;

s) sofern dem Schiff der Zugang zu einem Hafen oder An-
kerplatz innerhalb des Geltungsbereichs der Vereinbarung
verweigert worden  ist, die Angabe der Gründe  für die
Maßnahme in klarer und deutlicher Ausdrucksweise.

3 Informationen über überprüfte Schiffe enthalten folgende Ein-
zelangaben:

a) Name des Schiffes;

b) IMO-Kennnummer;

c) Schiffstyp;

d) Bruttoraumzahl;
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– e) year of construction as determined on the basis of
the date indicated in the ship’s safety certificates; 

– f) name and address of the company of the ship; 

– g) in the case of ships carrying liquid or solid cargoes in
bulk, the name and address of the charterer respon-
sible for the selection of the vessel and the type of
charter; 

– h) flag State; 

– i) the classification society or classification societies,
where relevant, which has/have issued to this ship
the class certificates including the date of issue and
expiry, if any; 

– j) the recognized organization or organizations and/or
any other party which has/have issued to this ship
certificates in accordance with the applicable con-
ventions on behalf of the flag Administration, stating
the certificates delivered including the date of issue
and expiry; 

– k) port and date of the last intermediate or annual sur-
vey for the certificates in point i) and j) above and the
name of the authority or organization which carried
out the survey; 

– l) date, country, port of inspection. 

Annex 5

Qualitative Criteria for
adherence to the Memorandum 

A Maritime Authority of a State, meeting the geographical crite-
rion specified in 9.2 of the Memorandum, may adhere as a full
member, provided that all of the following qualitative criteria have
been met: 

1 such Maritime Authority will explicitly subscribe to the com-
mitments under the Memorandum, with a view to contribu-
ting to the common endeavour to eliminate the operation of
sub-standard ships; 

2 such Maritime Authority will have ratified all relevant instru-
ments in force, before adherence shall be accomplished; 

3 such Maritime Authority will have sufficient capacity, logisti-
cally and substantially, to appropriately enforce compliance
with international maritime standards regarding maritime sa-
fety, pollution prevention and living and working conditions
on board with regard to ships entitled to fly its flag, which will
include  the  employment  of  properly  qualified  inspectors
acting under the responsibility of its Administration, to be de-
monstrated to the satisfaction of the Committee referred to
in 7.1 of the Memorandum; 

4 such Maritime Authority will have sufficient capacity, logisti-
cally and substantially, to comply in full with all provisions and
activities specified in the Memorandum in order to enhance
its commitments, which will include the employment of pro-
perly qualified Port State Control Officers acting under the re-
sponsibility of its Administration, to be demonstrated to the
satisfaction of the Committee referred to in 7.1 of the Memo-
randum;

5 a Maritime Authority, whose flag has appeared in the list of
detentions exceeding the average detention percentage, as
published in the annual report in any of three years immedia-
tely preceding its application for full membership, cannot be
accepted as a full member of the Memorandum; 

e) Baujahr, ermittelt anhand des in den Schiffssicherheits-
zeugnissen angegebenen Datums;

f) Name und Adresse des Unternehmens des Schiffes;

g) für Schiffe, die flüssige oder feste Ladung als Massengut
befördern: Name und Adresse des Charterers, der für die
Auswahl des Schiffes verantwortlich ist, und Art der Char-
ter;

h) Flaggenstaat;

i) Klassifikationsgesellschaft oder -gesellschaften, die et-
waige  Klassenzertifikate  für  dieses  Schiff  ausgestellt
hat/haben, einschließlich des Ausstellungs- und Ablauf-
datums;

j) anerkannte Organisation oder Organisationen und/oder
jede andere Stelle, die für dieses Schiff Bescheinigungen
im Namen der Verwaltung des Flaggenstaats nach Maß-
gabe der anzuwendenden Übereinkommen ausgestellt
hat/haben, mit Nennung der ausgestellten Bescheinigun-
gen einschließlich des Ausstellungs- und Ablaufdatums;

k) Hafen und Datum der letzten Zwischenbesichtigung oder
jährlichen Besichtigung zu den unter den Buchstaben i
und j genannten Bescheinigungen sowie Name der Be-
hörde oder Organisation, welche die Besichtigung durch-
geführt hat;

l) Datum, Land und Hafen der Überprüfung.

Anlage 5

Inhaltliche Voraussetzungen
für den Beitritt zur Vereinbarung

Die  Seeschifffahrtsbehörde  eines  Staates,  der  die  in  Ab -
satz 9.2 der Vereinbarung festgelegten geographischen Voraus-
setzungen erfüllt, kann als Vollmitglied beitreten, sofern alle nach-
stehenden inhaltlichen Voraussetzungen erfüllt sind:

1 Die betreffende Seeschifffahrtsbehörde muss sich ausdrück-
lich zu den in der Vereinbarung enthaltenen Verpflichtungen
bekennen, deren Endzweck es ist, zu den gemeinsamen An-
strengungen beizutragen, den Betrieb unternormiger Schiffe
zu unterbinden;

2 die betreffende Seeschifffahrtsbehörde muss alle in Kraft be-
findlichen einschlägigen Übereinkünfte ratifiziert haben, be-
vor der Beitritt vollzogen wird;

3 die betreffende Seeschifffahrtsbehörde muss über ausrei-
chende logistische und tatsächliche Fähigkeiten verfügen, um
die Erfüllung internationaler Seeschifffahrtsnormen bezüglich
der  Sicherheit  der  Seeschifffahrt,  der  Verhütung  der  Ver-
schmutzung sowie der Lebens- und Arbeitsbedingungen an
Bord der Schiffe, die ihre Flagge zu führen berechtigt sind, in
geeigneter Weise durchzusetzen; dazu gehört der Einsatz
entsprechend befähigter Besichtiger, die unter der Verantwor-
tung ihrer Verwaltung tätig sind, was dem in Absatz 7.1 der
Vereinbarung genannten Ausschuss überzeugend nachzu-
weisen ist;

4 die betreffende Seeschifffahrtsbehörde muss über ausrei-
chende logistische und tatsächliche Fähigkeiten verfügen, um
alle in der Vereinbarung festgelegten Bestimmungen zu erfül-
len und Tätigkeiten mit dem Ziel wahrzunehmen, ihren Ver-
pflichtungen nachzukommen; dazu gehört der Einsatz ent-
sprechend befähigter Hafenstaat-Besichtiger, die unter der
Verantwortung ihrer Verwaltung tätig sind, was dem in Ab-
satz 7.1 der Vereinbarung genannten Ausschuss überzeu-
gend nachzuweisen ist;

5 eine Seeschifffahrtsbehörde, deren Flagge in einem der drei
Jahre unmittelbar vor dem Antrag auf Vollmitgliedschaft in der
im Jahresbericht veröffentlichten Liste der überdurchschnitt-
lich häufig festgehaltenen Schiffe aufgeführt ist, kann nicht
als Vollmitglied der Vereinbarung zugelassen werden;
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6 such Maritime Authority will, as of its effective date of mem-
bership, establish a connection to the information system re-
ferred to in Annex 3; 

7 such Maritime Authority will sign a financial agreement for
paying its share in the operating cost of the Memorandum
and will, as of its effective date, pay its financial contribution
to the budget as approved by the Committee referred to in
7.1 of the Memorandum;

Assessment of compliance with the above conditions will only
be valid for each individual case and will not create a precedent
for any future cases, neither for the Authorities present under the
Memorandum, nor for the potential new signatory. 

Annex 6

Minimum Criteria for
Port State Control Officers

1 In pursuance of the provisions of 3.3 of the Memorandum,
the Port State Control Officer must be properly qualified,
trained and authorized by the Authority to carry out port Sta-
te control inspections without prejudice to national provisi-
ons.

2 Officers must have appropriate theoretical knowledge and
practical experience of ships and their operation. They must
be competent  in the enforcement of  the requirements of
Conventions and of the relevant port State control procedu-
res. This knowledge and competence in enforcing require-
ments must be acquired through documented training pro-
grammes. 

3 Officers must, as a minimum, have either: 

a) appropriate qualifications from a marine or nautical in-
stitution and relevant seagoing experience as a certifi-
cated ship officer holding or having held a valid STCW
II/2 or III/2 certificate of competency not limited as re-
gards the operating area or propulsion power or tonna-
ge; or

b) passed an examination recognised by the Authority as
a naval architect, mechanical engineer or an engineer re-
lated to the maritime fields and worked in that capacity
for at least five years; or

c) a relevant university degree or equivalent and have pro-
perly trained and qualified as ship safety officers. 

4 Officers must have: 

– completed a minimum of one year’s service as a flag-
State inspector either dealing with surveys and certifica-
tion in accordance with the Conventions or involved in
the monitoring of the activities of recognized organizati-
ons to which statutory tasks have been delegated; or 

– gained an equivalent level of competence by following
a minimum of one year’s field training participating in
Port State Control inspections under the guidance of ex-
perienced Port State Control Officers.

5 The officer mentioned under 3a) must have gained a mariti-
me experience of at least 5 years including periods served
at sea as officers  in  the deck- or engine-department  re-
spectively, or as a flag State inspector or as an assistant
Port State Control Officer or have other adequate experi-
ence. Such experience shall include a period of at least two
years at sea as a deck or engine officer.

6 die betreffende Seeschifffahrtsbehörde richtet am Tag des
Wirksamwerdens  ihrer Mitgliedschaft eine Verbindung mit
dem in Anlage 3 bezeichneten Informationssystem ein;

7 die  betreffende  Seeschifffahrtsbehörde  unterzeichnet  eine
 Finanzvereinbarung über die Zahlung  ihres Anteils  an den
Kosten für die Durchführung der Vereinbarung und leistet vom
Tag des Wirksamwerdens ihrer Mitgliedschaft an ihren finan-
ziellen Beitrag zum Haushalt, wie er von dem in Absatz 7.1 der
Vereinbarung genannten Ausschuss angenommen worden ist.

Die Feststellung, ob die oben genannten Bedingungen erfüllt
werden, gilt nur für den Einzelfall; sie schafft kein Präjudiz für et-
waige künftige Fälle, weder für die an der Vereinbarung beteilig-
ten Behörden noch für den potentiellen neuen Unterzeichner.

Anlage 6

Mindestvoraussetzungen für
die Zuerkennung der Befähigung eines

Hafenstaat-Besichtigers

1 Nach Absatz 3.3 der Vereinbarung muss der Hafenstaat-Be-
sichtiger zur Durchführung von Überprüfungen im Rahmen
der Hafenstaatkontrolle entsprechend befähigt, ausgebildet
und von der betreffenden Behörde dazu ermächtigt sein; dies
gilt unbeschadet innerstaatlicher Bestimmungen.

2 Die  Besichtiger  müssen  über  angemessene  theoretische
Kenntnisse und praktische Erfahrung mit Schiffen und deren
Betrieb verfügen. Sie müssen zur Durchsetzung der in Über-
einkommen enthaltenen Vorschriften sowie der einschlägigen
Hafenstaatkontrollverfahren befähigt sein. Diese Kenntnisse
und die Befähigung zur Durchsetzung von Vorschriften sind
durch dokumentierte Ausbildungsprogramme nachzuweisen.

3 Die Besichtiger müssen mindestens entweder

a) angemessene Qualifikationen eines Marine- oder nauti-
schen Instituts sowie einschlägige Erfahrung auf See als
zertifizierter Schiffsoffizier und Inhaber oder ehemaliger
Inhaber  eines  gültigen  Befähigungszeugnisses  nach
STCW Abschnitt II/2 oder Abschnitt III/2 ohne Einschrän-
kung hinsichtlich des Einsatzgebiets oder der Antriebs-
kraft oder der Raumzahl besitzen oder

b) eine von der Behörde anerkannte Prüfung als Schiffbau-
ingenieur, als Maschinenbauingenieur oder als Ingenieur
im Bereich der Seeschifffahrt erfolgreich abgelegt haben
und eine mindestens fünfjährige Berufserfahrung in die-
sem Bereich besitzen oder

c) über einen einschlägigen Hochschulabschluss oder eine
gleichwertige Ausbildung und eine angemessene Ausbil-
dung und Qualifikation als Schiffssicherheits-Besichtiger
verfügen.

4 Die Besichtiger müssen

– mindestens ein Dienstjahr als Flaggenstaat-Besichtiger,
entweder betraut mit der Besichtigung und der Zeugnis -
erteilung in Übereinstimmung mit den Übereinkommen
oder beteiligt an der Überwachung der Tätigkeiten aner-
kannter  Organisationen,  denen  hoheitliche  Aufgaben
übertragen wurden, nachweisen oder

– ein gleichwertiges Kompetenzniveau dadurch erworben
haben, dass sie mindestens ein Jahr lang eine praktische
Ausbildung vor Ort absolviert haben, bei der sie an Über-
prüfungen im Rahmen der Hafenstaatkontrolle unter der
Leitung erfahrener Hafenstaat-Besichtiger teilgenommen
haben.

5 Der Besichtiger nach Absatz 3 Buchstabe a muss über eine
seemännische Erfahrung von mindestens fünf Jahren verfü-
gen, die Dienstzeiten auf See als nautischer oder technischer
Offizier oder als Flaggenstaat-Besichtiger oder als stellver-
tretender Hafenstaat-Besichtiger umfasst, oder er muss über
anderweitige angemessene Erfahrung verfügen. Zu dieser Er-
fahrung muss ein Zeitraum von mindestens zwei Jahren auf
See als nautischer oder technischer Offizier gehören.
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6 The officer must have the ability to communicate orally and
in writing with seafarers in the language most commonly
spoken at sea. 

7 Where in a Member State security inspections are perfor-
med by Port State Control Officers; those officers shall have
appropriate  qualifications,  which  shall  include  sufficient
theoretical and practical experience in maritime security.
This shall normally include:

a) a good understanding of maritime security and how it is
applied to the operations being examined,

b) a good working knowledge of security technologies and
techniques;

c) a knowledge of  inspection principle, procedures and
techniques;

d) a working knowledge of the operations being examined.

8 Port State Control Officers will be trained, and their compe-
tency assessed, in accordance with the harmonised scheme
adopted by the Committee. Authorities will ensure that each
of its Port State Control Officers is trained and assessed be-
fore authorising them to take charge of inspections and pe-
riodically  thereafter  in  accordance  with  the  harmonised
scheme.

9 In carrying out their duties Port State Control Officers will be
guided by  the  “Code of Good Practice  for PSCOs con-
ducting inspections within the framework of the Paris MoU”.

Annex 7

Ship Risk Profile 

1 All ships in the information system are assigned either as
high, standard or low risk based on generic and historic pa-
rameters. 

2 Table 1 shows the criteria within each parameter for each
ship risk profile. 

3 Each criterion has a weighting which reflects the relative in-
fluence of each parameter on the overall risk of the ship.

4 High Risk Ships (HRS) are ships which meet criteria to a to-
tal value of 5 or more weighting points.

5 Low Risk Ships (LRS) are ships which meet all the criteria
of the Low Risk Parameters and have had at least one in-
spection in the previous 36 months.

6 Standard Risk Ships (SRS) are ships which are neither HRS
nor LRS. 

7 A ship’s risk profile is recalculated daily taking into account
changes in the more dynamic parameters such as age, the
36 month history and company performance. Recalculation
also occurs after every inspection and when the applicable
performance tables for flag and R.O.s are changed.

6 Der Besichtiger muss die Fähigkeit besitzen, sich mit Seeleu-
ten mündlich und schriftlich in der auf See am meisten ge-
sprochenen Sprache zu verständigen.

7 Werden  in  einem  Mitgliedstaat  Sicherheitsüberprüfungen
durch Hafenstaat-Besichtiger durchgeführt, so müssen diese
Besichtiger über angemessene Qualifikationen einschließlich
hinreichender theoretischer und praktischer Erfahrung im Be-
reich der Gefahrenabwehr im Seeverkehr verfügen. In der Re-
gel umfasst dies

a) gute Kenntnisse im Bereich der Gefahrenabwehr im See-
verkehr und der Anwendung entsprechender Konzepte
bei den zu prüfenden Betriebsabläufen;

b) gute  fachliche Kenntnisse der Sicherheitstechnologien
und -verfahren;

c) Vertrautheit mit Inspektionsgrundsätzen, -verfahren und
-techniken;

d) Fachkenntnisse in Bezug auf die zu prüfenden Betriebs-
abläufe.

8 Die Ausbildung und die Beurteilung der Befähigung von Ha-
fenstaat-Besichtigern erfolgt nach dem vom Ausschuss be-
schlossenen harmonisierten Verfahren. Die Behörden stellen
sicher, dass alle ihre Hafenstaat-Besichtiger in Übereinstim-
mung mit dem harmonisierten Verfahren ausgebildet und auf
ihre Befähigung  hin  beurteilt werden,  bevor  sie  diese  zur
Durchführung von Überprüfungen ermächtigen sowie in re-
gelmäßigen Abständen danach.

9 Bei der Erfüllung ihrer Pflichten lassen sich Hafenstaat-Be-
sichtiger von dem „Code of Good Practice for Port State
Control Officers conducting inspections within the framework
of the Paris MoU“ (Leitsätze für bewährte Vorgehensweisen
für Hafenstaat-Besichtiger, die im Rahmen der Pariser Ver-
einbarung Überprüfungen durchführen) leiten.

Anlage 7

Schiffsrisikoprofil

1 Allen Schiffen im Informationssystem wird auf der Grundla-
ge allgemeiner und historischer Parameter entweder ein ho-
hes Risiko, ein Standardrisiko oder ein niedriges Risiko zu-
geordnet.

2 Tabelle 1 zeigt die Kriterien innerhalb der einzelnen Parame-
ter für die einzelnen Schiffsrisikoprofile.

3 Jedes Kriterium hat eine Gewichtung, welche die relative
Auswirkung der einzelnen Parameter auf das Gesamtrisiko
des Schiffes widerspiegelt.

4 Schiffe mit hohem Risiko (SHR) sind Schiffe, die Kriterien
mit einem Gesamtwert von 5 oder mehr Gewichtungspunk-
ten erfüllen.

5 Schiffe mit niedrigem Risiko (SNR) sind Schiffe, die alle Kri-
terien der Parameter für ein niedriges Risiko erfüllen und in-
nerhalb der letzten 36 Monate mindestens einmal überprüft
worden sind.

6 Schiffe mit Standardrisiko  (SSR)  sind Schiffe,  die weder
Schiffe mit hohem Risiko (SHR) noch Schiffe mit niedrigem
Risiko (SNR) sind.

7 Das Risikoprofil eines Schiffes wird unter Berücksichtigung
von Änderungen bei den dynamischeren Parametern wie Al-
ter, der Vorgeschichte der letzten 36 Monate und der Leis-
tung des Unternehmens täglich neu berechnet. Eine Neu-
berechnung erfolgt zudem nach jeder Überprüfung und bei
Änderungen der maßgeblichen Leistungsübersichten für die
Flagge und die anerkannten Organisationen.
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1 according to point 9 of this Annex
2 according to formula in the Annual Report
3 according to point 11 of this Annex
4 according to formula in the Annual Report
5 according to point 15 of this Annex 
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Table 1:  Ship Risk Profile

Profile

High Risk Ship (HRS)
Standard
Risk Ship
(SRS)

Low Risk Ship (LRS)

Generic Parameters Criteria Weighting points Criteria Criteria

1 Type of ship

Chemical tankship
Gas Carrier
Oil tankship
Bulk carrier
Passenger ship

2 All types

2 Age of ship1 all types > 12 y 1 All ages

Black – VHR, HR, 
M to HR

2

Black – MR 1

3b IMO-Audit3 – – Yes

H – – High

M – – –

L Low –

VL Very Low –

4b

Organizations
recognized by one
or more Paris 
MoU Member
States

– – Yes

H – – High

M – – –

L Low –

VL Very Low –

Historic Parameters

6

Number of
def. recorded
in each insp.

within
previous
36 months

Not eligible –
≤ 5 (and at least one

inspection carried out in
previous 36 months)

7

Number of
Detention
within
previous
36 months

≥ 2 detentions 1
No

Detention

n
ei
th
er
 a
 h
ig
h
 r
is
k 
n
o
r 
a 
lo
w
 r
is
k 
sh
ip

2

1

4a

WhiteBGW-list23a

P
er
fo
rm
an
ce
4

R
ec
o
g
n
iz
ed

O
rg
an
iz
at
io
n

5

F
la
g

P
er
fo
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an
ce
5

C
o
m
p
an
y

D
ef
ic
ie
n
ci
es

D
et
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tio
n
s
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1 nach Absatz 9 dieser Anlage
2 nach Formel im Jahresbericht
3 nach Absatz 11 dieser Anlage
4 nach Formel im Jahresbericht
5 nach Absatz 15 dieser Anlage
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Tabelle 1:  Schiffsrisikoprofil

Profil

Schiff mit hohem Risiko (SHR)
Schiff mit
Standard-
risiko (SSR)

Schiff mit niedrigem
Risiko (SNR)

allgemeine Parameter Kriterien Gewichtungspunkte Kriterien Kriterien

1 Schiffstyp

Chemikalientankschiff
Gastankschiff
Öltankschiff
Massengutschiff
Fahrgastschiff

2 alle Typen

2 Alter des Schiffes1 alle Typen > 12 Jahre 1 jedes Alter

schwarze Liste –
SHR, HR, M bis HR

2

schwarze Liste – MR 1

3b IMO-Audit3 – – ja

H – – hoch

M – – –

N niedrig –

SN sehr niedrig –

4b

Organisationen, die
von einem Mitglied-
staat oder mehreren
Mitgliedstaaten der
Pariser Vereinbarung
anerkannt werden

– – ja

H – – hoch

M – – –

N niedrig –

SN sehr niedrig –

Historische Parameter

6

Anzahl der
Mängel, die bei
jeder Überprü-
fung in den

 vorangegange -
nen 36 Monaten
festgestellt
wurden

M
än
g
el

nicht zutreffend –

≤ 5 (und wenigstens
eine Überprüfung in den
vorangegangenen
36 Monaten)

7

Anzahl der
Festhalte -
maßnahmen
in den voran -
gegangenen
36 Monaten

Fe
st
h
al
te
 -

m
aß
n
ah
m
en

≥ 2 Festhalte -
maßnahmen

1
keine

Festhaltemaßnahme

w
ed
er
 h
o
h
es
 n
o
ch
 n
ie
d
ri
g
es
 R
is
ik
o

2Le
is
tu
n
g
5

U
n
te
rn
eh
m
en

an
er
ka
n
n
te
 O
rg
an
is
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n

1

4a

weiße Liste
schwarze/graue/
weiße Liste2

3a

Le
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4

5

F
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g
e
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Parameters for Ship Risk Profile 

Ty p e   o f   S h i p  

8 The ship type denomination is as per a list adopted by the
Paris MoU Committee.

A g e   o f   S h i p  

9 The age of the ship is determined by the keel-laying date in
dd/mm/yyyy format in the information system. A ship rea-
ches more than 12 years on dd/mm/yyyy+12.  If only the
year of keel-laying  is available  in  the  information system
then  the  ship  reaches  more  than  12  years  on
31/12/yyyy+12. 

B l a c k ,   G r e y  Wh i t e   l i s t

10 The Black Grey and White list for Flag State performance is
established annually taking account of the inspection and
detention history over the preceding three calendar years
and is adopted by the Paris MoU Committee.

IMO  Aud i t  

11 To meet the criterion the flag States are invited to send to
the Paris MoU Secretariat written confirmation that a final
audit report including, where relevant, a corrective action
plan has been drawn up in accordance with the “Framework
and Procedures for the Voluntary IMO Member State Audit
Scheme” (IMO Resolution A.974(24)).

12 The Paris MoU Secretariat will maintain on the Paris MoU
public website an up-to-date list of flag States which meet
the flag criteria for a low risk ship.

R e c ogn i z e d  O rg a n i z a t i o n   Pe r f o rman c e  

13 The performance of all Recognized Organizations is estab-
lished annually taking account of the inspection and deten-
tion history over the preceding three calendar years and is
adopted by the Paris MoU Committee.

14 To qualify for the criterion recognized by the Paris MoU the
organization must be  recognized by one ore more Paris
MoU Member States:

Name:  Acronym: 

American Bureau of Shipping ABS

Bureau Veritas BV

China Classification Society CCS

Det Norske Veritas DNV

Germanischer Lloyd GL

Hellenic Register of Shipping HRS

Korean Register of Shipping KRS

Lloyd’s Register of Shipping LRS

Nippon Kaiji Kyokai NKK

Polski Rejestr Statkow PRS

Registro Italiano Navale RINA

RINAVE Portuguesa RP 

Russian Maritime Register of Shipping RMRS 

Compan y   Pe r f o rman c e

15 Company performance takes account of the detention and
deficiency history of all ships in a company’s fleet while that
company was the ISM company for the ship. Companies
are ranked as having a “very low, low, medium or high” per-

Parameter für das Schiffsrisikoprofil

S c h i f f s t y p

8 Die Bezeichnung des Schiffstyps  richtet  sich nach einer
durch den Ausschuss der Pariser Vereinbarung beschlosse-
nen Liste.

A l t e r   d e s   S c h i f f e s

9 Das Alter des Schiffes bestimmt sich nach dem Kiellegungs-
datum im Format TT/MM/JJJJ im Informationssystem. Ein
Schiff erreicht am TT/MM/JJJJ+12 ein Alter von mehr als
12 Jahren. Ist im Informationssystem nur das Jahr der Kiel-
legung verfügbar, so erreicht das Schiff am 31/12/JJJJ+12
ein Alter von mehr als 12 Jahren.

S c hwa r ze ,   g r a u e   u n d  we i ß e   L i s t e

10 Die schwarze, graue und weiße Liste für die Leistung des
Flaggenstaats wird jährlich unter Berücksichtigung der Vor-
geschichte im Hinblick auf Überprüfungen und Festhalte-
maßnahmen der vorangegangenen drei Kalenderjahre fest-
gelegt  und  vom  Ausschuss  der  Pariser  Vereinbarung
beschlossen.

IMO -Aud i t

11 Zur Erfüllung des Kriteriums werden die Flaggenstaaten er-
sucht, dem Sekretariat der Pariser Vereinbarung die schrift-
liche Bestätigung darüber zu übermitteln, dass ein abschlie-
ßender Audit-Bericht, gegebenenfalls einschließlich eines
Planes zur Ergreifung von Abhilfemaßnahmen, nach Maß-
gabe der IMO-Entschließung A.974(24) mit dem Titel „Rah-
men und Verfahren für das Freiwillige Audit-Verfahren für die
Mitgliedstaaten der Internationalen Seeschifffahrts-Organi-
sation“ erstellt wurde.

12 Das Sekretariat der Pariser Vereinbarung unterhält auf der
öffentlichen Website der Pariser Vereinbarung eine aktuelle
Liste der Flaggenstaaten, welche die Flaggenstaat-Kriterien
für ein Schiff mit niedrigem Risiko erfüllen.

Le i s t u n g   d e r   a n e r k a n n t e n  O rg a n i s a t i o n e n

13 Die Leistung aller anerkannten Organisationen wird jährlich
unter Berücksichtigung der Vorgeschichte im Hinblick auf
Überprüfungen und Festhaltemaßnahmen der vorangegan-
genen drei Kalenderjahre festgelegt und vom Ausschuss der
Pariser Vereinbarung beschlossen.

14 Zur Erfüllung des durch die Pariser Vereinbarung anerkann-
ten Kriteriums muss die Organisation von einem Mitglied-
staat oder mehreren Mitgliedstaaten der Pariser Vereinba-
rung anerkannt werden:

Name: Abkürzung:

American Bureau of Shipping ABS

Bureau Veritas BV

China Classification Society CCS

Det Norske Veritas DNV

Germanischer Lloyd GL

Hellenic Register of Shipping HRS

Korean Register of Shipping KRS

Lloyd’s Register of Shipping LRS

Nippon Kaiji Kyokai NKK

Polski Rejestr Statkow PRS

Registro Italiano Navale RINA

RINAVE Portuguesa RP

Russian Maritime Register of Shipping RMRS

Le i s t u n g   d e s  Un t e r n e hmen s

15 Bei der Leistung des Unternehmens wird die Vorgeschichte
all jener Schiffe im Hinblick auf Festhaltemaßnahmen und
Mängel berücksichtigt, die zu der Flotte eines Unterneh-
mens gehörten, während dieses Unternehmen das ISM-Un-
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formance. The calculation is made daily on the basis of a
running 36-month period. There  is no  lower  limit  for  the
number of inspections needed to qualify except a company
with no inspections in the last 36 months will be given a
“medium performance”.

16 The formula consists of two elements, the deficiency index
and the detention index. 

D e f i c i e n c y   I n d ex  

17 When counting deficiencies each ISM related deficiency is
weighted at 5 points. Other deficiencies are valued at 1
point. 

18 The Deficiency Index is the ratio of the total points of all de-
ficiencies of all ships in a company’s fleet to the number of
inspections of all ships in the company’s fleet within the last
36 months.

19 This  ratio  is  compared with  the average  for  all  ships  in-
spected in the Paris MoU over the last 3 calendar years to
determine whether the index is average, above average or
below average as follows:

D e t e n t i o n   I n d ex

20 The Detention Index is the ratio of the number of detentions
all ships in a company’s fleet to the number of inspections of
all  the  ships  in  the  company’s  fleet  within  the  last  36
months.

21 This  ratio  is  compared with  the average  for  all  ships  in-
spected in the Paris MoU over the last 3 calendar years to
determine whether the index is average, above average or
below average as follows.

22 If a Refusal of Access Order (banning) is issued within the
last 36 months to any ship in the fleet the Detention Index of
the company is automatically “above average” irrespective
of all other inspection results.

C ompan y   Pe r f o rman c e  Ma t r i x

23 Using the matrix in Table 2 below the combination of defi-
ciency and detention indices determines the performance
level. Table 2: Company Performance Matrix

Deficiency points per inspectiondeficiency index

> 2 above PMoU averageabove average

PMoU average ± 2Average

> 2 below PMoU averagebelow average

Detention ratedetention index 

> 2 above PMoU averageabove average 

PMoU average ± 2%average 

> 2 below PMoU averagebelow average 

ternehmen des Schiffes war. Die Unternehmensleistung wird
als „sehr niedrig“, „niedrig“, „mittel“ oder „hoch“ eingestuft.
Die Berechnung erfolgt täglich auf der Grundlage des je-
weils vorangegangenen 36-Monats-Zeitraums. Für die zur
Klassifizierung erforderliche Anzahl von Überprüfungen gibt
es keine Untergrenze; allerdings wird einem Unternehmen,
bei dem in den vorangegangenen 36 Monaten keine Über-
prüfungen durchgeführt wurden, eine „mittlere Leistung“ zu-
gewiesen.

16 Die Formel besteht aus zwei Elementen – dem Mängelindex
und dem Festhalteindex.

Mäng e l i n d ex

17 Bei  der  Zählung  von Mängeln wird  jeder  ISM-bezogene
Mangel mit 5 Punkten gewichtet. Andere Mängel werden mit
1 Punkt bewertet.

18 Der Mängelindex stellt das Verhältnis der Gesamtpunkte al-
ler Mängel sämtlicher Schiffe einer Unternehmensflotte zu
der Anzahl der Überprüfungen dar, die innerhalb der letzten
36 Monate an allen Schiffen der Unternehmensflotte durch-
geführt wurden.

19 Dieses Verhältnis wird mit dem Durchschnitt aller im Rah-
men der Pariser Vereinbarung innerhalb der letzten 3 Kalen-
derjahre überprüften Schiffe verglichen, um zu bestimmen,
ob  der  Index  entsprechend  folgender  Übersicht  durch-
schnittlich, überdurchschnittlich oder unterdurchschnittlich
ist:

Fe s t h a l t e i n d ex

20 Der Festhalteindex stellt das Verhältnis der Anzahl der Fest-
haltemaßnahmen sämtlicher Schiffe einer Unternehmens-
flotte zu der Anzahl der Überprüfungen dar, die innerhalb
der letzten 36 Monate an allen Schiffen der Unternehmens-
flotte durchgeführt wurden.

21 Dieses Verhältnis wird mit dem Durchschnitt aller im Rah-
men der Pariser Vereinbarung innerhalb der letzten 3 Kalen-
derjahre überprüften Schiffe verglichen, um zu bestimmen,
ob  der  Index  entsprechend  folgender  Übersicht  durch-
schnittlich, überdurchschnittlich oder unterdurchschnittlich
ist:

22 Wurde für ein Schiff der Flotte innerhalb der letzten 36 Mona-
te eine Zugangsverweigerung verfügt, so ist der Festhalte -
index des Unternehmens  unabhängig  von  allen  anderen
Überprüfungsergebnissen automatisch „überdurchschnitt-
lich“.

Ma t r i x   f ü r   d i e   U n t e r n e hmen s l e i s t u n g

23 Das  Leistungsniveau  ergibt  sich  unter  Verwendung  der
 Matrix in Tabelle 2 aus der Kombination der Mängel- und
Festhalteindizes.

Mängelpunkte je ÜberprüfungMängelindex

>  2  über  dem  Durchschnitt  der
Pariser Vereinbarung

überdurchschnittlich

Durchschnitt der Pariser Verein -
barung ± 2

durchschnittlich

> 2 unter dem Durchschnitt der
Pariser Vereinbarung

unterdurchschnittlich

FesthaltequoteFesthalteindex

> 2 über dem Durchschnitt
der Pariser Vereinbarung

überdurchschnittlich

Durchschnitt der Pariser
Verein barung ± 2 Prozent

durchschnittlich

> 2 unter dem Durchschnitt
der Pariser Vereinbarung

unterdurchschnittlich
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Table 2:  Company Performance Matrix

Annex 8

Inspection and Selection Scheme

1 Based on a ship’s Risk Profile the Inspection and Selection
Scheme determines the scope, frequency and priority of in-
spections.

2 Periodic Inspections are carried out at intervals determined
by the ship risk profile.  

3 Overriding or unexpected factors might trigger an inspecti-
on  in between periodic  inspections. This category of  in-
spection  is  referred  to  as  an  Additional  Inspection.

4 Ships become due for periodic inspection in the following
time windows:

For HRS – between 5-6 months after the last inspection in
the Paris MoU region.

For SRS – between 10-12 months after the last inspection in
the Paris MoU region.

For LRS – between 24-36 months after the last inspection
in the Paris MoU region.

5 Periodic  Inspections  and  Additional  Inspections  count
equally. Therefore the time span for the next periodic in-
spection re-starts after an additional inspection.

6 The selection scheme is divided into two priorities: 

Priority I: ships must be inspected because either the time
window has closed or there is an overriding factor

Priority II: ships may be inspected because they are within
the time window or the port State considers an unexpected
factor warrants an inspection

7 If a Priority II periodic inspection is not performed the ship
remains Priority II until the time window closes and the ship
becomes Priority I.

8 In the case of Unexpected Factors the need to undertake an
additional inspection is left to the discretion of the Authori-
ty. If such a Priority II inspection is not performed it remains

Highbelow averageBelow average

AverageBelow average

mediumbelow averageaverage

Averageaverage

above averageBelow average

above averageaverage

below averageAbove average

AverageAbove average

very lowabove averageAbove average

Company
Performance

Deficiency Index Detention Index

Tabelle 2: Matrix für die Unternehmensleistung

Anlage 8

Überprüfungs- und Auswahlverfahren

1 Auf Grundlage  eines Schiffsrisikoprofils wird mittels  des
Überprüfungs-  und  Auswahlverfahrens  der  Umfang  der
Überprüfungen und die Überprüfungshäufigkeit und -priori-
tät bestimmt.

2 Wiederkehrende  Überprüfungen  werden  in  Abständen
durchgeführt, die sich aus dem Schiffsrisikoprofil ergeben.

3 Prioritätsfaktoren oder unerwartete Faktoren können eine
Überprüfung zwischen den wiederkehrenden Überprüfun-
gen auslösen.

Diese Überprüfungskategorie wird als „zusätzliche Überprü-
fung“ bezeichnet.

4 Schiffe sind innerhalb der folgenden Zeitfenster einer wie-
derkehrenden Überprüfung zu unterziehen:

Bei SHR: zwischen 5 und 6 Monate nach der letzten Über-
prüfung im Geltungsbereich der Pariser Verein-
barung.

Bei SSR: zwischen 10 und 12 Monate nach der  letzten
Überprüfung im Geltungsbereich der Pariser Ver-
einbarung.

Bei SNR: zwischen 24-36 Monate nach der letzten Über-
prüfung im Geltungsbereich der Pariser Verein-
barung.

5 Wiederkehrende und zusätzliche Überprüfungen zählen glei-
chermaßen. Dementsprechend beginnt die Zeitspanne bis
zur nächsten wiederkehrenden Überprüfung nach einer zu-
sätzlichen Überprüfung von neuem.

6 Das Auswahlverfahren gliedert sich in zwei Prioritätsstufen:

Prioritätsstufe I:  Diese Schiffe müssen überprüft werden, da
sich  entweder  das  Zeitfenster  geschlossen  hat  oder  ein
Prioritätsfaktor vorliegt.

Prioritätsstufe II:  Diese Schiffe können überprüft werden,
da sie innerhalb des Zeitfensters liegen oder der Hafenstaat
der Auffassung ist, dass ein unerwarteter Faktor eine Über-
prüfung rechtfertigt.

7 Wird eine wiederkehrende Überprüfung der Prioritätsstufe II
nicht durchgeführt, so bleibt das Schiff ein Schiff der Priori-
tätsstufe  II, bis sich das Zeitfenster schließt und  ihm die
Prioritätsstufe I zugewiesen wird.

8 Liegen unerwartete Faktoren vor, so steht die Entscheidung
über die Notwendigkeit einer zusätzlichen Überprüfung im
Ermessen der Behörde. Wird eine solche Überprüfung der

Leistung des
Unternehmens

MängelindexFesthalteindex

sehr niedrigüberdurchschnittlichüberdurchschnittlich

durchschnittlichüberdurchschnittlich

unterdurchschnittlichüberdurchschnittlich

überdurchschnittlichdurchschnittlich

überdurchschnittlichunterdurchschnittlich

durchschnittlichdurchschnittlich

mittelunterdurchschnittlichdurchschnittlich

durchschnittlichunterdurchschnittlich

hochunterdurchschnittlichunterdurchschnittlich
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a Priority II ship if and when it arrives in another MoU port
unless the Authority judges that any relevant information
that it has received does not warrant being passed on.

9 The priority and the level of selection will be shown for each
ship in the information system. 

10 The category and type of inspection carried out is determin-
ed by the matrix in Table 3 below:

O v e r r i d i n g   a n d  Un exp e c t e d   Fa c t o r s

Overriding Factors 

11 The overriding factors listed below are considered sufficient-
ly serious to trigger an additional inspection at Priority I:

– Ships reported by another Member State excluding un-
expected factors,

– Ships involved in a collision, grounding or stranding on
their way to port,

– Ships accused of an alleged violation of the provisions
on discharge of harmful substances or effluents,

Prioritätsstufe II nicht durchgeführt, so bleibt das Schiff ein
Schiff der Prioritätsstufe II, falls und wenn es in einen ande-
ren Hafen innerhalb des Geltungsbereichs der Vereinbarung
einläuft, es sei denn, die Behörde ist der Auffassung, dass
die Weiterleitung etwaiger einschlägiger Informationen, die
sie erhalten hat, nicht gerechtfertigt ist.

9 Die Prioritätsstufe und die Auswahlstufe werden für jedes
Schiff im Informationssystem angezeigt.

10 Die Kategorie und die Art der Überprüfung werden anhand
der Matrix in Tabelle 3 bestimmt:

P r i o r i t ä t s f a k t o r e n   u n d   u n e rwa r t e t e   Fa k t o r e n

Prioritätsfaktoren

11 Die nachstehend aufgeführten Prioritätsfaktoren werden als
hinreichend ernst erachtet, um eine zusätzliche Überprüfung
der Prioritätsstufe I auszulösen:

– Schiffe, die von einem anderen Mitgliedstaat gemeldet
wurden, mit Ausnahme unerwarteter Faktoren,

– Schiffe, die auf dem Weg zum Hafen an einem Zusam-
menstoß beteiligt waren, auf Grund gelaufen oder ge-
strandet sind,

– Schiffe, die eines mutmaßlichen Verstoßes gegen die
Einleitvorschriften für Schadstoffe oder Abwässer be-
schuldigt werden,
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Table 3:  Selection Scheme

Priority Level Category of inspection

I Overriding factor Additional

Ship must be inspected HRS not inspected in last 6 months Periodic

SRS not inspected in last 12 months Periodic

Ship not inspected in last 36 months Periodic

II HRS not inspected in last 5 months Periodic

Ship may be inspected Ship with unexpected factors Additional

SRS not inspected in last 10 months Periodic

LRS not inspected in last 24 months Periodic

Tabelle 3:  Auswahlverfahren

Prioritätsstufe Auswahlstufe Überprüfungskategorie

I Prioritätsfaktor zusätzlich

Schiff muss überprüft werden
SHR, das in den letzten 6 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend

SSR, das in den letzten 12 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend

Schiff, das in den letzten 36 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend

II SHR, das in den letzten 5 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend

Schiff kann überprüft werden Schiff mit unerwarteten Faktoren zusätzlich

SSR, das in den letzten 10 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend

SNR, das in den letzten 24 Monaten nicht
überprüft worden ist

wiederkehrend
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– Ships which have been manoeuvred in an erratic or un-
safe manner whereby routing measures, adopted by the
IMO, or safe navigational practices and procedures have
not been followed, 

– Ships which have been suspended or withdrawn from
their Class for safety reasons after last PSC inspection,

– Ships which cannot be identified in the database.

Unexpected Factors 

12 Unexpected factors could indicate a serious threat to the
safety of the ship and the crew or to the environment but
the need to undertake an additional  inspection is for the
 professional  judgement  of  the  Authority.  These  factors
 include: 

– Ships reported by pilots or relevant authorities which
may  include  information  from Vessel  Traffic  Services
about ships’ navigation,

– Ships which did not comply with the reporting obligati-
ons,

– Ships  reported with  outstanding deficiencies  (except
those with code 16 (within fourteen days) and code 17
(before departure))

– previously detained ships (3 months after the detention),

– Ships reported by the master, crew member or any per-
son or organization with a legitimate interest in the safe
operation of the ship, shipboard living and working con-
ditions or the prevention of pollution,

– Ships operated in a manner to pose a danger,

– Ships reported with problems concerning their cargo, in
particular noxious or dangerous cargo,

– Ships where information from a reliable source became
known, that their risk parameters differ from the recor-
ded ones and the risk level is thereby increased.

– Ships carrying certificates  issued by a  formerly Paris
MoU  recognized organization whose  recognition  has
been withdrawn since the  last  inspection  in the Paris
MoU region

13 Ships with  unexpected  factors which  have  not  been  in-
spected may be reported to the information system and re-
main eligible for inspection in subsequent ports as Priority II.

14 The provisions of the Memorandum apply to a ship covered
by a system of mandatory surveys for the safe operation of
regular ro-ro ferry and high-speed passenger craft services
if the Memorandum applies to the ship. However a survey of
a ship which is carried out by an Authority (not being the flag
Administration of the ship) in accordance with on a system
of mandatory surveys for the safe operation of regular ro-ro
ferry and high-speed passenger craft services will be consi-
dered as an expanded inspection, or more detailed inspecti-
on as relevant. If the ship is not indicated as Priority I in the
Information System the survey will be recorded as a Priori-
ty II inspection.

– Schiffe, die auf unberechenbare oder unsichere Weise
manövriert wurden, wobei von der IMO angenommene
Wegeführungsmaßnahmen oder Praktiken und Verfah-
ren zur sicheren Schifffahrt nicht beachtet wurden,

– Schiffe, deren Klasse nach der letzten Überprüfung im
Rahmen der Hafenstaatkontrolle aus Sicherheitsgründen
ruhte oder zurückgezogen wurde,

– Schiffe, die in der Datenbank nicht identifiziert werden
können.

Unerwartete Faktoren

12 Unerwartete Faktoren können auf eine ernste Bedrohung
der Sicherheit des Schiffes und der Besatzung oder der
Umwelt hindeuten; die Entscheidung über die Notwendig-
keit einer zusätzlichen Überprüfung unterliegt jedoch dem
fachlichen Urteil der Behörde. Zu diesen Faktoren zählen

– Schiffe, die von Lotsen oder zuständigen Behörden ge-
meldet wurden, gegebenenfalls einschließlich Informa-
tionen von Schiffsverkehrsdiensten über die Führung
von Schiffen,

– Schiffe, die die Meldepflichten nicht erfüllt haben,

– Schiffe,  bei  denen  nicht  beseitigte Mängel  gemeldet
wurden (mit Ausnahme solcher mit Code 16 (innerhalb
von vierzehn Tagen) und Code 17 (vor dem Auslaufen)),

– Schiffe, die zuvor festgehalten wurden (3 Monate nach
der Festhaltemaßnahme),

– Schiffe,  die  vom  Kapitän,  einem  Besatzungsmitglied
oder einer Person oder Organisation mit berechtigtem
Interesse am sicheren Betrieb des Schiffes, den Lebens-
und Arbeitsbedingungen an Bord oder der Verhütung
von Verschmutzung gemeldet wurden,

– Schiffe, die so betrieben wurden, dass sie eine Gefahr
darstellten,

– Schiffe, bei denen Probleme mit der Ladung gemeldet
wurden, insbesondere mit schädlicher oder gefährlicher
Ladung,

– Schiffe, bei denen aus verlässlicher Quelle bekannt wur-
de, dass  ihre Risikoparameter von den verzeichneten
Parametern abweichen, und deren Risikoniveau dadurch
höher ausfällt,

– Schiffe, die Zeugnisse mit sich führen, die von einer ehe-
mals im Rahmen der Pariser Vereinbarung anerkannten
Organisation  ausgestellt wurden,  der  seit  der  letzten
Überprüfung im Geltungsbereich der Pariser Vereinba-
rung die Anerkennung entzogen wurde.

13 Schiffe mit unerwarteten Faktoren, die nicht überprüft wor-
den sind, können im Informationssystem gemeldet werden
und  kommen  in  späteren  Anlaufhäfen weiterhin  für  eine
Überprüfung als Schiffe der Prioritätsstufe II in Betracht.

14 Die Bestimmungen der Vereinbarung finden auf ein Schiff
Anwendung, das von einem System verbindlicher Überprü-
fungen  im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahr-
zeugen im Linienverkehr erfasst ist, sofern die Vereinbarung
auf das Schiff Anwendung findet. Jedoch gilt eine Überprü-
fung eines Schiffes, die von einer Behörde (die nicht die Ver-
waltung des Flaggenstaats des Schiffes ist) entsprechend
einem System verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf
den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahr-
gast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen  im  Linienverkehr
durchgeführt wird, als erweiterte Überprüfung beziehungs-
weise gründlichere Überprüfung. Wird das Schiff im Infor-
mationssystem nicht als Schiff der Prioritätsstufe I ange-
zeigt,  so  wird  die  Überprüfung  als  Überprüfung  der
Prioritätsstufe II erfasst.
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Annex 9

Inspection Type and Clear Grounds 

1 The type of inspection to be carried out under Section 3.2 is
determined by Table 4 below:

2 An initial inspection will consist of a visit on board the ship in
order to: 

• check the certificates and documents listed in Annex 10;

• check that the overall condition and hygiene of the ship
including:

navigation bridge

accommodation and galley

decks including forecastle

cargo holds/area

engine room 

meets generally accepted international rules and stan-
dards; 

• verify, if it has not previously been done, whether any de-
ficiencies found by an Authority at a previous inspection
have been rectified in accordance with the time specified
in the inspection report. 

3 A more detailed inspection will be carried out whenever the-
re are clear grounds for believing, during an initial inspection,
that the condition of the ship or of its equipment or crew does
not substantially meet the relevant requirements of a relevant
instrument. Clear grounds exist when a Port State Control Of-
ficer finds evidence, which in his professional judgement war-
rants a more detailed inspection of the ship, its equipment or

Anlage 9

Art der Überprüfung und triftige Gründe

1 Die Art der nach Absatz 3.2 durchzuführenden Überprüfung
wird anhand der Tabelle 4 festgelegt:

2 Eine Erstüberprüfung besteht aus einem Besuch an Bord des
Schiffes mit dem Zweck der Überprüfung

• der in Anlage 10 aufgeführten Zeugnisse und Unterlagen;

• , ob der Gesamtzustand des Schiffes sowie dessen hy-
gienischen Verhältnisse, einschließlich

der Kommandobrücke,

der Unterkunftsräume und der Küche,

der Decks einschließlich der Back,

der Laderäume/des Ladungsbereichs,

des Maschinenraums,

den allgemein anerkannten internationalen Regeln und
Normen entsprechen;

• , soweit nicht schon geschehen, ob etwaige von einer Be-
hörde  anlässlich  einer  vorangegangenen  Überprüfung
festgestellten Mängel entsprechend den Zeitvorgaben im
Überprüfungsbericht beseitigt wurden.

3 Eine gründlichere Überprüfung wird durchgeführt, wenn sich
während einer Erstüberprüfung triftige Gründe für die Annah-
me ergeben, dass der Zustand des Schiffes oder seiner Aus-
rüstung oder seine Besatzung die einschlägigen Vorschriften
eines einschlägigen Übereinkommens im Wesentlichen nicht
erfüllt.  Triftige  Gründe  liegen  vor,  wenn  der  Hafenstaat-
 Besichtiger auf Anzeichen stößt, die nach seinem fachlichen
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Tabelle 4

1 Zu den Risikoschiffstypen zählen Chemikalientankschiffe, Gastankschiffe, Öltankschiffe, Massengutschiffe und Fahrgastschiffe.

Art der Überprüfung

Erstüberprüfung gründlichere Überprüfung erweiterte Überprüfung

SHR NEIN NEIN JA

SSR

SNR

zusätzliche Überprüfung
aufgrund eines 

Prioritätsfaktors oder 
eines unerwarteten 

Faktors

alle NEIN JA

entsprechend dem fachlichen Urteil
des Hafenstaat-Besichtigers, 
falls es sich um ein SHR oder 

ein SSR/SNR handelt, das zu den
Risikoschiffstypen1 zählt und 

älter als 12 Jahre ist.

wenn das Schiff zu den 
Risikoschiffstypen1 zählt und 

älter als 12 Jahre ist.

wenn triftige Gründe 
festgestellt werden

JA

wiederkehrende 
Überprüfung

SchiffsrisikoprofilÜberprüfungskategorie

Table 4

1 risk ship types are chemical tanker, gas carrier, oil tanker, bulk carrier and passenger ship

Inspection Type

Initial More detailed Expanded

HRS NO NO YES

SRS

LRS

Additional 
due to overriding or 
unexpected factor

All NO YES

According to the 
professional judgement 
of the PSCO if HRS or 
SRS/LRS of a risk ship 

type1 and more 
than 12 years old

If the ship is of a risk 
ship type1 and more 
than 12 years old

If clear grounds
are found

YES
Periodic

Ship Risk 
Profile

Category of
Inspection
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its crew. The absence of valid certificates or documents is
considered a clear ground. Other examples of clear grounds
are set out in paragraph 6.

4 A more detailed inspection will include an in-depth examina-
tion in: 

• the areas where clear grounds are established

• the areas relevant to any overriding or unexpected factors

• other areas at random from the following risk areas:

1. Documentation 

2. Structural condition 

3. Water/Weathertight condition 

4. Emergency systems 

5. Radio communication 

6. Cargo operations 

7. Fire safety 

8. Alarms 

9. Living and working condition 

10. Navigation equipment 

11. Life saving appliances 

12. Dangerous Goods 

13. Propulsion and auxiliary machinery 

14. Pollution prevention 

5 The more detailed inspection will take account of the human
elements covered by ILO, ISM and STCW and include opera-
tional controls as appropriate. 

C l e a r   G ro u nd s  

6 In applying Table 4 above, examples of “clear grounds” for a
more detailed inspection include the following:

.1 Ships with overriding or unexpected factors as listed in
Annex 8.

.2 during examination of the certificates and documents re-
ferred to in Annex 10 of the Memorandum, inaccuracies
have been revealed or the documents have not been
properly kept or updated;

.3 indications that the relevant crew members are unable
to communicate appropriately with each other, or with
other persons on board, or that the ship  is unable to
communicate with the shore-based authorities either in
a common language or in the language of those autho-
rities;

.4 A certificate has been fraudulently obtained or the holder
of a certificate is not the person to whom that certifica-
te was originally issued;

.5 The ship has a master, officer or rating holding a certifi-
cate  issued  by  a  country  which  has  not  ratified  the
STCW Convention

.6 evidence of cargo and other operations not being con-
ducted safely or in accordance with the IMO guidelines;

.7 failure of the master of an oil tanker to produce the re-
cord of the oil discharge monitoring and control system
for the last ballast voyage;

Urteil eine gründlichere Überprüfung des Schiffes, der Aus-
rüstung oder der Besatzung rechtfertigen. Das Fehlen gültiger
Zeugnisse oder Unterlagen gilt als triftiger Grund. Absatz 6
enthält weitere Beispiele für triftige Gründe.

4 Eine gründlichere Überprüfung umfasst eine ausführliche Prü-
fung

• in den Bereichen, in denen das Vorliegen triftiger Gründe
festgestellt wird,

• in den Bereichen, die für Prioritätsfaktoren oder unerwar-
tete Faktoren von Bedeutung sind, und

• in anderen nach dem Zufallsprinzip aus den folgenden Ri-
sikobereichen ausgewählten Bereichen:

1. Schiffsunterlagen,

2. Zustand der schiffbaulichen Verbände,

3. Wasserdichtigkeit/Wetterfestigkeit,

4. Notsysteme,

5. Funkausrüstung,

6. Ladungsumschlag,

7. Brandschutz,

8. Alarmeinrichtungen,

9. Lebens- und Arbeitsbedingungen,

10. Navigationsausrüstung,

11. Rettungsmittel,

12. gefährliche Güter,

13. Antrieb und Hilfsmaschinen,

14. Verhütung von Verschmutzung.

5 Die gründlichere Überprüfung berücksichtigt die von  IAO,
ISM und STCW erfassten menschlichen Faktoren und um-
fasst gegebenenfalls Kontrollen der Betriebsabläufe.

Tr i f t i g e  G r ü nd e

6 Bei der Anwendung der Tabelle 4 gelten unter anderem die
nachstehend genannten Umstände als Beispiele für „triftige
Gründe“ für eine gründlichere Überprüfung:

.1 Schiffe mit Prioritätsfaktoren oder unerwarteten Fakto-
ren nach Anlage 8;

.2 bei der Prüfung der Zeugnisse und Unterlagen nach An-
lage 10 der Vereinbarung sind Unstimmigkeiten festge-
stellt worden, oder die Unterlagen sind nicht einwand-
frei geführt oder aktualisiert worden;

.3 es liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass Besatzungsmit-
glieder mit Schlüsselfunktionen nicht in der Lage sind,
sich untereinander oder mit anderen Personen an Bord
richtig zu verständigen, oder dafür, dass das Schiff nicht
in der Lage ist, sich mit den Behörden an Land entweder
in einer gängigen Sprache oder in der Sprache dieser
Behörden zu verständigen;

.4 ein Befähigungszeugnis wurde in betrügerischer Weise
erlangt, oder der Inhaber eines Befähigungszeugnisses
ist nicht mit der Person identisch, der das Befähigungs-
zeugnis ursprünglich erteilt wurde;

.5 das Befähigungszeugnis des Kapitäns, eines Offiziers
oder eines Schiffsmanns wurde von einem Staat ausge-
stellt,  der  das STCW-Übereinkommen nicht  ratifiziert
hat;

.6 es liegen Beweise dafür vor, dass der Ladungsumschlag
und sonstige betriebliche Vorgänge nicht sicher oder
nicht nach Maßgabe der IMO-Richtlinien durchgeführt
worden sind;

.7 der Kapitän eines Öltankschiffs kann die Aufzeichnun-
gen über den Einsatz des Überwachungs- und Kontroll-
systems für das Einleiten von Öl auf der letzten Ballast-
reise nicht vorlegen;
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.8 absence of an up-to-date muster list, or crew members
not aware of their duties in the event of fire or an order to
abandon the ship;

.9 the emission of false distress alerts not followed by pro-
per cancellation procedures;

.10 the absence of principal equipment or arrangements re-
quired by the conventions;

.11 evidence from the Port State Control Officer’s general
impressions  and  observations  that  serious  hull  or
structural deterioration or deficiencies exist that may pla-
ce at risk the structural, watertight or weathertight inte-
grity of the ship;

.12 excessively unsanitary conditions on board the ship;

.13 information or evidence that the master or crew is not
familiar with essential shipboard operations relating to
the safety of ships or the prevention of pollution, or that
such operations have not been carried out;

.14 the absence of a table of shipboard working arrange-
ments or records of hours of work or rest of seafarers.

7 An expanded inspection will include a check of the overall
condition, including the human element where relevant, in the
following risk areas: 

1. Documentation 

2. Structural condition 

3. Water/Weathertight condition 

4. Emergency systems 

5. Radio communication 

6. Cargo operations including equipment 

7. Fire safety 

8. Alarms 

9. Living and working conditions 

10. Navigation equipment 

11. Life saving appliances 

12. Dangerous Goods 

13. Propulsion and auxiliary machinery 

14. Pollution prevention 

and subject to their practical feasibility or any constraints re-
lating to the safety of persons, the ship or the port, verificati-
on of the specific items in these risk areas listed for each ship
type in a PSCCInstruction must be part of an expanded in-
spection. The inspector must use professional judgement to
determine the appropriate depth of examination or testing of
each specific item.

8 Inspectors must be aware that the safe execution of certain
on-board operations, e.g. cargo handling, could be jeopar-
dised by tests carried out during such operation.

9 The expanded inspection will take account of the human ele-
ments covered by ILO, ISM and STCW and include operatio-
nal controls as appropriate. 

.8 es ist keine aktuelle Sicherheitsrolle vorhanden oder die
Besatzungsmitglieder kennen ihre Aufgaben im Fall ei-
nes Brandes oder einer Anordnung zum Verlassen des
Schiffes nicht;

.9 irrtümliche Aussendung von Notsignalen, ohne dass die-
se ordnungsgemäß rückgängig gemacht wurden;

.10 das Fehlen wesentlicher Ausrüstungen oder Vorkehrun-
gen, die durch die Übereinkommen vorgeschrieben sind;

.11 aus dem allgemeinen Eindruck des Hafenstaat-Besich-
tigers und seinen Wahrnehmungen ergibt sich ein kon-
kreter Hinweis darauf, dass schwerwiegende Schäden
oder Mängel an der Außenhaut des Schiffes oder an den
schiffbaulichen Verbänden vorliegen, die eine Gefahr für
die Festigkeit der Schiffsverbände oder für die Wasser-
dichtigkeit oder Wetterfestigkeit des Schiffes darstellen
können;

.12 an Bord des Schiffes herrschen übermäßig unhygieni-
sche Zustände;

.13 es liegen Informationen darüber oder Beweise dafür vor,
dass Kapitän oder Besatzung mit wesentlichen betrieb-
lichen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Schiffssi-
cherheit oder der Verhütung von Verschmutzung nicht
vertraut sind oder dass solche betrieblichen Maßnah-
men nicht durchgeführt worden sind;

.14 das Fehlen einer Übersicht über die Arbeitsorganisation
an Bord oder von Verzeichnissen über die Arbeits- und
Ruhezeiten der Seeleute.

7 Eine erweiterte Überprüfung umfasst eine Prüfung des Ge-
samtzustands,  gegebenenfalls  unter  Einbeziehung  des
menschlichen Faktors, in den Risikobereichen

1. Schiffsunterlagen,

2. Zustand der schiffbaulichen Verbände,

3. Wasserdichtigkeit/Wetterfestigkeit,

4. Notsysteme,

5. Funkausrüstung,

6. Ladungsumschlag einschließlich Ausrüstung,

7. Brandschutz,

8. Alarmeinrichtungen,

9. Lebens- und Arbeitsbedingungen,

10. Navigationsausrüstung,

11. Rettungsmittel,

12. gefährliche Güter,

13. Antrieb und Hilfsmaschinen,

14. Verhütung von Verschmutzung;

ferner muss vorbehaltlich der praktischen Durchführbarkeit
beziehungsweise mit den möglichen Einschränkungen, die
sich aus den Anforderungen an die Sicherheit von Personen,
des Schiffes oder des Hafens ergeben, die Prüfung der für
jeden Schiffstyp in einer Anweisung des Hafenstaatkontroll-
ausschusses aufgeführten spezifischen Punkte in diesen Ri-
sikobereichen Bestandteil einer erweiterten Überprüfung sein.
Der Besichtiger muss die Entscheidung über die sachgerech-
te Ausführlichkeit der Prüfung oder Untersuchung jedes ein-
zelnen spezifischen Punktes auf der Grundlage seines fach-
lichen Urteils treffen.

8 Besichtiger müssen sich darüber im Klaren sein, dass die si-
chere Durchführung bestimmter betrieblicher Vorgänge an
Bord, zum Beispiel des Ladungsumschlags, durch gleichzei-
tig durchgeführte Überprüfungen beeinträchtigt werden kann.

9 Die erweiterte Überprüfung berücksichtigt die von IAO, ISM
und STCW erfassten menschlichen Faktoren und umfasst ge-
gebenenfalls Kontrollen der Betriebsabläufe.
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Annex 10

Examination of certificates and documents 

At the initial inspection the Port State Control Officer will, as a
minimum and to the extent applicable, examine the following do-
cuments: 

.1 International Tonnage Certificate (1969); 

.2 Certificate  of  Registry  or  other  document  of  nationality
 (UNCLOS); 

.3 Certificates as to the ship’s hull strength and machinery in-
stallations issued by the classification society in question
(only to be required if the ship maintains its class with a clas-
sification society);

.4 Reports of previous port State control inspections;

.5 Passenger  Ship  Safety  Certificate  (S74-5/CI/R12 (v),
S74P88/CI/R12 (a) (i), (vi)); 

.6 Cargo Ship Safety Construction Certificate (S74/CI/R12 (ii),
S74P88/CI/R12 (a) (ii), (vi)); 

.7 Cargo Ship Safety Equipment Certificate (S74-5/CI/R12 (v),
S74P88/CI/R12 (a) (iii), (vi)); 

.8 Cargo  Ship  Safety  Radio  Certificate  (S74-5/CI/R12 (iv),
S74P88/CI/R12(a) (iv), (vi)); 

.9 Cargo Ship Safety Certificate (S74P88/CI/R12 (a)(v)(vi));

.10 Special Purpose Ship Safety Certificate (S74/CI/R12,SPS
Code, C1/Art.1.7.12, Res. A.791 (19)); 

.11 For ro-ro passenger ships, information on the A/A-max ratio
(S74-15/CII-1/R8-1); 

.12 Damage control plans and booklets (S74-34/CII-1/Reg. 19,
20, 23); 

.13 Stability information (S74/CII-1/22 and CII-1/25-8; LLP88,
reg. 10); 

.14 Manoeuvring Booklet & information (S74-1/CII-1/Reg.28.2); 

.15 Unattended Machinery spaces (UMS) evidence (S74-1/CII-
I/R46.3); 

.16 Exemption  Certificate  and  any  list  of  cargoes  (S74/CII-
2/R10.7.1.4); 

.17 Fire control plan (S74-23/CII-2/Reg.15.2.4); 

.18 Fire safety operational booklet (S74-23/CII-2/Reg.16,3,1);

.19 Dangerous goods special list or manifest, or detailed sto-
wage plan (ILO134/A4.3(h), S7423/CII-2/R19);

.20 Doc.  of  compliance  Dangerous  Goods  (S74-1/CII-
2/R54.3,S74-24/CII-2/R19.4); 

.21 Ship’s log book with respect to the records of drills, inclu-
ding security drills, and the log for records of inspection and
maintenance of lifesaving appliances and arrangements and
fire fighting appliances and arrangements (S74-33/CIII/R37,
R19.3,R19.4, R20); 

.22 Minimum Safe Manning Document (S74-23/CV/R14.2); 

.23 SAR coordination plan for passenger ships trading on fixed
routes (S74-15/CV/R15.c, R7.2);

.24 LRIT Conformance Test Report

.25 Copy of the Document of compliance issued by the testing
facility, stating the date of compliance and the applicable
performance  standards  of  VDR  (voyage  data
recorder)(S74/CV/R18.8);

Anlage 10

Prüfung von Zeugnissen und Unterlagen

Bei der Erstüberprüfung prüft der Hafenstaat-Besichtiger in dem
Umfang, der zweckmäßig ist, zumindest folgende Unterlagen:

.1 den Internationalen Schiffsmessbrief (1969);

.2 den Auszug aus dem Schiffsregister oder anderer Staatszu-
gehörigkeitsnachweis (UNCLOS);

.3 die von der betreffenden Klassifikationsgesellschaft ausge-
stellten Zeugnisse über die Festigkeit des Schiffskörpers
und über die Maschinenanlagen des Schiffes (nur dann er-
forderlich, wenn das Schiff von einer Klassifikationsgesell-
schaft klassifiziert wird);

.4 Berichte über frühere Überprüfungen im Rahmen der Ha-
fenstaatkontrolle;

.5 das Sicherheitszeugnis für Fahrgastschiffe (S74-5/CI/R12
(v), S74P88/CI/R12 (a) (i), (vi));

.6 das Bau-Sicherheitszeugnis für Frachtschiffe (S74/CI/R12
(ii), S74P88/CI/R12 (a) (ii), (vi));

.7 das  Ausrüstungs-Sicherheitszeugnis  für  Frachtschiffe
(S74-5/CI/R12 (v), S74P88/CI/R12 (a) (iii), (vi));

.8 das Funksicherheitszeugnis für Frachtschiffe (S74-5/CI/R12
(iv), S74P88/CI/R12 (a) (iv) (vi));

.9 das Sicherheitszeugnis für Frachtschiffe (S74P88/CI/R12 (a)
(v) (vi));

.10 das Sicherheitszeugnis für Spezialschiffe (S74/CI/R12, SPS
Code, C1/Art. 1.7.12, Entschließung A.791 (19));

.11 im  Fall  von  Ro-Ro-Fahrgastschiffen:  die  Angaben  zum
A/Amax-Wert (S74-15/CII-1/R8-1);

.12 die Lecksicherheitspläne und Lecksicherheitshandbücher
(S74-34/CII-1/Reg. 19, 20, 23);

.13 die  Stabilitätsunterlagen  (S74/CII-1/22  und  CII-1/25-8;
LLP88, Reg. 10);

.14 das Manövrierheft (S74-1/CII-1/Reg. 28.2);

.15 die Eignungsbescheinigung für unbesetzte Maschinenräu-
me (UMS) (S74-1/CII-I/R46.3);

.16 das Ausnahmezeugnis und die Liste der Ladungen (S74/
CII-2/R10.7.1.4);

.17 den Brandschutzplan (S74-23/CII-2/Reg. 15.2.4);

.18 das  Brandsicherheits-Betriebshandbuch  (S74-23/CII-2/
Reg. 16.3.1);

.19 die besondere Aufstellung oder das besondere Ladungsma-
nifest  für  gefährliche Güter  oder  aber  einen  detaillierten
Stauplan (IAO 134/A4.3(h), S74-23/CII-2/R19);

.20 die Eignungsbescheinigung für die Beförderung gefährlicher
Güter (S74-1/CII-2/R54.3, S74-24/CII-2/R19.4);

.21 die Eintragungen im Schiffstagebuch über Übungen, ein-
schließlich Sicherheitsübungen, und das Inspektions- und
Wartungstagebuch für Rettungsmittel und -vorrichtungen
sowie für Brandbekämpfungsausrüstung und -vorrichtun-
gen (S74-33/CIII/R.37, R19.3, R19.4, R20);

.22 das Schiffsbesatzungszeugnis (S74-23/CV/R14.2);

.23 den Plan für die Zusammenarbeit bei der Suche und Ret-
tung (SAR) für Fahrgastschiffe, die auf festgelegten Strecken
verkehren (S74-15/CV/R15.c, R7.2);

.24 den  LRIT-Funktionsprüfungsbericht  (Conformance Test
 Report);

.25 eine Ausfertigung des von der Prüfeinrichtung ausgestellten
Prüfzeugnisses mit dem Datum der erfolgreichen Prüfung
und den der Prüfung zugrunde liegenden Leistungsanforde-
rungen an den Schiffsdatenschreiber (voyage data recorder,
VDR) (S74/CV/R18.8);
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.26 For passenger ships, List of operational  limitations  (S74-
24/CV/R30.2); 

.27 Cargo Securing Manual (S74-25/CVI/R5.6); 

.28 Bulk Carrier Booklet (S74-16/CVI/R7.3);

.29 Loading/Unloading Plan for bulk carriers (S74-16/CVI/R7.3);

.30 Document of authorization for the carriage of grain (S74-
8/CVI/R9); 

.31 INF (International Code for the Safe Carriage of Packaged
Irradiated Nuclear Fuel, Plutonium and High-Level Radio-
active Wastes on Board Ships) Certificate of Fitness (S74-
21/CVII/R16, INFC 1.3); 

.32 Copy of Document of Compliance  issued  in accordance
with the International Management Code for the Safe Ope-
ration of Ships and for Pollution Prevention (DoC) ISM Code
(S74-11/CIX/R4.1);

.33 Safety Management Certificate issued in accordance with
the International Management Code for the Safe Operation
of  Ships  and  for  Pollution  Prevention  (SMC)  (S74-
11/CIX/R4.2, 4.3);

.34 High Speed Craft Safety Certificate and Permit to Operate
High Speed Craft (S74-12/CX/R3.2, HSCC 1.8.1, 2);

.35 Continuous Synopsis Record (S74-31/CXI-1/R5);

.36 International Certificate of Fitness for the Carriage of Lique-
fied Gases in Bulk, or the Certificate of Fitness for the Car-
riage of Liquefied Gases in Bulk, whichever is appropriate
(GCC-4/CI/N1.6.4, IGCC*)/CI/N1.5.4 ); 

.37 International Certificate of Fitness for the Carriage of Dange-
rous Chemicals in Bulk, or the Certificate of Fitness for the
Carriage of Dangerous Chemicals in Bulk, whichever is ap-
propriate  (BCC-10/CI/N1.6.3), (IBCC*/CI/N1.5.4);
(BCH/I/1.6.1); 

.38 International  Oil  Pollution  Prevention  Certificate
(M73/78/ANI/R7.1); 

.39 Survey Report Files (in case of bulk carriers or oil tankers)
(M73/78,ANI/R13G(3), S74-20/CXI/R2);

.40 Oil Record Book, parts I and II (M73/78/ANI/R17, R36); 

.41 Shipboard Marine pollution emergency plan for Noxious Li-
quid Substances (M73/78/ANII/Reg.17); 

.42 (Interim) Statement of compliance Condition Assessment
Scheme (CAS) (M73/78/ANI/R20.6, R21.6.1);

.43 For oil tankers, the record of oil discharge monitoring and
control  system  for  the  last  ballast  voyage
(M73/78/ANI/R31.2);

.44 Shipboard  Oil  Pollution  Emergency  Plan
(M73/78/ANI/R37.1); 

.45 International Pollution Prevention Certificate for the Carriage
of  Noxious  Liquid  Substances  in  Bulk  (NLS)
(M73/78/ANII/R9.1); 

.46 Cargo  Record  Book  (M73/78/ANII/R15, M73/78/ANII-
APP2); 

.47 Procedures and Arrangements Manual (chemical tankers)
(M73/78/ANII/R14.1 + P&A manual);

.26 bei Fahrgastschiffen: die Liste der Betriebsbeschränkungen
(S74-24/CV/R30.2);

.27 das Ladungssicherungshandbuch (S74-25/CVI/R5.6);

.28 die Trimm- und Stabilitätsunterlagen für Massengutschiffe
(S74-16/CVI/R7.3);

.29 den  Lade-/Löschplan  bei  Massengutschiffen  (S74-
16/CVI/R7.3);

.30 die Genehmigung für die Beförderung von Getreide (S74-
8/CVI/R9);

.31 das INF(Internationaler Code für die sichere Beförderung
von  verpackten bestrahlten Kernbrennstoffen, Plutonium
und hochradioaktiven Abfällen mit Seeschiffen)-Eignungs-
zeugnis (S74-21/CVII/R16, INFC 1.3);

.32 eine Ausfertigung des Zeugnisses über die Erfüllung der ein-
schlägigen Vorschriften nach Maßgabe des Internationalen
Codes  für  Maßnahmen  zur  Organisation  eines  sicheren
Schiffsbetriebs und der Verhütung der Meeresverschmut-
zung  (Document of Compliance, DoC)  ISM-Code  (S74-
11/CIX/R4.1);

.33 das Zeugnis über die Organisation von Sicherheitsmaßnah-
men nach Maßgabe des Internationalen Codes für Maßnah-
men zur Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs und der
Verhütung der Meeresverschmutzung (Safety Management
Certificate, SMC) (S74-11/ CIX/R4.2, 4.3);

.34 das Sicherheitszeugnis für Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge
und die Erlaubnis zum Betrieb von Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen (S74-12/CX/R3.2, HSCC 1.8.1, 2);

.35 die lückenlose Stammdatendokumentation (S74-31/CXI-1/
R5);

.36 das Internationale Zeugnis über die Eignung zur Beförde-
rung verflüssigter Gase als Massengut beziehungsweise das
Zeugnis  über  die  Eignung  zur  Beförderung  verflüssigter
Gase als Massengut (GCC-4/CI/N1.6.4, IGCC*/CI/N1.5.4);

.37 das Internationale Zeugnis über die Eignung zur Beförde-
rung gefährlicher Chemikalien als Massengut beziehungs-
weise das Zeugnis über die Eignung zur Beförderung ge-
fährlicher Chemikalien als Massengut (BCC-10/CI/N1.6.3),
(IBCC*/CI/N1.5.4); (BCH/I/1.6.1);

.38 das Internationale Zeugnis über die Verhütung der Ölver-
schmutzung (IOPP) (M73/78/ANI/R7.1);

.39 die Besichtigungsberichte (im Fall von Massengutschiffen
oder  Öltankschiffen)  (M73/78,  ANI/R13G(3),  S74-20/
CXI/R2);

.40 das Öltagebuch, Teil I und Teil II (M73/78/ANI/R17, R36);

.41 den bordeigenen Notfallplan für Meeresverschmutzungen
durch schädliche flüssige Stoffe (M73/78/ANII/Reg. 17);

.42 die  (vorläufige) Bescheinigung über das Zustandsbewer-
tungsschema  (Condition Assessment Scheme, CAS),
(M73/78/ANI/R20.6, R21.6.1);

.43 im Fall von Öltankschiffen: die Aufzeichnungen über den
Einsatz des Überwachungs- und Kontrollsystems für das
Einleiten  von  Öl  auf  der  letzten  Ballastreise
(M73/78/ANI/R31.2);

.44 den  bordeigenen  Notfallplan  für  Ölverschmutzungen
 (SOPEP) (M73/78/ANI/R37.1);

.45 das  Internationale  Zeugnis  über  die  Verhütung  der  Ver-
schmutzung bei der Beförderung schädlicher flüssiger Stof-
fe als Massengut („NLS-Zeugnis“) (M73/78/ANII/R9.1);

.46 das  Ladungstagebuch  (M73/78/ANII/R15,  M73/78/ANII-
APP2);

.47 das Handbuch für Verfahren und Vorkehrungen (Chemika-
lientankschiffe) (M73/78/ANII/R14.1 + Handbuch für Verfah-
ren und Vorkehrungen (P&A Manual));
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.48 International  Sewage  Pollution  Prevention  Certificate
(ISPPC) (M73/78/ANIV/R5.1); 

.49 Garbage Management Plan (M73/78/ANV/R9.2); 

.50 Garbage Record Book (M73/78/ANV/R9.3); 

.51 International  Air  Pollution  Prevention  Certificate  (IAPPC)
(M73/78/ANVI/R6.1); 

.52 Logbook for fuel oil change-over (M73/78/ANVI/R14.4.6);

.53 Type  approval  certificate  of  incinerator
(M73/78/ANVI/R16.6.1) + Appendix IV(1)); 

.54 Bunker delivery notes (M73/78/ANVI/R18.5+ Appendix V);

.55 Engine  International  Air  Pollution  Prevention  Certificate
 (EIAPPC) (NoxTC2008/ 2.1.1.1); 

.56 Technical files (NoxTC2008/2.3.6); 

.57 Record book of engine parameters (NoxTC2008/6.2.2.7.1);

.58 International Load Line Certificate (1966) (LLP’88 Art.16.1); 

.59 International  Load  Line  Exemption  Certificate  (LLP’88
Art.16.2); 

.60 Certificates issued in accordance with STCW Convention
(STCW95/Art. VI, RI/2, Sect. A-I/2); 

.61 Cargo  Gear  Record  Book  (ILO134/C32/Art. 9(4)/
ILO152(25)); 

.62 Certificates  loading  and  unloading  equipment
(ILO134/A4.3(e);ILO/C32/Art 9(4)); 

.63 Medical certificates (ILO Convention No. 73); 

.64 Table of shipboard working arrangements (ILO Convention
No. 180/Part II/Art 5.7 a & b and STCW95/A-VIII/1.5); 

.65 Records of hours of work or rest of seafarers (ILO Conven-
tion No. 180/PartII/Art 8.1); 

.66 Mobile  Offshore  Drilling  Unit  Safety  Certificate  (MODU
Code/I/Section 6); 

.67 Certificate of insurance or any other financial security in re-
spect  of  civil  liability  for  oil  pollution  damage
(CLC69P92/AVII.2); 

.68 Certificate of insurance or any other financial security in re-
spect  of  civil  liability  for  Bunker  oil  pollution  damage 
(BUNKERS 2001/Art.7.2); 

.69 International  Ship  Security  Certificate  (ISSC)
(ISPSC/PA/19.2.1); 

.70 Record of AFS (AFS/Annex 4/Reg 2(1));

.71 International Anti-Fouling System Certificate (IAFS Certifica-
te) (AFS/Annex 4/Reg 2(1)); 

.72 Declaration on AFS (AFS/Annex 4/Reg 5(1)).

Annex 11

Inspection Commitments of Authorities 

I n s p e c t i o n  Comm i tmen t s   o f  Membe r   S t a t e s

1 The inspection commitments of each Authority are:

a) to carry out an inspection on every ship calling at one of
its ports and anchorages with a Priority I status, and

b) to carry out a number of inspections on Priority I and
Priority II ships which corresponds at least to its annual
inspection commitment.

.48 das  Internationale  Zeugnis  über  die  Verhütung  der  Ver-
schmutzung durch Abwasser (ISPPC) (M73/78/ANIV/R5.1);

.49 den Müllbehandlungsplan (M73/78/ANV/R9.2);

.50 das Mülltagebuch (M73/78/ANV/R9.3);

.51 das Internationale Zeugnis über die Verhütung der Luftver-
unreinigung durch Schiffe (IAPPC) (M73/78/ANVI/R6.1);

.52 das  Bordbuch  für  Brennstoffumstellung  (M73/78/
ANVI/R14.4.6);

.53 die Baumusterzulassung für bordseitige Verbrennungsanla-
gen (M73/78/ANVI/R16.6.1 + Anhang IV(1));

.54 Bunkerlieferbescheinigungen  (M73/78/ANVI/R18.5  +  An-
hang V);

.55 das Internationale Motorenzeugnis über die Verhütung der
Luftverunreinigung (EIAPPC) (NOxTC2008/2.1.1.1);

.56 die Technische NOx-Akte (NOxTC2008/2.3.6);

.57 das  Protokollbuch  der  Motorparameter  (NOxTC2008/
6.2.2.7.1);

.58 das Internationale Freibordzeugnis (1966) (LLP’88 Art. 16.1)

.59 das  Internationale  Freibord-Ausnahmezeugnis  (LLP’88
Art. 16.2);

.60 nach Maßgabe des STCW-Übereinkommens ausgestellte
Zeugnisse (STCW95/Art. VI, RI/2, Abschnitt A-I/2);

.61 das Ladegeschirrbuch (IAO 134/C32/Art. 9(4)/IAO 152(25));

.62 Zeugnisse für Lade- und Löschvorrichtungen (IAO 134/A4.3
(e); IAO/C32/Art. 9(4));

.63 die Gesundheitszeugnisse (IAO-Übereinkommen Nr. 73);

.64 die bordseitige Arbeitszeit-Übersicht (IAO-Übereinkommen
Nr. 180/Teil II/Art. 5.7 a & b und STCW95/A-VIII/1.5);

.65 Aufzeichnungen über die Arbeits- und Ruhezeiten von See-
leuten (IAO-Übereinkommen Nr. 180/Teil II/Art. 8.1);

.66 das Sicherheitszeugnis für eine bewegliche Offshore-Bohr-
plattform (MODU Code/I/Abschnitt 6);

.67 das  Versicherungszertifikat  oder  jede  andere  finanzielle
 Sicherheit  im Hinblick  auf  die  zivilrechtliche Haftung  für
 Ölverschmutzungsschäden (CLC69P92/AVII.2);

.68 die Bescheinigung über die Versicherung oder sonstige fi-
nanzielle Sicherheit für die zivilrechtliche Haftung für Bun-
kerölverschmutzungsschäden (BUNKERS 2001/Art. 7.2);

.69 das  Internationale  Zeugnis  über  die Gefahrenabwehr  an
Bord eines Schiffes (ISSC) (ISPSC/PA/19.2.1);

.70 die Spezifikation der Bewuchsschutzsysteme (AFS, Anla-
ge 4, Regel 2 (1));

.71 das Internationale Zeugnis über ein Bewuchsschutzsystem
(IAFS-Zeugnis) (AFS, Anlage 4, Regel 2(1));

.72 die Erklärung über ein Bewuchsschutzsystem (AFS, Anla-
ge 4, Regel 5 (1)).

Anlage 11

Überprüfungspflichten der Behörden

Übe r p r ü f u n g sp f l i c h t e n   d e r  M i t g l i e d s t a a t e n

1 Die Überprüfungspflichten einer jeden Behörde bestehen
darin,

a) jedes Schiff der Prioritätsstufe I zu überprüfen, das ei-
nen ihrer Häfen oder Ankerplätze anläuft, und

b) so viele Überprüfungen von Schiffen der Prioritätsstufe I
und der Prioritätsstufe II durchzuführen, dass deren An-
zahl mindestens ihrer jährlichen Überprüfungspflicht ent-
spricht.

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2013 Teil II Nr. 4, ausgegeben zu Bonn am 26. Februar 2013 219

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de



2 The information system shows, daily, whether a Member
State is ahead or behind the commitment in 1.b above.

F l e x i b i l i t y   i n   P r i o r i t y   I   c omm i tmen t

3 The following paragraphs describe the flexibility for meeting
the commitment in paragraph 1.a above. Until there is suf-
ficient data in the information system to derive the regional
commitment a calculation will be made in accordance with
a PSCCInstruction.

4 Ships which arrive in port as a Priority I must be selected for
inspection. However the Member State may postpone the
inspection in the following ways:

a) to the next call of the ship at the same Member State,
provided that the ship does not call at another port wit-
hin the Paris MoU region and the postponement is no
more than 15 days;

b) to another port of call if this port is within the Paris MoU
region and its authority agrees in advance to inspect the
ship and the postponement is no more than 15 days.

Inspections which are postponed in this way and recorded
in the information system are not considered as missed in-
spections. 

5 In addition to the flexibility provided in paragraph 4 above
an Authority may miss: 

a) up to 5% of the total number of Priority I ships with a
high risk profile calling at its ports and anchorages;

b) up to 10% of the total number of Priority I ships other
than those with a high risk profile calling at its ports and
anchorages. 

6 In following circumstances Priority I inspections which are
missed are not counted in the allowance mentioned in para-
graph 5 above: 

a) if in the judgement of the authority the conduct of the in-
spection would create a risk to the safety of inspectors,
the ship, its crew or to the port, or to the marine envi-
ronment, or

b) if the ship call takes place only during night time. Mem-
ber States should however ensure that ships which only
make night time calls do not avoid inspection complete-
ly, or

c) additionally in the case of a ship which only calls at an
anchorage within the jurisdiction of a port, if the ship is
inspected in another port or anchorages within the Paris
MoU region within 15 days, or

d) additionally in the case of a ship which only calls at an
anchorage within the jurisdiction of a port, the call is only
during night time or if its duration is too short for the in-
spection to be carried out satisfactorily.

7 In the circumstances described in paragraph 6 above the
Authority is required to record in the information system the
reasons for missing the inspection. 

8 The calculation of the total number of Priority I ships an Aut-
hority receives (as in paragraph 5 above) does not include
the ships mentioned in paragraphs 4 & 6 above.

2 Das Informationssystem gibt tagesaktuell darüber Auskunft,
ob ein Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen nach Absatz 1
Buchstabe b voraus ist oder sich mit diesen im Rückstand
befindet.

F l e x i b i l i t ä t   b e i   d e n   Ü b e r p r ü f u n g s p f l i c h t e n   f ü r
S c h i f f e   d e r   P r i o r i t ä t s s t u f e   I

3 Die folgenden Absätze beschreiben die Flexibilität bei der
Erfüllung der Verpflichtung nach Absatz 1 Buchstabe a. Bis
genügend Daten im Informationssystem vorliegen, um aus
diesen die Überprüfungspflicht für die Region abzuleiten, er-
folgt eine Berechnung nach einer Anweisung des Hafen-
staatkontrollausschusses.

4 Schiffe, die als Schiffe der Prioritätsstufe I in einen Hafen
einlaufen, müssen zur Überprüfung ausgewählt werden. Der
Mitgliedstaat kann die Überprüfung jedoch wie folgt auf-
schieben:

a) bis zum nächsten Anlaufen des Schiffes in demselben
Mitgliedstaat, sofern das Schiff keinen anderen Hafen
innerhalb des Geltungsbereichs der Pariser Vereinba-
rung anläuft und der Aufschub nicht mehr als 15 Tage
beträgt;

b) bis zur Ankunft des Schiffes in einem anderen Anlaufha-
fen, sofern sich dieser Hafen innerhalb des Geltungsbe-
reichs der Pariser Vereinbarung befindet, seine Behörde
sich im Voraus zur Überprüfung des Schiffes bereit er-
klärt und der Aufschub nicht mehr als 15 Tage beträgt.

Überprüfungen, die auf diese Weise aufgeschoben werden
und im Informationssystem erfasst werden, gelten nicht als
ausgebliebene Überprüfungen.

5 Zusätzlich zu der Flexibilität nach Absatz 4 ist es einer Be-
hörde gestattet, keine Überprüfung durchzuführen bei

a) bis zu 5 Prozent der Gesamtzahl der ihre Häfen und An-
kerplätze anlaufenden Schiffe der Prioritätsstufe I mit
 hohem Risikoprofil;

b) bis zu 10 Prozent der Gesamtzahl der ihre Häfen und
Ankerplätze  anlaufenden  Schiffe  der  Prioritätsstufe  I
ohne hohes Risikoprofil.

6 Unter  den  folgenden Umständen werden  ausgebliebene
Überprüfungen der Prioritätsstufe I nicht auf den in Absatz 5
beschriebenen Spielraum angerechnet:

a) für den Fall, dass die Durchführung der Überprüfung
nach Auffassung der Behörde ein Risiko für die Sicher-
heit der Besichtiger, des Schiffes oder dessen Besat-
zung oder für den Hafen beziehungsweise die Meeres-
umwelt darstellen würde;

b) für  den Fall,  dass das Anlaufen des Schiffes  nur  zur
Nachtzeit  erfolgt.  Die  Mitgliedstaaten  sollen  jedoch
 sicherstellen, dass Schiffe, deren Anlaufen ausschließ-
lich zur Nachtzeit erfolgt, eine Überprüfung nicht gänz-
lich umgehen;

c) außerdem im Fall eines Schiffes, das lediglich einen An-
kerplatz im Zuständigkeitsbereich eines Hafens anläuft,
sofern das Schiff innerhalb von 15 Tagen in einem an-
deren Hafen oder an einem anderen Ankerplatz inner-
halb  des  Geltungsbereichs  der  Pariser  Vereinbarung
überprüft wird;

d) außerdem im Fall eines Schiffes, das lediglich einen An-
kerplatz im Zuständigkeitsbereich eines Hafens anläuft,
sofern das Anlaufen nur zur Nachtzeit erfolgt oder von
so kurzer Dauer ist, dass eine zufriedenstellende Über-
prüfung nicht möglich ist.

7 Unter den in Absatz 6 beschriebenen Umständen ist die Be-
hörde verpflichtet, die Gründe für das Ausbleiben der Über-
prüfung im Informationssystem zu dokumentieren.

8 Bei der Berechnung der Gesamtzahl von Schiffen der Prio-
ritätsstufe I, die bei einer Behörde anfallen (wie in Absatz 5
beschrieben), werden die in den Absätzen 4 und 6 genann-
ten Schiffe nicht mit einbezogen.
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A l l ow a n c e   f o r   M embe r   S t a t e   r e c e i v i n g   a n   e x -
c e s s i v e   n umbe r   P r i o r i t y   I   s h i p s

9 The fair share scheme and the selection scheme are inten-
ded to ensure that a Member State is not be required to car-
ry out more Priority I inspections than its annual commit-
ment. However, as a safeguard, for a State inspecting more
Priority 1 ships than its annual commitment the allowance
of missed inspections, as described in paragraph 5 would
be 30%.

Ca l c u l a t i o n   o f   t h e   R e g i o n a l   C omm i tmen t

10 In order to calculate the annual inspection commitment of
each Member State referred to in paragraph 1b above the
first step is to determine the overall annual commitment for
the Paris MoU region (the “regional commitment”).

11 The regional commitment for the year in question is estima-
ted by taking the average number of inspections required in
the previous 3 years.

12 The annual regional commitment is calculated by the infor-
mation system by adding the following:

.1 number of Priority I inspections;

(mandatory periodic and additional)

.2 number of Priority II periodic inspections;

(i.e.  excluding  inspections  triggered  by  unexpected
factors) 

.3 number of Priority I ships which are not inspected du-
ring the year. 

(note: not the number of inspections missed since the
same ship could be missed several times)

C a l c u l a t i o n   o f   a n n u a l   i n s p e c t i o n   c omm i tm e n t
f o r   e a c h  Membe r   S t a t e  

13 The second step in calculating an inspection commitment
for each Member State is to calculate its share of the regio-
nal commitment. This share is the three-year average num-
ber of individual ships calling at the Member State as a per-
centage of the sum of the number of individual ships calling
at each Member State.

A l l owan c e   f o r   a  Membe r   S t a t e  w i t h   t o o   f ew   o p -
p o r t u n i t i e s   t o   i n s p e c t

14 A Member State could receive too few Priority I and Priority
II inspections to be able to reach its annual commitment. In
such a case it will be considered to have met the commit-
ment if it has inspected at least 85% of Priority II ships. The
commitment in 1.a and the corresponding allowance in pa-
ragraph 5 still apply.

Annex 12

Reporting obligations for ships 

Electronic means shall be used whenever possible for any com-
munication provided for in this Annex. 

S p i e l r a um   f ü r   M i t g l i e d s t a a t e n ,   i n   d e n e n   e i n e
ü b e rmä ß i g   g r o ß e   Z a h l   v o n   S c h i f f e n   d e r   P r i o r i -
t ä t s s t u f e   I   a n f ä l l t

9 Das System zur Gewährleistung eines angemessenen An-
teils am Überprüfungsaufkommen und das Auswahlverfah-
ren sollen sicherstellen, dass ein Mitgliedstaat nicht mehr
Überprüfungen der Prioritätsstufe I durchführen muss, als
es seine jährliche Überprüfungspflicht vorsieht. Zum Zwe-
cke der Absicherung  liegt der  in Absatz 5 beschriebene
Spielraum für ausgebliebene Überprüfungen im Falle eines
Staates, der mehr Schiffe der Prioritätsstufe I überprüft, als
es seine jährliche Überprüfungspflicht vorsieht, jedoch bei
30 Prozent.

B e r e c h n u n g   d e r   Ü b e r p r ü f u n g s p f l i c h t   f ü r   d i e
 R e g i o n

10 Der erste Schritt bei der Berechnung der in Absatz 1 Buch-
stabe b genannten jährlichen Überprüfungspflicht eines je-
den Mitgliedstaats ist die Bestimmung der gesamten jähr -
lichen  Überprüfungspflicht  für  den  Geltungsbereich  der
Pariser Vereinbarung (die „Überprüfungspflicht für die Regi-
on“).

11 Die Überprüfungspflicht für die Region für das jeweilige Jahr
wird anhand der durchschnittlichen Anzahl von Überprüfun-
gen geschätzt, die in den vorangegangenen 3 Jahren erfor-
derlich waren.

12 Die jährliche Überprüfungspflicht für die Region wird von
dem Informationssystem durch Hinzurechnung folgender
Größen ermittelt:

.1 Anzahl der Überprüfungen der Prioritätsstufe I

(vorgeschriebene wiederkehrende und zusätzliche Über-
prüfungen);

.2 Anzahl der wiederkehrenden Überprüfungen der Priori-
tätsstufe II

(das heißt ausschließlich der Überprüfungen, die durch
unerwartete Faktoren ausgelöst wurden);

.3 Anzahl der Schiffe der Prioritätsstufe I, die im Verlauf des
Jahres nicht überprüft werden.

(Anmerkung: Nicht die Anzahl der ausgebliebenen Über-
prüfungen, da dasselbe Schiff möglicherweise mehrfach
nicht überprüft wird)

B e r e c h n u ng   d e r   j ä h r l i c h e n   Übe r p r ü f u n g sp f l i c h t
f ü r   j e d e n  M i t g l i e d s t a a t

13 Der zweite Schritt bei der Berechnung der Überprüfungs-
pflicht für jeden Mitgliedstaat besteht in der Berechnung von
dessen Anteil an der Überprüfungspflicht für die Region.
Dieser Anteil ist der Dreijahresdurchschnitt der Anzahl ein-
zelner Schiffe, die den Mitgliedstaat anlaufen, als prozen-
tualer Anteil an der Summe der Anzahl einzelner Schiffe, die
jeden Mitgliedstaat anlaufen.

Sp i e l r a um   f ü r   e i n e n  M i t g l i e d s t a a t ,   d e r   z u  w e n i -
g e   G e l e g e n h e i t e n   z u r   D u r c h f ü h r u n g   v o n   Ü b e r -
p r ü f u n g e n   h a t

14 Es ist möglich, dass in einem Mitgliedstaat zu wenige Über-
prüfungen der Prioritätsstufe I und der Prioritätsstufe II an-
fallen, als dass er seiner jährlichen Überprüfungspflicht ent-
sprechen  könnte.  In  einem  solchen  Fall  gilt  seine
Überprüfungspflicht als erfüllt, wenn er mindestens 85 Pro-
zent der Schiffe der Prioritätsstufe II überprüft hat. Die Über-
prüfungspflicht nach Absatz 1 Buchstabe a und der ent-
sprechende Spielraum nach Absatz 5 gelten weiterhin.

Anlage 12

Meldepflichten der Schiffe

Bei allen in dieser Anlage vorgesehenen Mitteilungen ist der elek-
tronischen Übermittlung stets der Vorzug zu geben.
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72hou r  me s s a g e   ( 7 2   E TA )  

1 A ship which, in accordance with Annex 9, is eligible for an
expanded inspection and bound for a port or anchorage of a
Member State, shall notify its arrival 72 hours in advance to
the Authority or earlier if required by national provisions.

2 At least following information shall be submitted: 

(a) ship identification (mandatory IMO number and additio-
nal name, call sign and/or MMSI number);

(b) port of destination; 

(c) estimated time of arrival (ETA); 

(d) estimated time of departure (ETD); 

(e) planned duration of the call; 

(f) for tankers 

(i) configuration: single hull, single hull with SBT, double
hull; 

(ii) condition of the cargo and ballast tanks: full, empty,
inerted; 

(iii) volume and nature of cargo; 

(g) planned operations at the port or anchorage of destinati-
on (loading, unloading, other); 

(h) planned  statutory  survey  inspections  and  substantial
maintenance and repair work to be carried out whilst in
the port of destination;

(i) date of last expanded inspection in the Paris MoU regi-
on. 

2 4 h o u r  me s s a g e   ( 2 4   E TA )

3 The operator, agent or master of ship bound for a port or an-
chorage of a Member State shall notify its arrival at least 24
hours in advance, or at the latest, at the time the ship leaves
the previous port, if the voyage time is less than 24 hours, or
if the port of call  is not known or it  is changed during the
voyage, as soon as this information is available.

4 Following information shall be submitted: 

(a) ship identification (mandatory IMO number and additio-
nal name, call sign and/or MMSI number);

(b) port of destination; 

(c) estimated time of arrival (ETA); 

(d) estimated time of departure (ETD). 

A c t u a l   a r r i v a l  me s s a g e   ( ATA )

5 Member States report the actual time of arrival (ATA) of any
ship calling at Member States ports (located in the Paris MoU
region) and anchorages, together with an identifier of the port
concerned within a reasonable time to the Information Sys-
tem.

6 Following information shall be submitted: 

(a) ship identification (mandatory IMO number and additio-
nal name, call sign and/or MMSI number);

(b) port; 

(c) actual time of arrival; 

(d) at anchorage: yes, no.

7 2 - S t u nd e n -Vo ra nme l d u ng   ( 7 2   E TA )

1 Ein Schiff, das nach Anlage 9 für eine erweiterte Überprüfung
in Betracht kommt und zu einem Hafen oder Ankerplatz ei-
nes Mitgliedstaats fährt, meldet der Behörde seine Ankunft
72 Stunden vor seinem Eintreffen oder, soweit nach inner-
staatlichen Bestimmungen erforderlich, zu einem früheren
Zeitpunkt.

2 Es sind mindestens folgende Angaben zu übermitteln:

a) Identifikation des Schiffes (vorgeschriebene IMO-Num-
mer  sowie  zusätzlicher  Name,  Rufzeichen  und/oder
MMSI-Nummer);

b) Bestimmungshafen;

c) voraussichtlicher Ankunftszeitpunkt (ETA);

d) voraussichtlicher Abfahrtszeitpunkt (ETD);

e) vorgesehene Dauer der Liegezeit;

f) für Tankschiffe

i) Bauweise: einfache Hülle, einfache Hülle mit getrenn-
tem Ballasttank (SBT), Doppelhülle;

ii) Zustand der Lade- und Ballasttanks: voll, leer, inerti-
siert;

iii) Ladungsart und -volumen;

g) geplante Tätigkeiten im Bestimmungshafen oder am Be-
stimmungsankerplatz (Laden, Löschen, sonstige);

h) geplante vorgeschriebene Kontrollüberprüfungen und we-
sentliche Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten,
die  während  des  Aufenthalts  im  Bestimmungshafen
durchzuführen sind;

i) Datum der letzten erweiterten Überprüfung im Geltungs-
bereich der Pariser Vereinbarung.

2 4 - S t u nd e n -Vo ra nme l d u ng   ( 2 4   E TA )

3 Der Betreiber, Agent oder Kapitän eines zu einem Hafen oder
Ankerplatz eines Mitgliedstaats fahrenden Schiffes meldet
dessen Ankunft mindestens 24 Stunden vor dessen Eintref-
fen oder, sofern die Reisedauer weniger als 24 Stunden be-
trägt, spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem es den vorheri-
gen  Hafen  verlässt,  oder,  sofern  der  Bestimmungshafen
unbekannt ist oder sich während der Reise ändert, sobald die
entsprechende Information verfügbar ist.

4 Folgende Angaben sind zu übermitteln:

a) Identifikation des Schiffes (vorgeschriebene IMO-Num-
mer  sowie  zusätzlicher  Name,  Rufzeichen  und/oder
MMSI-Nummer);

b) Bestimmungshafen;

c) voraussichtlicher Ankunftszeitpunkt (ETA);

d) voraussichtlicher Abfahrtszeitpunkt (ETD).

B e n a c h r i c h t i g u n g   ü b e r   d e n   t a t s ä c h l i c h e n   A n -
k u n f t s ze i t p u n k t   ( ATA )

5 Die Mitgliedstaaten melden dem Informationssystem inner-
halb einer angemessenen Frist und zusammen mit einem
Identifizierungsmerkmal des betreffenden Hafens den tat-
sächlichen Ankunftszeitpunkt (ATA) jedes Schiffes, das ihre
Häfen (die sich im Geltungsbereich der Pariser Vereinbarung
befinden) und Ankerplätze anläuft.

6 Folgende Angaben sind zu übermitteln:

a) Identifikation des Schiffes (vorgeschriebene IMO-Num-
mer  sowie  zusätzlicher  Name,  Rufzeichen  und/oder
MMSI-Nummer);

b) Hafen;

c) tatsächlicher Ankunftszeitpunkt;

d) an einem Ankerplatz: ja, nein.
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Ac t u a l   d e p a r t u r e  me s s a g e   ( ATD )

7 Member States shall  transfer  the actual  time of departure
(ATD) of any ship calling at Member States ports and ancho-
rages, together with an identifier of the port concerned within
a reasonable time to the Information System.

8 The following information shall be submitted: 

(a) ship identification (mandatory IMO number and additio-
nal name, call sign and/or MMSI number);

(b) port; 

(c) actual time of departure.

B e n a c h r i c h t i g u n g   ü b e r   d e n   t a t s ä c h l i c h e n   A b -
f a h r t s ze i t p u n k t   ( ATD )

7 Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Informationssystem in-
nerhalb einer angemessenen Frist und zusammen mit einem
Identifizierungsmerkmal des betreffenden Hafens den tat-
sächlichen Abfahrtszeitpunkt (ATD) jedes Schiffes, das ihre
Häfen und Ankerplätze anläuft.

8 Folgende Angaben sind zu übermitteln:

a) Identifikation des Schiffes (vorgeschriebene IMO-Num-
mer  sowie  zusätzlicher  Name,  Rufzeichen  und/oder
MMSI-Nummer);

b) Hafen;

c) tatsächlicher Abfahrtszeitpunkt.
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